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Geleitwort zu den Ausführungen von Sir Oswald Mosley 


Sir Oswald Mosley, der Gründer und Führer der „British Union of Fascists‘* hat 
auf meine Anregung für die „„Geopolitik“ den nachstehenden weltpolitischen Aufsatz 
geschrieben, dem ich ein paar Worte voranschicken muß: 

Ich hörte von Sir Oswald zum erstenmal anläßlich meines England- Aufenthaltes 
im Jahre 1931. Er gehörte damals zur Labour Party und als jüngstes Mitglied der 
Regierung Mac Donalds an. Die Umstände, unter denen er aus Partei und Kabinett 
austrat, um seiner nationalen und sozialen Ideale willen, erregten mein größtes 
Interesse. Kurz darauf gründete Mosley die British Union of Fascists. Der Kampf 
gegen sie wird so gut wie von der gesamten Presse überaus wirksam geführt, indem 
sie nichts über die Bewegung bringt und selbst die größten Versammlungen mit 
einer knappen Notiz abtut. Ein Fremder, der sich nach Mosley erkundigt, erhält 
im allgemeinen die Auskunft, er sei ein ehrgeiziger politischer Wirrkopf, und. die 
von ihm begründete Faschistenpartei gänzlich bedeutungs- und einflußlos. 

Ich muß jedoch gestehen, daß meine Eindrücke im Frühling dieses Jahres mich 
zu einem ganz anderen Ergebnis führten. Ich habe mich sehr ausführlich mit dem 
britischen Faschismus beschäftigt. Ich habe viele Faschisten kennengelernt, ich habe 
viele Versammlungen besucht, große und kleine, in Sälen wie auf offener Straße, 
in London wie in der Provinz. Ich habe Sir Oswald Mosley als Redner gehört 
und mich lange unter vier Augen mit ihm unterhalten. Und als am Ende meines 
englischen Aufenthaltes ein britischer Politiker mir wieder von dem ,„Wirrkopf 
Mosley‘: anfangen wollte, antworiete ich ihm, mir schiene er im Gegenteil der ein- 
zige Mann in England, der klar und konsequent politisch zu denken vermöchte. 

Das letztere war natürlich eine absichtliche Übertreibung, aber zusammenfassend 
muß ich doch sagen, daß ich einen ganz starken Eindruck von Mosley wie von 
seiner Bewegung erhielt. Beide erscheinen mir von einem ebenso klaren, harten 
Wirklichkeiissinn wie reinem Glauben beseelt. Und ich scheue mich nicht, trotz so 
vielen anderen gegenteiligen Ansichten und Behauptungen meine Überzeugung aus- 
zusprechen, daß die britische Faschistische Partei, unbeschadet der Todschweigetaktik 
ihrer Gegner, bereits in Kürze eine maßgebende Rolle in der britischen Politik 
spielen wird, und daß sie alle Aussicht hat, zum Siege zu kommen. 

Von dem Namen „British Union of Fascists‘‘ darf man sich nicht irreführen 
lassen. Es handelt sich keineswegs um eine bloße Nachahmung des italienischen 
Vorbildes. Dem Deutschen will es eher scheinen, als besitze die Bewegung mehr 
Ähnlichkeit mit dem Nationalsozialismus als mit dem Faschismus. Im Grunde aber 
ist sie natürlich keines von beiden, sondern eben britisch. Und wenn man sie näher 
bezeichnen will, so geschieht es vielleicht am besten mit den Worten, daß sie ver- 
sucht, den heldischen Geist des Elisabeihanischen England wieder zu erwecken. 

Sir Oswald Mosley ist nicht England — noch nicht! Und wir Deutschen haben 
kein Recht, uns in innerpolitische Fragen Großbritanniens einzumischen, und wir 
wollen es auch nicht. Allein niemand kann es uns verargen, mit Sympaihie den 
Kampf eines Mannes um seine Ideale und seine Macht zu verfolgen, in dem sich 
meiner Ansicht nach die besten Seiten des Britentums verkörpern, und dessen Sieg 
unsere Bemühungen, den Frieden Europas zu sichern, tatkräftig fördern wird! 


Colin Ross. 
4o 
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Sır OSWALD MOSLEY: 
Das große Entweder-Oder 
Die europäische Synthese innerhalb der universalistischen Bestrebungen 
des Faschismus und Nationalismus 
Übersetzt von Paul Fohr 
Nachdruck, auch auszugsweise, nur mit Genehmigung des Verlages. 

Im folgenden sollen die Ursachen einer Untersuchung unterzogen werden, die 
dem Versagen und Zusammenbruch des von Finanzinteressen beherrschten demo- 
kratischen Systems (im folgenden Gelddemokratie genannt) in Europa zugrunde 
liegen. Die Arbeit bringt zugleich aufbauende Vorschläge für eine Wandlung im 
Sinne der Strömungen des 20. Jahrhunderts und der neuen Bewegung. 

Es erübrigt sich hierbei ein näheres Eingehen auf die Verhältnisse der Vorkriegs- 
zeit, abgesehen von der Feststellung, daß in Großbritannien und Frankreich immer 
noch derselbe Geist und dieselben Menschen herrschen wie im Jahre ıgı4 und in 
den der großen Katastrophe vorangegangenen Jahren. Ich habe mir vor allem die 
Aufgabe gestellt, den Aufbaugedanken einer Prüfung zu unterziehen, der sich aus 
dieser verhängnisvollen Tatsache ergeben hat, und den Tatsachen nachzugehen, die 
Europa heute die Preisgabe jenes Gedankens nahelegen und es zwingen, ihn durch 
einen andern zu ersetzen. 

Der leitende Gedanke der Nachkriegsgeneration, dem auch die Staatsmänner 
aller Länder wenigstens Lippendienst erwiesen, war auf den Zusammenschluß der 
europäischen Staaten zu einem System öffentlichen Rechts und öffentlicher Ord- 
nung gerichtet, das die innerhalb der Staaten bestehenden Ordnungen dieser Art 
in großen Zügen auch auf die internationalen Belange zu übertragen bestimmt war. 
Die zwischen den binnenstaatlichen und internationalen Verhältnissen gedachte 
Analogie war aber insofern nicht vollständig; denn die Länder, die eben noch zur 
Sicherung ihrer Grenzen Krieg geführt hatten, wollten sich in ihren staatlichen 
Hoheitsrechten nicht beeinträchtigen lassen und wollten mit Recht nicht dulden, 
daß ihre Zukunft von der Entscheidung eines internationalen Gerichtshofs ab- 
hängen solle, der unter den beherrschenden Einfluß von Delegierten südamerikani- 
scher Republiken geraten konnte. 

Trotz wiederholter Versuche von Politikern der internationalen Schule, die 
Großen mit der Kette der Kleinen zu fesseln, wurde somit jenes wesentliche Moment 
ungeschmälerter staatlicher Oberhoheit in das ursprüngliche Völkerbundsstatut auf- 
genommen; freilich sind dann später des öfteren Versuche unternommen worden, 
diese Garantie der Souveränität aufzuheben; das Ergebnis war aber regelmäßig 
verheerend. Der ursprüngliche Völkerbundsgedanke enthielt also, wenn von Über- 
flüssigkeiten und Mängeln der Fassung des Statuts abgesehen wird, einen einzigen 
leitenden, die Ideenwelt der Nachkriegszeit befruchtenden Gedanken: den des Zu- 
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sammenschlusses Europas zum Zweck der gegenseitigen Gewährleistung von Sicher- 
heit und Förderung der Wohlfahrt im Unterschied von dem System, das Gene- 
rationen der Vorkriegszeit beherrscht und Europa in zwei einander entgegengesetzte 
Lager auf Ausgleich berechneter Bündnisse gespalten hatte. 

Das europäische Gleichgewichtssystem hatte im großen und ganzen Hunderte von 
Jahren hindurch die europäische Politik beherrscht und immer wieder zu Kriegen 
mit zunehmend schlimmen Folgen geführt. Der eine leitende weltpolitische Ge- 
danke der Nachkriegszeit, der im Völkerbund und nur in ihm zum Ausdruck ge- 
langte, war zugleich der Wille, jenes System unter allen Umständen zu beseitigen 
und die Zerklüftung durch Zusammenschluß zu ersetzen. Es ist also ebenso tra- 
gisch wie zu ironischen Betrachtungen herausfordernd, sehen zu müssen, daß das 
Versagen der Staatskunst und des Aufbauwillens der Kriegsgeneration ı8 Jahre 
nach 1918 zur Wiedereinführung eben jenes europäischen Gleichgewichtssystems 
geführt haben, und zwar in einer bedenklicheren und gefährlicheren Gestalt als 
zuvor. Besonders betrübend ist, daß dies alles unter dem Schutz und im Namen 
des Völkerbunds geschah, der doch dazu bestimmt war, ein solches System für alle 
Zeiten aus der Welt zu schaffen. Wer die heutigen Verhältnisse kennt, kann über 
die Tatsachen nicht wohl anderer Meinung sein; denn die Welt ist tatsächlich in 
die Lager der Besitzenden und Nichtbesitzenden geteilt — die schlimmste Zerklüf- 
tung, die die unruhvolle Geschichte Europas je gezeitigt hat. In einem dieser Lager 
stehen Großbritannien, Frankreich und Sowjetrußland, im andern — aus zwingen- 
der Gewalt der beiden gemeinsamen Umstände — Deutschland und Italien, denen 
sich neuerdings infolge von Torheiten ganz ähnlicher Art, die im andern Lager be- 
gangen wurden, auch Japan beigesellte. 

Mit der Wiederkehr des europäischen Gleichgewichtssystems ist denn auch das 
Wiederauftreten des Wettrüstens und der damit zusammenhängenden Bearbeitung 
der öffentlichen Meinung durch die Presse verbunden, die Geist und Wille der 
Europäer neuem Unheil zutreibt. Die Tatsachen, die ich im Auge habe, sind jeder 
Kopfzeile der heutigen Tagesblätter zu entnehmen, und die einzige Frage, die noch 
Sinn hat, ist die: Wie sind diese Verhältnisse entstanden und wie 
können sie überwunden werden? 

* 

Um sie zu beantworten, muß zunächst in Kürze die Kette der Ereignisse durch- 
besprochen werden, die zum Bankrott der Völkerbundsidee geführt haben. Der 
erste Faktor war der Austritt Amerikas, des Urhebers des Völkerbundsgedankens. 
Im Licht späterer Ereignisse würde es schwerfallen, Amerika einen Vorwurf 
daraus zu machen, daß es eine Haltung angenommen hat, die im Grunde nur 
die Einsichten vorausnahm, zu denen andere Länder in der Folge gelangt sind: daß 
keine Nation das Leben ihrer Angehörigen oder ihre wesentlichen Belange aus 
Anlaß von ihrem Gebiet und ihren Einflußsphären fern liegenden Streitigkeiten 

40* 
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aufs Spiel setzen kann oder will. Aber der Austritt Amerikas benahm dem Völker- 
bund jedenfalls die Möglichkeit, gegen Übertreter von Satzungen des Völkerbunds 
nach Analogie binnenländischer Einrichtungen mit aller Strenge und Gewalt vor- 
zugehen. Seitdem sind die Sanktionsbestimmungen des Völkerbundsstatuts hinfällig 
geworden, wo es sich um mächtige Staaten handelt; denn angesichts der Gefahr 
eines Weltbrands zogen sich die Länder jeweils schleunigst auf die Stellungen zu- 
rück, die ihren wichtigsten Interessen entsprachen. 

Was von der Völkerbundsidee noch übriggeblieben war, wurde vollends durch 
die Tatsache zunichte gemacht, daß Japan, die Türkei, Polen, Litauen, Bolivia und 
Paraguay dem Völkerbund ohne Ahndung trotzen durften. Es währte nicht lange, 
und auf den Rückschlag, den der Austritt Amerikas zur Folge gehabt hatte, folgte 
der Bankrott der leitenden Idee des Zusammenschlusses von Europa. Deutschland 
trat aus dem Völkerbund aus, und dieser sein Austritt war die unausbleibliche Folge 
der Politik, die den Völkerbund ins Leben gerufen hatte. Der Zusammenschluß 
Europas konnte nämlich nur auf der Gerechtigkeit des europäischen Systems be- 
ruhen; Deutschland aber war ein Vertrag aufgezwungen worden, der nicht nur 
ursprünglich ungerecht war, sondern in der Folge von denen, die ihn Deutschland 
diktiert hatten, wiederholt zu ihrem eigenen Vorteil verletzt wurde. Es ist unerheb- 
lich, unter welchen Umständen und zu welcher Zeit der Austritt Deutschlands er- 
folgte; denn er war unvermeidbar, falls Deutschland nicht die Mitschuld an seiner 
dauernden Versklavung auf sich nehmen wollte. Amerika verließ also den Völker- 
bund aus Gründen, die außerhalb des Bereichs der europäischen Politik lagen und 
der ursprünglichen Idee des Völkerbunds fremd waren; der Grund, aus dem 
Deutschland dem Völkerbund den Rücken kehrte, stand in unmittelbarem, ursäch- 
lichem Zusammenhang mit der allen Warnungen des Schicksals zum Trotz in 
Europa verfolgten Politik. Der Austritt Amerikas brachte den Bankrott des Welt- 
unionsgedankens mit sich, der Austritt Deutschlands den des Gedankens des Zu- 
sammenschlusses von Europa. Nun beeilten sich die europäischen Staatsmänner 
wider ihre Gewohnheit und suchten die Logik ihrer eigenen Politik noch zu über- 
trumpfen. Nicht genug, daß sie 17 Jahre lang Fehler über Fehler begingen, die den 
Zusammenschluß Europas dadurch vereitelten, daß Deutschland aus der Gemein- 
schaft der Völker ausgestoßen wurde, sondern sie setzten binnen wenigen Wochen 
ihrem Werk die Krone auf, indem sie sich Italien entfremdeten. Die tragischen Er- 
eignisse selbst brauchen hier nicht noch einmal mitgeteilt zu werden; es genügt, 
die wesentlichen Punkte hervorzuheben, für die es keiner Bestätigung seitens Italiens 
bedarf. 

Die erste Tatsache dieser Art ist die, daß bereits 6 Nationen das Völkerbunds- 
statut ungeahndet verletzt hatten, was die Hinfälligkeit der Sanktionsbestimmungen 
nach sich zog. Die zweite war die, daß nach Aussagen Sir Edward Griggs (des ehe- 
maligen Gouverneurs von Kenya) Abessinien jahrelang nicht nur Einfälle in ita- 
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lienisches, sondern auch in britisches Gebiet gemacht hatte, um sich mit Sklaven 
zu versehen, sich auch fraglos kriegerische Handlungen hatte zuschulden kommen 
lassen, ohne daß Genf oder Großbritannien einen F inger gerührt hätten. Aber hier- 
von ganz abgesehen, steht jedenfalls die alles überragende Tatsache fest, daß, selbst 
wenn nicht Abessinien, sondern Italien der Angreifer gewesen, und selbst wenn die 
Sanktionsbestimmungen des Statuts nicht hinfällig geworden wären, die Groß- 
britannien zur Verfügung stehende Macht infolge der Politik einer Reihe demokra- 
tischer Regierungen so weit gesunken war, daß diese ihr Unvermögen eingestehen 
mußten, die eigenen Handelsstraßen zu verteidigen; sie konnten also gar nicht 
daran denken, beim Einschreiten gegen eine der am besten gerüsteten Mächte der 
Welt die Führung zu übernehmen. Doch die britische Regierung übernahm trotz 
der im Schoß des Völkerbunds vorangegangenen Ereignisse, trotzdem britische 
Zeugnisse gegen Abessinien vorlagen, und trotz dem Mangel an genügender mate- 
rieller Macht die Führung in einer Angelegenheit, die von einer Demütigung zur 
andern und schließlich zum völligen Zusammenbruch des Völkerbunds führte, 
der sein Dasein dem unter Qualen zustande gekommenen Entschluß des Jahres 1918 
verdankte. Nicht genug, daß die europäische Demokratie seit jenem Jahre Fehler 
über Fehler beging, sondern sie führte im Jahre 1936 auch noch ihre politische 
Vendetta ins Feld. Sechs Länder hatten das Völkerbundsstatut ungestraft verletzen 
dürfen, aber gegen das siebente mußte eingeschritten werden, selbst wenn von bri- 
tischer Seite der Beweis erbracht wurde, daß nicht Italien der Angreifer war; 
denn dies siebente Land war faschistisch, hatte sich politisch von der finanz- 
beherrschten Demokratie losgesagt und sich von dem bei solchen Mißständen ge- 
deihenden Gezücht befreit. 

So wurden denn Sühnemaßnahmen zuerst gegen Italien in Anwendung ge- 
bracht unter Lebensgefahr für das durch Verrat geschwächte Britische Weltreich; 
der unglückselige Völkerbund aber gab seine unwiderruflich letzte Vorstellung vor 
der Welt unter tosenden Beifallskundgebungen des britischen Episkopats als des 
Verteidigers der Sklaverei, der Barbarei und mittelalterlicher Folterqualen gegen- 
über einer Nation, die gegen diese Übelstände genau dieselben Maßnahmen traf, 
die das Britische Weltreich im Verlauf eines in Ehren erfolgten Aufbaus immer 
wieder für die angemessenen erachtet hatte. Der Völkerbund, der bei seiner Ge- 
burt den höchsten Bestrebungen einer gequälten Generation Ausdruck verliehen 
hatte, wäre einer ansehnlicheren Bestattung würdig gewesen. 

Diese letzte Verkehrtheit wurde nun die Veranlassung zum Wiedererstehen des 
europäischen Gleichgewichtssystems und damit zur Wiederholung eines Weltver- 
hängnisses. Eine schwächliche britische Regierung als Führerin in einer ungerechten 
Sache war um Verbündete in Verlegenheit geraten — falls man von der demokra- 
tischen Claque kleiner Satellitenmächte und von Litwinoff absehen will, der als 
Aasgeier des europäischen Verfalls sich baldigst einfand, um bei der Endkatastrophe 
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seine grausige Rolle zu spielen. Großbritannien und die Sowjetunion verfolgten in 
Genf dieselbe Politik; Frankreich schloß sich ihr ohne rechte Überzeugung und 
widerwillig an. Dies Zusammengehen der sowjetrussischen Demokratie und Eng- 
lands aber ist im Grund schon ein Bündnis zwischen Großbritannien und der 
Sowjetunion, das sich dem bereits bestehenden französisch-bolschewistischen an die 
Seite stellt. Dieses aber hat heute schon den Erfolg der Hinfälligkeit des Locarno- 
vertrags und die Tatsache zu buchen, daß Europa abermals im Begriff steht, in den 
Schmelztiegel des Mars geschleudert zu werden. 


Aus dieser Gruppierung der Mächte in Europa aber ergibt sich die Dienstbarkeit 
der britischen Politik gegenüber der Sowjetunion im Fernosten; denn England kann 
sich der Hilfe der Sowjets in Europa nur dann versichert halten, wenn es sich seiner- 
seits im Osten von ihnen ins Schlepptau nehmen läßt. Die Sowjets widersetzen sich 
dem Vordringen Japans nach Nordchina. Dieser Wunsch Japans aber würde, falls 
ihm in geeigneter Weise willfahrt würde, so manche Probleme des Britischen 
Weltreichs, aber auch Amerikas und anderer beteiligter Großstaaten lösen helfen. 
Das Vordringen Japans in der gedachten Richtung aber muß von England bekämpft 
werden, falls die Sowjets bei der Verfolgung der Vendetta gegen Faschismus und 
Nationalsozialismus in Europa weiterhin als zuverlässige Verbündete angesehen 
werden sollen, 


Wenn Rußland mit England bei der Ringbildung gegen Deutschland und Italien 
zusammengehen soll, muß England auch bei der Ringbildung gegen Japan mit 
Rußland gemeinschaftliche Sache machen — und zwar wider seine eigenen Inter- 
essen und unter Gefährdung des Weltfriedens. 


Siegreich erhebt über den Ruinen der europäischen Gelddemokratie der Schakal 
des östlichen Kommunismus sein Haupt, der die Westvölker nicht nur zur Selbst- 
aufgabe Europas, sondern überdies zu einer Riesenvölkerschlacht des Ostens auf- 
ruft, die den Mächten der Anarchie und des Judentums freie Bahn eröffnen soll. 
Die Ansichten über die Ursachen der Zerklüftung Europas und über das Wieder- 
erstehen des europäischen Gleichgewichtssystems mögen auseinandergehen; aber 
darüber ist kein Zweifel möglich, daß es sich dabei um das Wiederaufleben einer 


Lage und einer Mächtegruppierung handelt, die noch allemal zum Krieg geführt 
haben. 


* 


Die vorliegende Arbeit stellt sich die Aufgabe, die Lösung des so entstandenen 
Problems anzubahnen; es empfiehlt sich, auf der Suche nach dieser Lösung zur 
Grundidee des Zusammenschlusses der europäischen Staaten zurückzukehren, die 
der Kriegsgeneration des Jahres ı918 vorschwebte, und die durch die Verkehrung 
des Völkerbunds in das genaue Gegenteil von dem vereitelt wurde, was er herbei- 
führen sollte. Um zu der gedachten Lösung zu gelangen, ist es in diesem Fall ge- 
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raten, die induktive (vom Besonderen zum Allgemeinen fortschreitende), statt der 
deduktiven (vom Allgemeinen zum Besonderen gehende) Methode in Anwendung 
zu bringen, die versagt hat, wie ja alle begrifflichen Verallgemeinerungen des An- 
schaulichen versagen müssen, wenn auf die Wirklichkeit nicht genügend Rücksicht 
genommen wird. 

Denn um 1918 und in den folgenden Jahren wurde allenthalben der begriff- 
lichen Verallgemeinerung des Gedankens an einen Zusammenschluß der euro- 
päischen Staaten Lippendienst erwiesen; dabei wurde die Tatsache nicht in Rech- 
nung gestellt, daß ein solcher Zusammenschluß die Möglichkeit für jede einzelne 
Nation voraussetzt, innerhalb einer europäischen Staatengemeinschaft zu leben und! 
zu gedeihen, die auf Gerechtigkeit und wirtschaftlichen Wirklichkeiten beruht. So 
mußte denn jener Zusammenschlußgedanke daran scheitern, daß man gewisse 
Länder in Verhältnisse einzwängen wollte, die ihnen nicht nur ihre Ehre als Nation, 
sondern die Mittel zu einem freien und gedeihlichen Dasein verwehrten. 

Meine Erörterung setzt also mit der Überprüfung der Umstände ein, die die 
Zerklüftung der einzelnen Nationen untereinander verschuldet haben, und berück- 
sichtigt dabei insbesondere diejenigen Verhältnisse, die friedlichen und freund- 
schaftlichen Beziehungen zwischen England und anderen Völkern im Wege stehen. 
Wir gehen zunächst auf die Möglichkeit eines freundschaftlichen Verhältnisses 
zwischen England und einzelnen Völkern ein, um dann zu dem- allgemeinen Ge- 
danken eines Zusammenschlusses der europäischen Staaten überzugehen, der auf 
der verläßlichen Grundlage der Gerechtigkeit und wirtschaftlicher Wirklichkeiten 
zustande kommen muß. Hieran wird sich in natürlicher Gedankenfolge die Schil- 
derung des Hergangs vergangener Verhängnisse anschließen, wobei wir bei jedem 
einzelnen Stadium nachzuweisen bemüht sein werden, auf welche Art und Weise 
die jeweiligen verhängnisvollen Umstände der Vergangenheit im System der Zu- 
kunft ausgeschaltet werden können. Wir werden somit für den zunächst ins Auge 
gefaßten Aufbau einer europäischen Staatengemeinschaft uns logischerweise zuerst 
mit Deutschland befassen. 

Um die Möglichkeiten freundschaftlicher Beziehungen zwischen England und 
Deutschland und die einer Zusammenarbeit beider Länder hinreichend würdigen zu 
können, müssen wir zunächst den Charakter des Mannes wie der Bewegung einer 
Untersuchung unterziehen, die heute die Verhältnisse in Deutschland nicht nur be- 
stimmen, sondern auch durchdringen. Was die älteren Staatsmänner der Demokra- 
tien der Gegenwart immer wieder irreführt, ist die Vermengung des Wesens des 
deutschen Kaiserreichs und des unter der Führung Hitlers stehenden Deutschland. 
Ersteres war seinem Wesen nach gelddemokratischen, imperialistischen Charakters, 
während das gegenwärtige Deutschland nationalsozialistisch ist; hierin liegt der 
Unterschied, den die Politiker der alten Schule nicht begreifen können oder wollen. 
Dieser Unterschied bildet die Grundvoraussetzung für jedwede Möglichkeit, zu 
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einem europäischen Frieden zu gelangen. Der Imperialismus der Kaiserzeit ging 
von einem kapitalistischen Ausfuhrsystem aus zu Werke und fand naturgemäß 
seinen Ausdruck in einem ausgedehnten Kolonialreich, das zugleich eine mit dem 
Britischen Weltreich unausgesetzt aufeinanderprallende Vermehrung der Streit- 
kräfte zur See nötig machte. 

Das jüdische Geldinteressensystem der deutschen Vorkriegswirtschaft ging in 
dem Gedanken auf, immer mehr und größere Märkte für die Ausfuhr zu erobern; 
denn es war bei diesem System nicht einmal versuchsweise an ein System der 
Autarkie (wirtschaftliche Unabhängigkeit vom Ausland) zu denken, das, angemes- 
sene Versorgung mit Rohstoffen und genügenden Raum zur Aufnahme von Be- 
völkerungsüberschüssen vorausgesetzt, seine ganze Kraft hauptsächlich auf die För- 
derung des Wohlstands und der Zufriedenheit des deutschen Volkes zu verwenden 
gestattet hätte. Das Vorkriegsdeutschland war tatsächlich der extreme Ausdruck 
jenes Kapitalismus der Ausfuhr, dem kein größeres Ziel für die Tatkraft und 
Produktion des deutschen Volkes vorschweben konnte als das klassische des Exports 
von Nationalvermögen zur Bereicherung etlicher afrikanischer Wilder — wobei 
ein europäischer Krieg zu entscheiden hatte, wem dieses Vorrecht zufallen sollte. 
Der geistige Habitus des Nationalsozialismus in Deutschland, der durch Hitlers 
ı5jährigen Kampf ins Leben gerufen wurde, weist völlig gegensätzliche Züge auf. 

Das Bestreben des neuen Deutschland ist mehr als bei irgendeinem anderen euro- 
päischen Volk auf den Wohlstand und die Zufriedenheit des Volks gerichtet. Frei- 
lich braucht es zur Erreichung dieser Ziele eine angemessene Versorgung mit Roh- 
stoffen und genügend Raum für die Unterbringung von Bevölkerungsüberschüssen; 
aber das deutsche Denken geht weniger als das irgendeiner anderen Nation unserer 
Tage auf die Gründung eines Kolonialreichs von unbeschränkter Ausdehnung. Ein 
solches wäre in den Augen des Nationalsozialismus gleichbedeutend mit Einbuße 
an Lebenskraft, Vergeudung von Volksvermögen und schädlicher Rassenvermen- 
gung. Das völkische Ziel liegt vielmehr in Deutschland in der Richtung auf den 
Zusammenschluß der europäischen Völker germanischer Rasse zu einem geschlosse- 
neren Wirtschaftssystem, bei dem Deutschland seine rassischen Ideale in Ruhe und 
Sicherheit verfolgen kann. Das Hauptmoment, worauf sich die Aussicht auf ein 
friedliches Verhältnis zwischen England und Deutschland gründet, liegt tatsächlich 
in dem tiefgreifenden Unterschied der beiderseitigen völkischen Ziele. Die Welt- 
mission Englands besteht in der Aufrechterhaltung und Fortentwicklung des Welt- 
reich-Erbes, für dessen Schaffung unser Volk eine ausnehmend hohe Begabung an 
den Tag gelegt hat, und das wir bei unserer sehr großen Erfahrung ohne Besorg- 
nis wegen Rasseverschlechterung getrost weiter ausbauen können; wir dürfen zu- 
gleich überzeugt sein, daß in der Erfüllung dieser schwierigen Aufgabe die besten 
und zuverlässigsten Charakterzüge unserer Rasse zur Weiterentfaltung gelangen 
werden, und daß der geringste Beitrag, den ein in seiner Kraft erhaltenes Britisches 
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Weltreich zu liefern vermag, in dem Frieden auf einem Viertel der Erdoberfläche 
und bei einem Viertel der Erdbewohner besteht. 

Deutschlands Weltmission liegt nach nationalsozialistischer Auffassung im Zu- 
sammenschluß und in der Fortentwicklung der Völker germanischer Rasse inner- 
halb eines europäischen Systems, dem dieser Zusammenschluß eine bisher nicht 
gewährte Dauer verbürgt. Weit gefehlt also, daß die beiderseitigen Ziele einander 
widerstreiten, ergänzen sie sich vielmehr in der Richtung auf Befestigung des 
Weltfriedens. Die britische Weltmacht und die deutsche Macht auf dem euro- 
päischen Festland können vereint zu den beiden Hauptstützen einer Weltgesittung 
und -ordnung werden. 

Welches sind nun die unmittelbaren Schwierigkeiten im Verhältnis zwischen 
England und Deutschland und in der europäischen Lage überhaupt, die dieser 
glücklichen letzten Entwicklung entgegenstehen, zu der schließlich sowohl die Ge- 
meinschaft der Interessen wie Bande des Blutes und des menschlichen Verstehens 
beide Völker mit der unwiderstehlichen Gewalt eines Naturgesetzes hinziehen? 

Die einzige ungelöste Frage zwischen den beiden Ländern betrifft die deutschen 
Kolonien, die England als Mandatar des Völkerbundes verwaltet. 

Wenn ich auch grundsätzlich keiner Nation auch nur eine Zollesbreite britischen 
Gebiets zugestehen würde, so haben doch solche grundsätzliche Einschränkungen 
im Falle der deutschen Kolonien nichts zu suchen; denn hier handelt es sich nicht 
um britisches, nach Gutdünken im Rahmen des Britischen Weltreichs zu ent- 
wickelndes Gebiet, sondern um Mandatsgebiet, das wir unter Einschränkungen und 
sogar sehr lästigen Bedingungen verwalten. 

Die ehemaligen deutschen Kolonien sind für England fast nur eine Last und 
eine Quelle von Ausgaben gewesen; für Deutschland aber wären sie ein Entlastungs- 
gebiet und eine Gelegenheit zu kolonisatorischer Tätigkeit. Deshalb sollten sie auch 
an Deutschland zurückgegeben werden, wobei für gewisse Lebensinteressen Eng- 
lands etwa in Gestalt von vorbehaltenen Reichs-Luftverkehrs-Stützpunkten gesorgt 
werden könnte, über die zwischen bei gemeinsamen weltpolitischen Zielen in 
Freundschaft lebenden Völkern, wie England und Deutschland, leicht zu einer Eini- 
gung zu gelangen wäre. 

Die Rückgabe der Kolonien, verbunden mit etwaigen sonst noch für notwendig 
erachteten und zuzugestehenden Gelegenheiten, sich mit Rohstoffen zu versorgen, 
die in einer Welt, in der Überproduktion weit eher Probleme aufgibt als die Not, 
unschwer zugestanden werden können, wäre gleichbedeutend mit einer wahren Be- 
friedigung des Anspruchs des Nationalsozialismus auf eine wirtschaftliche Basıs für 
das völkische Leben in der Heimat; von ihr aus könnte die Endabsicht, Wohlstand 
und Zufriedenheit des Volkes durch eine hauptsächlich auf völkische und rassische 
Ziele gerichtete Regierungstätigkeit zu erreichen, verwirklicht werden. Solche 
Maßnahmen würden nicht nur alle Ursachen für Reibungen zwischen Eng- 
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land und Deutschland beseitigen, sondern auch bewirken, daß durch Beschaffung 
von Mitteln zu friedlicher Ausgleichung die Gefahr eines Ausbruchs von F eindselig- 
keiten auf dem europäischen Festland von seiten Deutschlands beschworen werden 
könnte. 

Niemand denkt kurzsichtiger als jene britischen Staatsmänner, die es lieber in 
Europa zum tatsächlichen Ausbruch kriegerischer Verwicklungen kommen ließen, 
als daß sie Mandatsgebiete abgäben, die für das Britische Weltreich fast nur als 
lästiger Besitz gelten können. Soll der Friede bewahrt bleiben, müssen alle dazu 
beitragen, und der von England hierbei zu leistende Beitrag ist alles eher als eine 
Belastung für das Weltreich. 

* 

Wir haben hier noch die Frage zu erörtern, in welchem Ausmaß die hier vor- 
geschlagene Lösung etwa den Lebensinteressen anderer Länder widerstreiten würde, 
ehe wir zur Prüfung der weiteren Frage übergehen, wie die historische Freund- 
schaft zwischen England und Italien wiederhergestellt werden kann, die geradezu 
als Angelpunkt gelten muß nicht nur für die politische Orientierung Englands, 
sondern zugleich auch für die Frage, was die universalistischen Bestrebungen des 
Faschismus und Nationalsozialismus an die Stelle des zusammenbrechenden demo- 
kratischen Geldsystems zu setzen haben würden, eine Frage, die die ganze Welt 
angeht. 

Die Stellungnahme älterer französischer Staatsmänner zu einer Lösung wie der 
hier vorgeschlagenen hat große Ähnlichkeit mit der der englischen Gelddemokratie. 
Sie geht aus der Besorgnis hervor, ein gesättigtes und starkes Deutschland möchte 
eines Tages Europa gegenüber zu einer drohenden Haltung übergehen. So ist denn 
die französische Politik darauf eingestellt, Deutschland sowohl im Zustand der 
Unbefriedigtheit als im Zustand der Schwäche zu erhalten. Ersteres ist jedenfalls 
erreicht worden. Was aber letzteres betrifft, wurde diese Absicht mit dem Erfolg 
vereitelt, daß die Gelddemokratie sich in der Behandlung der deutschen Frage 
zwischen zwei Stühle gesetzt hat. Indem man Deutschland im Zustand 
der Unzufriedenheit erhält, aber nicht im Zustand der Schwäche 
erhalten kann, läuft man Gefahr, den Krieg unvermeidlich zu 
machen, ohne des Sieges gewiß sein zu können. Der Gedankengang 
der französischen Politik läuft darauf hinaus, daß es besser sei, demnächst zum 
Kampf mit einem ausgehungerten, wenn auch mächtigen Gegner anzutreten, als es 
in der nächsten Generation auf den Zusammenstoß mit einem gutgenährten und 
zufriedengestellten Widersacher ankommen zu lassen, dessen Kampfziel dann aller- 
dings nicht ersichtlich ist. Dies ist so verworren gedacht, daß es ohne den erklären- 
den Zusatz unverständlich bleibt. Die französische und englische Gelddemokratie 
ist noch immer in dem Gedanken des imperialistischen Exportkapitalismus be- 
fangen und kennt den nationalsozialistischen Gedanken der auf der Grundlage der 
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Autarkie zu entwickelnden Einheit und Wohlfahrt der deutschen Völker innerhalb 
eines dies ermöglichenden Systems überhaupt nicht. 

Wie die Dinge wirklich liegen, bietet natürlich die beste Gewähr für die Sicher- 
heit Frankreichs die Zufriedenstellung Deutschlands. In einer seiner bemerkens- 
wertesten Reden ist denn auch Hitler der Sache auf den Kern gegangen, als er die 
Frage aufwarf, was ihn denn bestimmen könnte, französisches Gebiet mit einem 
Einwohnerstand von 270 pro Quadratkilometer zu beanspruchen, während das 
Arbeitslosenproblem in der Heimat noch nicht restlich gelöst sei. Dieser Erklä- 
rung könnte noch hinzugefügt werden, daß der Nationalsozialismus die Einverlei- 
bung anderer als deutschstämmiger Völker ins Reich grundsätzlich niemals ins 
Auge gefaßt hat. Die einzige Politik, die folgerichtigerweise den Ausbruch von 
Feindseligkeiten an der Westgrenze Deutschlands nach sich ziehen müßte, ist in 
der Tat die, Deutschland die Erweiterung seines Gebiets nicht nur an der Ostgrenze, 
sondern auch in der Richtung seiner bescheidenen, doch unaufgebbaren und natür- 
lichen kolonialen Bestrebungen verwehren zu wollen. Die Politik der Gelddemo- 
kratie aber könnte nicht besser darauf angelegt sein, jenen Ausbruch herbeizu- 
führen; denn sie verwehrt einerseits Deutschland die Möglichkeit, sich seiner Be- 
völkerungsüberschüsse in Kolonien zu entledigen, und will es andererseits im Osten 
durch ein Bündnis zwischen der Demokratie und den Sowjets in Bande schlagen. 
Kein Land hat materiell größeren Vorteil aus der Zufriedenstellung Deutschlands zu 
erwarten als Frankreich, und diese seine letztliche Sicherheit wird in erster Linie da- 
durch erreicht werden, daß das demokratische Frankreich nötigenfalls vorübergehend 
innerhalb des nur durch einen Umschwung in der englischen Politik zu schaffen- 
den neuen Europa isoliert wird, und in zweiter dadurch, daß in absehbarer Zeit 
Frankreich selbst sich der universalistischen faschistischen Bewegung anschließt, 
wenn es sich erst einmal durch die sozialistische Verderbnis zur neuen Bewegung 
durchgerungen haben wird, wie dies ja für die staatspolitische Entwicklung auf 
dem europäischen Festland typisch geworden ist. 

Wenn sich diese Bewegung bei den vier großen Nationen Europas durchgesetzt 
hat, sind alle übrigen Probleme lösbar; sie können auch vor dem Zeitpunkt, wo 
Frankreich sich ins Unvermeidliche schicken wird, der Lösung zugeführt werden, 
falls die neue rettende Macht in England zum Zug gelangt, und sich England damit 
zur Realpolitik und alten Größe zurückgefunden haben wird. 

Eine solche Lösung aber ist nur dann denkbar, wenn sich die Nationen, die sich 
der Bewegung anschließen, auf realpolitischer Grundlage einigen; die Bemühungen 
der Gelddemokratie sind denn auch in der Hauptsache und naturgemäß darauf ge- 
richtet, den geistigen und materiellen Zusammenschluß der faschistischen und 
nationalsozialistischen Länder durch Befolgung des Grundsatzes der alten Diplo- 
matie „Divide et impera“ zu vereiteln. 


Die geeignetste Waffe, über die die Gelddemokratie zu diesem Zweck ohne 
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weiteres verfügt, ist die Behauptung, daß der Drang Deutschlands, sich mit den 
deutschstämmigen Völkern zusammenzuschließen, die Sicherheit und Entwick- 
lungsfreiheit Italiens bedrohe. 

Ob tatsächlich eine grundsätzliche Unvereinbarkeit der Sicherheit Italiens mit 
den genannten Bestrebungen Deutschlands besteht oder nicht, ist eine Frage, an 
deren Beantwortung die neue universalistische Bewegung mit Mut und Wirklich- 
keitssinn herantreten muß, soll anders der Friede im 20. Jahrhundert erhalten 
bleiben. 

Bei Untersuchung der italienisch-deutschen Beziehungen muß derselbe wesent- 
liche Faktor in Betracht gezogen werden, der auch für die deutsch-englischen Be- 
ziehungen maßgebend ist, — nämlich die günstige Tatsache, daß die völkischen 
Ziele auseinandergehen, ein Umstand, der eine realpolitische Synthese völkischer 
Politik ermöglicht. 

Deutschland geht in Mitteleuropa auf den Zusammenschluß der deutschstämmi- 
gen Bevölkerungsgruppen aus; Italien verfolgt an seiner Nordgrenze keine rassischen 
oder wirtschaftlichen Belange. Das ihm aufgegebene Problem betrifft ausschließlich 
die Sicherheit des Landes. Wären die völkischen Ziele der beiden Länder dieselben, 
müßte ihr Zusammenprall mit Naturkraft erfolgen; da sie aber zum Glück nicht 
zusammenfallen und sich im Grund versöhnen lassen, kann auch ihr Ausgleich und 
ihre Verwirklichung durch eine neue Synthese und Interessengemeinschaft der 
europäischen Völker herbeigeführt werden. Diesem Prozeß kommt auch die Logik 
der modernen Wissenschaft und die Entwicklung der Dinge auf militärischem Ge- 
biet entgegen, wie aus den von Italien im abessinischen Krieg gemachten Erfah- 
rungen hervorgeht. Der strategische Besitz von Gebieten im Norden Italiens ist für 
ein der Schützengrabenmentalität des Weltkriegs entwachsenes militärisches Den- 
ken bereits zu einer Belanglosigkeit geworden. Wenn es zum Beispiel zum Ver- 
hängnis eines deutsch-italienischen Krieges käme, würde die Entscheidung nicht 
dadurch herbeigeführt werden, daß die Heere den Brennerpaß oder die Pässe bei 
Scharnitz oder gar die dazwischenliegenden Gebiete besetzt hielten; sie würde viel- 
mehr durch die Luftstreitkräfte erfolgen, die in Venedig und München ihre Stütz- 
punkte haben. Die überlegene Luftstreitmacht würde nahezu mit Bestimmtheit die 
Engpässe blockieren, durch welche die Etappen die im Gebirge operierenden 
Heere versorgen, und auf diese Weise die feindliche Armee schon vor dem Kampf 
auf der Erde zurückdrängen. 

Die neuzeitliche Wissenschaft geht also denselben Weg wie die neuzeitliche 
Politik: in der Richtung auf eine Synthese der europäischen Belange. Worauf es 
Italien ankommt, sind nicht strategische Vorpostenstellungen jenseits seiner Nord- 
grenze, sondern eine Sicherstellung, die ihm nicht bloß seine Luftstreitkräfte, 
sondern auch der Zusammenschluß Europas im Rahmen der universalistischen Be- 
strebungen der neuen Bewegung bietet; diese aber hat es auf gegenseitige Sicher- 
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stellung und auf größere und weitere Zielsetzung abgesehen, als es die gegenseitige 
Niederkämpfung auf beschränkterem Gebiet bedeutet, auf die auch das neuzeitliche 
militärische Denken keinen besonderen Wert legt, und die, wirtschaftlich be- 
trachtet, erst recht nicht von Belang ist. Ein Viermächteblock der faschistischen und 
nationalsozialistischen Länder würde Italien nicht nur größere Sicherheit ver- 
schaffen, als es Zwiste über mitteleuropäische Belange erreichen könnten, sondern 
es erhielte dann erst Gelegenheit, sich weit über die gegenwärtig bestehenden Ab- 
sichten hinaus nach Richtungen auszubreiten, die ihm seine natürliche Begabung 
und seine neue imperialistische Zielsetzung anweisen. 

Ganz gewiß betrachtet der Kopf des großen Realisten, der Italiens Geschicke 
lenkt, die Zukunft seines Landes unter dem Gesichtspunkt eines kommenden 
Mittelmeerreichs, und denkt nicht daran, Italiens Kraft und Aufbaufähigkeit bei 
mitteleuropäischen Streitigkeiten zu vergeuden. 


Nun wird aber die Gelddemokratie sofort einwenden, daß, wenn die britische 
Politik sich der hier ins Auge gefaßten Lösung anschlösse, sie damit die Gefahren 
des anglo-italienischen Problems verschärfen würde, weil in diesem Fall Italien auf 
das Mittelmeer als Gegenstand seiner Zielsetzungen hingewiesen werde. Dieser Ein- 
wand, ich wiederhole es, verrät die Kurzsichtigkeit des gelddemokratischen Den- 
kens, das auch das auf der Hand Liegende nicht sehen will. Die ernstlichste Bedro- 
hung von Englands östlichen Handelsstraßen seitens Italiens hängt mit der Lage 
von Sizilien zusammen, und dies ist der Grund, weshalb unsere Väter in ihrer prak- 
tischen Weisheit auch in den Tagen der Segelschiffahrt gute Freundschaft mit 
Italien zu halten wünschten, ein Gesichtspunkt, der heute, wo Unterseeboote und 
_ Luftstreitkräfte das Feld beherrschen, hundertmal mehr ins Gewicht fällt. 

Die Freundschaft mit Italien ist also, ganz abgesehen von der geistigen Ver- 
wandtschaft, die sich zwischen den beiden Ländern im Bestehen der Bewegung des 
zwanzigsten Jahrhunderts kundgibt, von der allergrößten Bedeutung für England, 
und es ist auch nicht sonderlich schwer, eine realpolitische Basis zu finden, auf 
der sich dies freundliche Verhältnis erneuern und ausbauen ließe. 

In Abessinien hat sich Italien trotz aller entgegenstehenden Bemühungen der 
Gelddemokratie Gelegenheit geschaffen, Bevölkerungsüberschüsse abzustoßen, und 
den Zugang zu Rohstoffen eröffnet, der das Land auf dem Weg über zu leistende 
Arbeit und der Sorge für die weitere Erschließung des eroberten Gebiets in die 
Reihe der gesättigten Staaten führen wird. 


Auf den törichten Einwand, daß Italien in Abessinien zu einer Bedrohung für 
das Britische Weltreich werden müsse, kann durch den Hinweis auf einen Hand- 
atlas geantwortet werden, der darüber belehrt, daß ein feindliches Italien Englands 
Handelsstraßen von Sizilien aus weit mehr gefährdet als von der Basis in Abessi- 


nien aus. 
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Auf den weiteren Einwand, daß der Erfolg in Abessinien Italien Appetit auf 
den Sudan und Ägypten machen werde, sind folgende Antworten zu geben: r. Ita- 
lien hat für Generationen alle Hände voll zu tun, sich Abessinien zu erschließen; 
2. Ägypten wie der Sudan haben eher weniger als mehr Rohstoffe und bieten weni- 
ger Aussicht auf wirtschaftlichen Gewinn als Abessinien. 

Warum sollte also Italien die Erschließung des bereits in seinem Besitz befind- 
lichen Landes aufgeben und sich um einiger Gebiete willen, die nicht mehr, sondern 
weniger Kraftquellen versprechen, auf einen wüsten Kampf mit der größten See- 
macht der Welt einlassen? Ein solches Vorgehen wäre nur einem Narren zuzu- 
trauen; aber sein ärgster Feind würde sich hüten, den Duce als einen Narren zu 
bezeichnen. Es liegt vielmehr ganz im Sinn der Orientierung Italiens auf ein neu- 
römisches Reich, sich mit England über die Sicherung des Friedens im östlichen 
Mittelmeergebiet und in Nordafrika zu einigen. 

Jetzt, da Italien in die Reihe der gesättigten Völker zu treten im Begriff steht, 
fallen seine Interessen mit den unseren in weit größerem Umfang zusammen als 
je zuvor; nur muß diese Interessengemeinschaft durch eine gemeinsame Politik und 
durch europäische Interessengemeinschaft fester gestaltet werden. 


Wenn Italien weitere Gebietsvergrößerungen im Sinn hätte, käme natürlicher- 
weise eher das nordöstliche Mittelmeergebiet in Betracht, wo die ihm fehlenden 
Erze reichlich vorhanden sind; im südöstlichen Mittelmeergebiet aber sich auf 
Abenteuer einzulassen, hieße, sich neue Kraftquellen, die in Abessinien bereits 
zur Verfügung stehen, unter allergrößter Gefahr erst verschaffen wollen. 


* 


Es möchten gewisse Leute auf den Gedanken kommen, daß die letztere Er- 
wägung auf die tatsächlich nicht bestehende Absicht hinauslaufe, die Ausbreitung 
des europäischen Faschismus und Nationalsozialismus auf Kosten der Sowjetunion 
zu betreiben. Es wäre allerdings am besten, wenn der Kaukasus Italien und nicht 
den Bolschewiken gehörte, und wenn die gewaltigen Schätze dieses Gebiets für den 
Wohlstand Europas frei würden, statt dem Zwecke des kommunistischen Umsturzes 
zu dienen, die hauptsächlich durch die angeborene Unfähigkeit jener orientalischen 
Barbaren, eine Industrie wie die des Westens aufzubauen und sich wirksam an den 
westlichen Belangen zu beteiligen, vereitelt werden. 


Es trifft auch zu, daß das Gebiet der jungfräulichen Ukraine durch gemeinsames 
Vorgehen Deutschlands und Polens für die europäischen Zwecke erschlossen werden 
könnte, und daß die baltischen Provinzen, die Wiege der deutschen Rasse, gemäß 
den Gesetzen der Natur und der Gerechtigkeit in Europa dem deutschen und nicht 
dem russischen Einfluß unterstehen müßten. Wahr ist auch, daß die Lösung des 
europäischen Problems dadurch zum mindesten gefördert werden könnte, daß man 
Polen einen Zugang zum Meer im Süden an Stelle des Korridors verschaffte, der 
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dann an Deutschland zurückgegeben werden würde. Aber die hier vorgeschlagene 
Lösung läuft nicht auf eine Aufteilung der Sowjetunion hinaus, nicht nur, weil das 
vornehmste Interesse Europas darin besteht (und das größte Interesse Englands darin 
bestehen sollte), daß der Friede erhalten bleibt, sondern auch weil die Lösung der 
europäischen Frage auf politischem und wirtschaftlichem Gebiet nur in der bereits 
angegebenen Richtung erfolgen kann, bei der an ein angriffsweises Vorgehen gegen 
die Sowjetunion nicht gedacht ist. Ich möchte eher vorschlagen, den Sowjets klar- 
zumachen, sich lieber um ihre eigenen Angelegenheiten zu bekümmern und Europa 
und die westliche Gesittung in Ruhe die ihren wahrnehmen zu lassen. Wir wollen 
mit keiner Nation Krieg oder Streit; aber Rußland erklären wir rundweg: „Hände 
weg von Europa, zurück in euren Osten, wohin ihr gehört!“ 

In dieser Hinsicht ist es der Sowjetunion selbst überlassen, für ihre Zukunft 
Sorge zu tragen und sich zu entscheiden, ob sie ihre unaufhörlichen Angriffe und 
Bestrebungen, den kommunistischen Umsturz zu betreiben, aufgeben und mit ihren 
Nachbarn in Frieden leben oder aber diese verwegene Herausforderung des Ver- 
hängnisses fortsetzen und die Großmächte Europas und der Welt dazu zwingen will, 
sich ihrer mit der aus dem Zusammenschluß geborenen überwältigenden Kraft zu 
erwehren. In diesem Fall wird Rußland, nachdem die gesittete Menschheit es im 
erforderten Umfang gemaßregelt hat, in die Grenzen eingeschlossen bleiben, in die 
es tatsächlich gehört; eine solche Unternehmung würde dabei nicht viel mehr 
Kräfte in Anspruch nehmen als eine Kolonialexpedition. 

Diese Erwägung erhält ihre Bestätigung durch die zwischen Japan und der Sow- 
jetunion in Nordchina entstandene Lage, die die Gründe verstärken, aus denen Ruß- 
land es aufgeben sollte, gegen Europa angriffsweise vorzugehen, das durch den Uni- 
versalismus der neuen Bewegung der Einigung entgegengeht. Von dem geeinten 
Europa im Westen und Japan im Osten in die Zange genommen, würde Sowjet- 
rußlands hohle Nuß auf den ersten Druck zerbrechen müssen. Rußland würde trotz 
seiner auf dem Papier stehenden Riesenrüstungen in der Luft und trotz seiner Aus- 
stattung mit mechanisierten Verbänden in Ermangelung der einzigen Wirklichkeit 
unserer Tage, nämlich der technischen Durchbildung der Bevölkerung, verbunden mit 
einem fest unterbauten Industriesystem, vor einer Gesamtstreitmacht der zivilisierten 
Völker nicht einmal die Widerstandskraft eines Abessinien aufbringen können, falls 
es durch seine fortgesetzten Angriffe auf Europa und das Britische Weltreich diese 
Riesenmacht herauszufordern die Verwegenheit hätte. 

Während also das faschistische Europa nur nach Frieden verlangt, ist es in der 
Lage, die gemeinsame Sicherheit durch Herbeiführung einer gemeinsamen Gesin- 
nung gegen die Europa wie das Britische Reich angehende Bedrohung durch die 
unaufhörliche Wühlarbeit der Sowjetmacht in die Wege zu leiten, die durch Ver- 
handlungen und schöne Reden Zeit zu gewinnen sucht für die Vernichtung der 
westlichen Gesittung nach dem einfachen Rezept, die vorgeschrittenen Länder 


580 Aufsätze Heft 9 


Europas zu spalten und um Streitigkeiten aufeinander zu hetzen, die mit eigent- 
licher Realpolitik weder materiell noch geistig etwas zu tun haben. 

Die Lösung der europäischen Probleme auf dem Weg über die geeignete Aus- 
breitung und Fortentwicklung großer Völker innerhalb eines neuen europäischen 
Systems seizt aber nicht etwa eine kriegerische Auseinandersetzung mit der Sowjet- 
union voraus; auch ist keine solche in Aussicht genommen. Aber es gehört unweiger- 
lich zu diesem System, daß es kommunistischer Zersetzungsarbeit und östlichem Auf- 
lösungswillen nicht gestattet werden darf, der Wiedergeburt Europas entgegenzuwir- 
ken. Es ist ein unabweisliches Gebot der Notwendigkeit für jenes System, daß das 
Bündnis mit den Sowjets und deren Unterstützung in der Form der derzeitigen eng- 
lischen Politik endgültig aufgegeben werden, und daß die britische Politik bei der 
Wahl, ob sie mit Deutschland oder mit den Sowjets gehen wolle, nicht zögern dürfe. 
Es kann zur Zeit auf realpolitischer Grundlage die engste Verbindung zwischen 
Deutschland und England hergestellt werden; sie ist für den Weltfrieden ein Erfor- _ 
dernis ersten Ranges. Aber diese Verbindung darf nicht so verstanden 
werden, daß auch die Sowjets mit hereingenommen würden; Ver- 
suche in dieser Richtung sind bloß geeignet, die Spaltung Europas zu verewigen. 
Denn die Länder, die sich nach unsäglich schweren Prüfungen zur Wiedergeburt 
durchgerungen haben, wollen keine Gemeinschaft mit den Mächten des Untergangs, 
die sie aus dem Blut und Gefüge ihres völkischen Lebens ausgestoßen haben. Groß- 
britannien wird übrigens bald zu den wiedergeborenen Ländern gezählt werden. 

Dazu kommt, daß, abgesehen von der geistigen Notwendigkeit für ein England 
der Wiedergeburt, sich von so schädlichen Verbindungen zu befreien, auch alle 
seine materiellen Belange dies als erforderlich erscheinen lassen. 

Es ist in dieser Arbeit bereits darauf hingewiesen worden, daß die britische Re- 
gierung, die die Sowjets in Europa vorspannt, ihrerseits im Osten von diesen vor- 
gespannt wird. Sind wir erst einmal die Verwicklung mit Rußland losgeworden, 
brauchen wir der natürlichen Ausbreitung der japanischen Macht in Nordchina nicht 
mehr entgegenzuarbeiten, wo Japan seinen Waren- und Bevölkerungsüberschuß 
durch Gründung eines Reichs absetzt, das nebenbei Ordnung und die Gesittung des 
Fernen Ostens einführen wird, wo heute Banditenunwesen und Zügellosigkeit herr- 
schen. Die Interessen Englands und der Welt nördlich des Yangtseflusses kommen 
kaum in Betracht gegenüber den Belangen südlich dieses Stroms; im Interesse Eng- 
lands sollte die Gegnerschaft gegen das Vorrücken Japans in Nordchina aufgegeben 
werden, um dafür aus rein praktischen Erwägungen ein Abkommen einzutauschen, 
wonach Japan seine Waren von England, Indien und unseren Kolonialreichen fern- 
zuhalten hätte. Andere hier noch interessierte Mächte würden dann Südchina und 
die südamerikanischen Märkte unter sich aufteilen, wo sich Japan zur Zeit mit 
verheerender Wirkung für die bestehenden Märkte der weißen Völker breitmacht. 
Auf diese Weise würde mit einem Schlag ein großer Schritt in der Lösung des 
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Arbeitslosenproblems von Lancashire und Yorkshire gemacht werden können, ohne 
daß irgendein festländisches Volk benachteiligt würde, abgesehen von Rußland, 
für das die Anarchie Nordchinas eine Brutstätte für den orientalischen Kommunis- 
mus bedeutet. 

Wir sind abermals vor eine Entscheidung gestellt, bei der das, was die britischen 
Interessen fordern, klar vor Augen liegt. Es handelt sich um die Entscheidung, ob 
Japan sich in Nordchina ein eigenes Reich soll gründen dürfen oder ob es mit den 
Mitteln billiger Arbeit den Unterbietungskampf mit unseren Märkten weiterführen 
soll. Die Entscheidung dafür, daß Japan in Nordchina freie Hand gegeben werden 
solle, wird durch die Tatsache gefördert, daß dann der im Stillen Ozean auf Austra- 
lien und Neuseeland ausgeübte Druck nachlassen und auch Amerika an einem sol- 
chen Übereinkommen interessiert würde, bei dem nicht nur Südchina, sondern auch 
das Aufhören der bisherigen Bedrohung der Philippinen und des Drucks auf die 
pazifischen Interessen der Vereinigten Staaten im allgemeinen in Betracht kämen. 

Wir stehen abermals einem sonderbaren Einwande gegenüber, wonach wir lieber 
heute die Gewißheit eines Krieges mit einem ungesättigten, aber mächtigen Japan 
auf uns nehmen sollen, als morgen die Möglichkeit eines solchen mit einem ge- 
sättigten Japan der nächsten Generation, dessen Energien freilich die europäischen 
Interessen nicht weiter behelligen würden. Auch auf diese, übrigens in weitem Felde 
liegende bange Frage liegt die Antwort bereit in dem europäischen Zusammen- 
schluß zu einer überwältigenden Macht, die außerdem durch die Interessen Amerikas 
in einem Gebiet verstärkt würde, das an seine naturgegebene Einflußsphäre an- 
grenzt, eine Macht, die Japan nötigen würde, sich innerhalb der vertraglich fest- 
gesetzten Grenzen nördlich des Yangtse zu halten. Wer da von der Gelben Gefahr 
spricht, möge erst einmal erklären, wie diese Gefahr dadurch beschworen werden 
könne, daß die europäische Gesittung im Interesse des Sowjetpolitik zerspalten und 
geschwächt wird. 

* 

Es treten uns hier folgende Möglichkeiten vor Augen: Der Gedanke eines Zu- 
sammenschlusses Europas erweitert sich durch die Hereinbeziehung Amerikas und 
die Verbindung mit ihm in Gegenden, deren Verhältnisse die Interessen der Ver- 
einigten Staaten stark berühren. Die weißen Völker entdeckten schließlich und 
endlich eine zusammenfassende Politik, die auf der realpolitischen Grundlage gegen- 
seitiger Interessen gegründet ist und einige Züge der geistigen Gemeinschaft des 
Weltglaubens des 20. Jahrhunderts tragen wird. 

Das System der Gelddemokratie zerfällt und geht überall in die Brüche. Die hart 
mitgenommenen und verstörten Völker sehen sich nach einem Ausweg um, der 
Hoffnung auf Sicherheit und Friede bietet. 

Die neue Bewegung, die die alten Zustände abzulösen berufen ist, steigt mit der 
harten Wirklichkeit eines Granitblocks aus der Verwirrung der heutigen Politik 
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empor, nicht nur als ein Fels, auf den die Menschheit von neuem bauen kann, 
sondern als Weltanschauung, die von dem höchsten Ideal der Volks- und Welt- 
zugehörigkeit getragen ist, das bisher die Menschenseele beschwingt hat. 

Die Wirklichkeitsnähe, der Realismus des neuen Glaubens, beruht auf der Grund- 
tatsache, daß alles vergebens ist, wofern nicht zunächst für die wirtschaftlichen 
Belange und die Erfüllung der Ansprüche an Gerechtigkeit bei den einzelnen Na- 
tionen gesorgt ist. Der neue Glaube anerkennt, daß die Führung der europäischen 
Angelegenheiten den Großmächten verbleiben muß und daß, materiell gesprochen, 
ein Viermächteblock der faschistischen Länder allein die Gewähr nicht nur für den 
Frieden in Europa, sondern auch für den in der ganzen Welt bietet, falls die Poli- 
tik dieser Mächte sich auf vereinbarte, zu einer Synthese geeignete Ziele eint. Aber 
die bloß materiellen Belange genügen nicht. Es errichtet vielmehr auf der Grund- 
tatsache einer bestehenden Interessengemeinschaft der Universalismus der faschisti- 
schen und nationalsozialistischen Länder das majestätische Gebäude einer neuen 
Weltanschauung, die dem Menschengeist mit der feurigen Kraft einer neuen Religion 
gebietet. 

Die Alte und die Neue Welt können nicht verschmelzen. Der Friede der Mensch- 
heit geht überall Hand in Hand mit der Auflösung der Alten Welt, und England 
wird kraft seiner materiellen Wucht und des ihm innewohnenden Kapitals an 
Führerqualitäten zur entscheidenden Kampfstätte zwischen alt und neu werden, 
wo über das Schicksal der Kultur der weißen Rasse entschieden wird. Groß ist die 
vom hohen Schicksal auf uns geladene Verantwortung. Wir kämpfen nicht nur für das 
Heil unseres geliebten Lands, sondern zugleich für die Befriedung der Menschheit. 


CoLiın Ross: 
Die Neuverteilung der Erde 


Grundsätzliches zur Kolonialfrage 


Es wird den Leser überraschen, in den nachfolgenden Ausführungen viele 

Berührungen und Entsprechungen zu den vorhergehenden von Sir Oswald 

Mosley zu finden. Trotzdem sind beide Arbeiten unabhängig voneinander ent- 

standen, die von Colin Ross lag bereits bei uns, als die von Sir Mosley eintraf. 

Aber sollte nicht gerade die Übereinstimmung in den Ansichten des britischen 

Faschistenführers und des deutschen Weltbeobachters besonders ins Gewicht fallen? 

Die Schriftleitung. 

Wir stehen vor einer Neuverteilung der Erde, einer Verschiebung des Schwer- 

gewichts der Kontinente und der Machtverhältnisse der Rassen, oder richtiger aus- 

gedrückt: wir stehen bereits mitten drin, wenn auch auf den Globen und Atlanten 
von diesen grundlegenden Verschiebungen noch wenig in Erscheinung tritt. 

Das bedeutet, daß jedes Volk, das seine wachsende Bevölkerung auf zu engem 


Raum zusammengedrängt sieht, das nach berechtigter Erweiterung seines Lebens- 


Ross: Die Neuverteilung der Erde 583 


raumes strebt, ja nur nach seiner Erhaltung, mit äußerster Aufmerksamkeit alle 
weltpolitischen Vorgänge auf der Erde verfolgen muß, selbst in ihren entlegensten 
Winkeln; denn heute ist die Welt wirklich zum Kosmos geworden, in dem alle 
Teile voneinander abhängig sind. 

Es ist Eines, das Weltbild in Vergangenheit und Gegenwart gemäß den eigenen 
Wünschen zu formen, um daraus Berechtigung und Zuversicht für die eigene Ziel- 
setzung und sein Zukunftswollen abzuleiten, und es ist ein Anderes, die realen 
Machtverhältnisse, mit denen man zu tun und sich eventuell zu messen hat, erst 
einmal so objektiv wie das überhaupt nur möglich ist, zu prüfen, um ein falsches 
Ansetzen der eigenen Kräfte zu vermeiden. Hier kann es sich zunächst nur um 
das letztere handeln. Wie sieht, kalt und klar betrachtet, die Welt aus, in die wir 
gestellt sind und in der wir um unsere Existenz kämpfen müssen. Kämpfen 
müssen wir so oder so, selbst wenn der blutige Kampf mit den Waffen uns zu- 
nächst erspart bleibt. 

Bei dieser nüchternen Betrachtung des Weltbildes müssen wir von zwei Grund- 
faktoren ausgehen: Der eine ist der Niedergang des Ansehens und der Macht des 
weißen Mannes, der andere der Zusammenbruch der universalen Ideen. Auf beiden 
aber beruhte die europäische Vorherrschaft 

Die Tragik Europas ist, daß seine führenden alten Kolonialmächte beides nicht 
sehen oder vielmehr nicht sehen wollen, daß sie ihre Herrschaft weiterführen, als 
ob beides noch bestünde. Sie blicken wie gebannt lediglich auf ihre möglichen 
europäischen Rivalen und die Ansprüche, die diese etwa machen könnten, ohne 
sich bewußt zu werden, daß sie diese sehr bald als Bundesgenossen gegen ihre ge- 
fährlicheren außereuropäischen Gegner brauchen werden. 

Die Männer, die die europäischen Schlüsselpositionen innehaben, gehören ins- 
besondere in England und Frankreich noch in zu hohem Maße der Vorkriegs- 
generation an, die in dem Gefühl der unbedingten weißen Vorherrschaft auf- 
gewachsen ist. Für uns ältere war die Erde „weiß“, und es bestand nicht der 
geringste Zweifel für uns, daß in naher Zukunft auch noch das letzte „farbige“ 
Land unter weiße Herrschaft geraten und selbstverständlich auch bleiben würde. 
Der Gedanke aber, daß ein „farbiges Volk“ einmal selber Ansprüche auf Kolo- 
nien machen könnte, wäre geradezu als absurd erschienen. 

Daher erscheint die Kolonialfrage vielen heute noch lediglich als Ausgleich der 
Besitzansprüche europäischer Großmächte. In Wirklichkeit aber handelt es sich 
um eine Neuverteilung der Erde, eine zweite Völkerwanderung, bei der vor allem 
Asien sehr energisch seine Ansprüche anmelden wird oder vielmehr bereits an- 
meldet. 

Kolonien sind eine Herrschaftsform, die für bestimmte Epochen bezeichnend 
ist. Ihr Charakteristikum ist, daß sie sich mit der Zeit vom Mutterland ablösen 


oder dagegen empören, falls es nicht gelingt, sie mit diesem zu einem „Imperium“ 
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zu verschmelzen. So gingen die griechischen und später die spanischen Kolonien 
verloren, während die römischen mit dem Erobererstaat zu einer Einheit ver- 
schmolzen. England ging mit seinen amerikanischen Besitzungen den Weg Griechen- 
lands und versuchte nach dem Abfall der 13 Kolonien mit seinen übrigen den 
Weg Roms zu gehen. 

Wir Europäer von heute stehen trotz aller Rückschläge der letzten Zeit noch 
immer unter dem Eindruck der vier Jahrhunderte von 1500 bis 1900 mit ihrer 
märchenhaften Ausbreitung der weißen Herrschaft über die Erde. Wer Indien oder 
die amerikanischen Indianerkulturen kennt, für den ist es einfach unfaßbar, wie 
solch mächtigen Reiche und hochentwickelten Kulturen vor ein paar schlecht bewaff- 
neten und mangelhaft ausgerüsteten Abenteurerbanden zusammenbrechen konnten. 
Und dieses unausgesetzte siegreiche Vordringen der Europäer über die Erde wird noch 
unverständlicher, wenn man sich klar macht, daß es unter ununterbrochenen 
Kämpfen der Europäer untereinander erfolgte. Während die Engländer Indien 
und Amerika eroberten, schlugen sie sich gleichzeitig mit den Franzosen herum. 
Die Spanier bekriegten die Portugiesen, diese wieder die Holländer, und eigentlich 
war es ein ständiger Krieg aller gegen alle, während die Welt der weißen Herr- 
schaft unterworfen wurde. 

Aber man darf auch nicht vergessen, daß schließlich infolge dieser Zwietracht 
ein großer Teil des Eroberten wieder verlorenging, als Folge des Siebenjährigen 
und der Napoleonischen Kriege Amerika, als Folge des Weltkrieges Asien und 
Ozeanien. Nominell haben in beiden europäische Mächte noch Besitzungen, aber 
sie werden sie auf die Dauer gegen den asiatischen Druck kaum halten können. 

So bleibt für die koloniale Betätigung nur Afrika. Auf Afrika aber machen 
nicht nur die „jungen“ unbefriedigten europäischen Nationen Anspruch, wie Italien, 
Deutschland und Polen, von denen das erstere heute das letzte noch freie Stück 
sich genommen hat, sondern im Grunde auch die arabische und indische Welt, 
die ältere Anrechte geltend machen können als Europa. Kultur und Religion 
Nord- und zu einem erheblichen Teile auch Ostafrikas sind heute noch asiatisch. 
Da überdies die beati possidentes, die alten Kolonialmächte nichts von ihrem Be- 
sitz abgeben wollen, so erscheint die ganze Kolonialfrage ziemlich problematisch, 
der gordische Knoten der verschiedenen Ansprüche nur mit dem Schwerte lösbar. 

Trotzdem wird sich die Neuverteilung der Erde wenigstens teilweise friedlich 
durchführen lassen, ohne daß die Staatslenker zur ultima ratio greifen müssen, und 
zwar einfach durch den Druck der übervölkerten auf die leeren Räume. 

Diese Neuverteilung wird sich in der Form von Imperienbildung vollziehen. 
Meiner Ansicht nach ist die koloniale Epoche vorüber. Das nationale Gefühl ist 
heute so stark, daß Angehörige keiner Nation ein „Kolonialvolk“ sein wollen, 
einerlei welcher Rasse oder Farbe sie angehören. 


Aus dieser Erkenntnis heraus hat ja Großbritannien allen oder fast allen seinen 
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Kolonien Selbstverwaltung gegeben. Man übersieht immer wieder, daß die großen 
Dominien völlig unabhängige Staaten sind. Aber auch in den kleineren Kolonien 
wie Südrhodesien oder Kenya ist das Selbstgefühl der Siedler außerordentlich 
stark. Sie fühlen sich mindestens ebensosehr als Afrikaner wie als Briten und 
möchten sich jedenfalls von der Heimat möglichst wenig in ihre Angelegenheiten 
hineinreden lassen. 

Wie stark aber das Nationalgefühl fremdrassiger Völker ist und ihre Abwehr 
gegen europäische Herrschaft, dafür sind Irak und Syrien zwei sprechende Beispiele. 
Weder England noch Frankreich konnten die ihnen als Siegesbeute des Welt- 
krieges zugeteilten Mandate auf die Dauer halten. Die dafür einzusetzenden Kräfte 
wären jedenfalls in keinem Verhältnis zu dem zu erzielenden Vorteil gestanden. 

Was können wir also machen, vor allem wir Deutschen, auf unserem viel zu 
engen Raum. Ehe auf diese Frage eingegangen werden kann, müssen wir zunächst 
die gesamte Welt auf ihre kolonialen Möglichkeiten prüfen. 

Dabeı scheidet Amerika aus. Leider! Amerika ist heute die Neue Welt, die sich 
von der Alten gelöst hat. Amerikas Räume, Amerikas Reichtum stehen uns nicht 
mehr zur Verfügung. Was das heißt, das haben wir uns im Grunde noch gar nicht 
klargemacht. Wie lange ist es her, daß ein europäischer Staatsmann sagen konnte, 
der eigentliche Reichtum Europas sei Amerika? Für uns älteren war Amerika 
wenigstens noch ein offenes Land, das Europas überschüssige Waren und Menschen 
willig aufnahm. Ist man sich bewußt, was es bedeutete, daß Europa vor dem 
Kriege Jahr für Jahr eine Million Menschen an Amerika abgab? 

Die offenen Tore jenseits des Atlant fielen nacheinander zu. Der Norden des 
Kontinentes ging voran, der Süden folgte. Als ich in den Jahren ıg19 bis 1921 
die lateinamerikanischen Republiken bereiste, da fragte man noch allerorten nach 
deutschen Einwanderern. Als ich 1935 in Mittelamerika war, da ließ man nicht 
einmal mehr ein deutsches Dienstmädchen herein, und die Lehrer an den deut- 
schen Schulen, die Angestellten deutscher Häuser, mußten Mexikaner werden, woll- 
ten sie nicht des Landes verwiesen werden. 

Ja, Amerika hat sich von Europa restlos gelöst. Die paar Besitzungen, die euro- 
päische Mächte noch rings um das Karibische Meer haben, zählen nicht. Sie werden 
auf die Dauer auch nicht zu halten sein. 

Nun hält Europa freilich noch mit Kanada einen gewaltigen Teil des ameri- 
kanischen Kontinentes. Aber das ist Täuschung. Kanada ist zwar ein Glied des 
Britischen Imperiums. Aber einmal ist das Empire nicht mehr ohne weiteres mit 
Europa gleichzusetzen, sondern ein Ding für sich, und zum andern wird Kanada 
trotz seiner Zugehörigkeit zum britischen Weltreich immer mehr ein amerikani- 
scher Staat. Selbst wenn es auf die Dauer der Anziehungskraft des großen südlichen 
Nachbars widerstehen sollte, so wird es doch nichts tun, Europas Nöte zu er- 
leichtern. Kaum ein anderes Land, nicht einmal die USA. sperrt sich so unbedingt 
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gegen europäische Einwanderer wie Kanada. Und dabei wäre dort noch so un- 
endlich viel Platz, und Kanada hätte von einer neuen, verstärkten Einwanderung 
nur Vorteil. Allein, was soll Europa machen, wenn nicht einmal England sein 
größtes Dominium zwingen kann, ihm seine Arbeitslosen abzunehmen? Da Amerika 
auch nicht unter der Drohung eines farbigen Volkes steht, so bleibt Europa nichts 
anderes übrig, als von dem undankbaren Tochterkontinent abzulassen und zu 
schauen, wie es sich allein weiterhilft. 

Anders stehen die Dinge mit Australien. Australien ist einstweilen der ‚„unvoll- 
endete Kontinent“, d. h. eine große leere Insel. Den Australiern schwebte wohl 
vor, aus ihrem Erdteil ein zweites Amerika zu machen, d. h. Boden wie Boden- 
schätze für sich zu behalten. Darum sperrten sie gleichfalls die Einwanderung. 
Allein Amerika kann sich das leisten, Australien nicht. Die sechs Millionen Austra- 
lier haben auf die Dauer nur die Wahl, ob sie freiwillig weiße Siedler in ihr 
Land lassen wollen oder gezwungen gelbe. 

Eigentlich sollte sie das Schicksal Ozeaniens schrecken; allein Völker erkennen 
nun einmal oft genug ihre wahre Lage erst, wenn es zu spät ist. Vor dem Kriege 
spielten die Deutschen im gesamten Pazifik eine hervorragende Rolle, und zwar 
nicht nur im westlichen, wo sie ihre Kolonien hatten. Sogar in Hawaii war die erste 
Pflanzungs- und Handelsfirma deutsch. Deutsche Händler saßen auf jeder Insel, 
jedem Riff. In Tonga waren sie ebenso zu Hause wie in Tahiti, auf den Solomonen 
wie den Fidjiinseln, den Hebriden oder Neu-Kaledonien. Darum hallte auch ganz 
Australien von der ‚deutschen Gefahr‘ wider, und wenn dieses Dominium mit 
solcher Begeisterung ins Feld zog und alles Deutsche so erbittert bekämpfte, so, 
weil man glaubte, um Australiens Sicherheit willen die ‚deutsche Drohung‘ ver- 
nichten zu müssen. 

Heute hätte man die Deutschen gerne wieder zurück. Es ist überaus bezeichnend, 
daß heute in Australien, auf Neuseeland, im ganzen Pazifik Stimmen laut werden, 
man solle den Deutschen ihre Kolonien wieder geben und ihnen wenigstens zum 
Teil wieder zu ihrer Vorkriegsstellung im Südmeer verhelfen. 

Ich schrieb vor vielen Jahren in der ‚„Erwachenden Sphinx“, wenn wir in der 
Kolonialfrage nur lange genug warteten, bekämen wir unsere Kolonien umsonst 
wieder, jaunter Umständen noch etwas drauf. Diesem Zeitpunkt nähern wir uns heute. 

Allerdings zeigt gerade das ozeanische Beispiel, daß man die koloniale F rage 
nicht für sich betrachten kann, sondern, daß sie auf das engste mit allen welt- 
politischen Problemen verknüpft ist, und daß Unbesonnenheit in ihr unsere 
außenpolitische Lage unter Umständen untragbar belasten kann. 

Unsere Rückkehr in den Pazifik als Kolonialmacht würde unser Verhältnis zu 
Japan unheilbar stören. Die Japaner sind ein Volk, das uns in vieler Hinsicht be- 
sonders nahesteht. Nicht umsonst heißen sie die „Preußen des Ostens“. Ihre 
Freundschaft kann unter Umständen zu wertvoll für uns sein, als daß wir sie 
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leichtsinnig aufs Spiel setzen sollten. Wir haben es einmal ja bereits getan, als 
wir im Frieden von Schimonoseki völlig überflüssigerweise gegen die Einverleibung 
Liau-tung’s protestierten. Wir haben diese Unbesonnenheit mit Japans Gegnerschaft 
während des Weltkrieges teuer bezahlt. 

Im ganzen Pazifik sind heute die Japaner an die Stelle der Deutschen getreten. 
Sie breiten sich nur ein wenig vorsichtiger und geschickter aus als wir. Sie reden 
nicht nur nicht von Annexionen, sondern sie vermeiden sogar die Anlage von 
Handelsniederlassungen. Zunächst beschränken sie sich darauf, alle vorhandenen 
Geschäfte mit billigen und guten Waren zu überschwemmen. Ich sage ausdrücklich 
mit „guten“. Nichts ist bedenklicher, als die japanischen Waren mit den Worten 
„billig und schlecht“ abzutun. Kein japanischer Händler behauptet, daß die photo- 
graphischen Kameras, die er auf Samoa oder Tahiti für 50 Pfennig verkauft, 
das gleiche leisten wie die deutschen oder amerikanischen für ebensoviele Mark. 
Aber sie leisten für ihr Geld erstaunlich viel. Und das gleiche gilt für japanische 
Stoffe, kurz alles, was die freundlichen kleinen gelben Männer verkaufen. 

Auf diese Weise machen sie sich und ihre Waren im ganzen Pazifik unent- 
behrlich bei den Eingeborenen sowohl wie bei den Weißen. Ein großes amerikani- 
sches Handelshaus in Apia auf Samoa, das vor wenigen Jahren noch ausschließ- 
lich amerikanische und englische Waren vertrieb, führt heute zu 80 Prozent 
japanische. Interessanterweise werden diese übrigens durch eine britische Kom- 
missionsfirma in Kobe besorgt. Japan verfügt über viele Wege, um zum Ziel zu 
kommen. Dies eine Beispiel ließe sich durch den ganzen Pazifik beliebig vermehren. 
Sogar die allmächtige britische Handelsfirma Burns Philp hat sich dazu bequemen 
müssen, japanische Waren zu führen. 

Dem japanischen Händler folgt der japanische Angestellte, der japanische Siedler. 
Neben der japanischen Durchdringung des Pazifik geht eine chinesische einher. Der 
Kleinhandel liegt mehr und mehr in chinesischen Händen. Die Ostasiaten vermischen 
sich mit den Eingeborenen, und es entsteht eine ozeanisch-asiatische Mischrasse, 
der die Zukunft des Pazifik gehören wird. Der Rückzug Amerikas von den Phi- 
lippinen, auf denen sich die Japaner in der gleichen Weise festsetzen wie auf allen 
Inseln des Südmeeres, ist ein deutliches Zeichen, wie die stärkste weiße Macht die 
Lage ansieht, und daß sie es vorzieht, Verwicklungen aus dem Wege zu gehen. 

Was sich für die weiße Rasse im Pazifik halten läßt, ist einmal die amerikanische 
Vorpostenstellung auf Hawaii, zum anderen Australien und Neuseeland. Neuguinea 
ist schon zweifelhaft. Und selbst Australien wird nur dann ein weißer Kontinent 
bleiben, wenn er rechtzeitig wieder für erneute weiße Einwanderung geöffnet wird. 
Es geht da nicht nur um Schicksal und Zukunft des Britischen Empire, sondern 
bis zu einem gewissen Grade um Stellung und Lebensstandard der europäischen 
Völker. 

Unsere europäische Übervölkerung bedingt genau so eine Ausdehnung über den 
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Rahmen unserer Räume hinaus wie die osi- und südostasiatische. Mit Asien muß sich 
Europa über den noch vorhandenen Freiraum der Erde auseinandersetzen, so oder 
so, friedlich oder mit den Waffen. Darum kommen wir nicht herum. 

Daraus folgt, daß wir uns rechtzeitig über die beiderseitige Abgrenzung ver- 
ständigen müssen. Wir müssen uns klar sein, welche Gebiete können wir aufgeben, 
welche müssen wir aufgeben, welche müssen wir unter allen Umständen halten. 
Wenn ich „wir“ sage, gilt das für Deutschland, solange es selber noch nicht wieder 
Kolonialmacht ist, lediglich theoretisch, aber letzten Endes geht es uns trotzdem 
heute bereits an. 

Was die Räume anbetrifft, so glaube ich kaum, daß sich Südostasien für Europa 
restlos halten lassen wird, schon gar nicht, wenn die Amerikaner nicht mitmachen 
und sich endgültig von den Philippinen zurückziehen. Das gilt von Hinterindien 
wie von den Sundainseln. Hier wird man vor dem asiatischen Bevölkerungs- 
überdruck weichen müssen. 

Ein Kapitel für sich ist Vorderindien. Ob dieses heute bereits endgültig ver- 
loren ist, läßt sich schwer sagen. Das aber kann man sagen, daß es bei Beibehal- 
tung der bisherigen Methoden des Brtischen Reiches bestimmt früher oder später 
entgleiten wird. Natürlich läßt sich Indien heute nicht mehr als Kolonie verwalten, 
allein ein westlichen Vorbildern nachgeahmter Dominien-Status ist ein ebenso 
sicherer Weg zum endgültigen Verlust. 

Und damit sind wir bei der entscheidenden Frage. Was hat an die Stelle 
der alten kolonialen Methoden, ja der kolonialen Idee, zu treten, um den euro- 
päischen Völkern den Raum, den sie über die Grenzen ihres eigenen Kontinentes 
hinaus lebenswichtig benötigen, zu sichern. Daß dies nicht mit Gewalt und Macht 
allein geht, ist klar. Gewalt ohne eine sie tragende Idee erobert nichts auf die Dauer. 
Die europäischen Völker hätten sich niemals derart über die Erde ausgebreitet, 
wären sie nicht von ihrer Missionsaufgabe erfüllt gewesen. 

Die religiöse Idee als koloniale Triebfeder ist tot, die humanitäre hat versagt, 
hat vielfach die unterworfenen Völker erst zum Aufruhr angestiftet und befähigt. 
Was läßt sich an ihre Stelle setzen? 

Ich glaube, daß Europa von Asien und Amerika wird lernen müssen. Wenn die 
Vereinigten Staaten ihre Kolonien oder kolonieähnlichen Gebilde eine nach der 
andern aufgeben, nach Kuba die Philippinen, nach den Philippinen Puertorico, 
wenn sie aus Haiti wie aus Nicaragua wieder herausgehen, so bedeutet das nicht 
das Aufgeben von Herrschaftsansprüchen, sondern ihre Umbildung. Amerika er- 
kennt, daß der unter dem ersten Roosevelt begangene Weg des Kolonialreiches nach 
europäischem Vorbild eine Sackgasse war. Nicht Kolonialreich darf es heißen, 
sondern Imperium. Für ein solches aber muß man die künftigen lateinisch-indiani- 
schen Teile erst reifmachen. 


Einen ähnlichen Weg versuchte ja auch England bei der Umbildung des Empire 
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zum Commonwealth of Nations, nur daß esden Fehler machte, das Vorbild der parla- 
mentarischen Demokratie kritiklos auf alle Rassen und Völker auszudehnen, und 
daß es zweitens übersah, daß Idee ohne Macht oder vielmehr ohne den Willen, 
diese Macht nötigenfalls rücksichtslos einzusetzen, auf die Dauer ebensowenig 
lebensfähig ist wie die Macht ohne Idee. Stellt man einen Herrschaftsanspruch um 
einer Idee willen auf, so darf man von Anfang an nicht den geringsten Zweifel 
daran aufkommen lassen, daß man ihn rücksichtslos gegen jeden aufrechtzuerhalten 
entschlossen ist. Wie man das machen muß, das hat Italien im Abessinienkonflikt 
gezeigt. England aber hat das unterlassen, vor allem in Indien, wo verschiedentlich 
energisch hätte durchgegriffen werden müssen, ohne Rücksicht auf das Geschrei, 
das darüber in humanitären Kreisen des eigenen Landes entstanden wäre. Gerade 
um der Humanität willen ist unter Umständen unerbittliche Strenge und Härte 
unvermeidlich. Werden die Engländer aus Indien hinausgedrängt, so reißen dort 
ähnliche Zustände ein wie in China nach dem Sturz der Mandschudynastie, eben- 
soviel Grauen, ebensoviel Elend. Die Briten, die Indien verwalten, besser als die 
Mongolenkaiser, die sie ablösten, haben also eine sittliche Berechtigung, ja eine 
moralische Verpflichtung, ihre Herrschaft nötigenfalls auch mit Gewalt gegenüber 
Elementen aufrechtzuerhalten, von denen feststeht, daß sie nicht in der Lage sind, 
etwas Besseres und Gerechteres an ihre Stelle zu setzen. Daß das aber nur geht, 
wenn man Indien gibt, was Indien gebührt, daß man indische Kultur wie indische 
Lebensformen als den europäischen grundsätzlich Gleichwertiges anerkennt, ist 
ebenso selbstverständlich. 

Damit aber tritt an die Stelle des Kolonialreiches, das unterworfene und be- 
herrschte Völker ‚erziehen‘ und auf die kulturelle Höhe des Herrenvolkes ‚‚hin- 
aufführen“ will, das Imperium, das sie in all ihrer Eigenart als ein Teil des ge- 
meinsamen Reiches ansieht, der an sich gleichberechtigt ist, sich aber um der Idee 
und des Zusammenhaltes willen der Führung des Herrenvolkes oder der Herrenschicht 
unterordnet, die selbstverständlich diese Herrschaft nicht mißbrauchen dürfen. 

Derart waren die Weltreiche des Altertums. Derart war auch das alte China, das 
Himmlische Reich. Dieses vereinigte eine Vielfalt der verschiedenartigsten Völker 
verschiedenster Sprache, Rasse und Religion unter einer gemeinsamen moralischen 
Idee, die Ausdruck und Symbol in der allen gemeinsamen Schrift fand und ihre 
Krönung und religiöse Verankerung im Gottkaiser. 

Die Idee des Gottkaisers erlebt heute eine Erneuerung im Tenno, dem japa- 
nischen Herrscher, wie überhaupt Japan versucht, sein nach dem Vorbild der euro- 
päischen Mächte erworbenes Kolonialreich in ein Imperium umzubilden, das nicht 
nur durch die Macht der japanischen Armee und Flotte zusammengehalten wird, 
sondern gleicherweise durch eine Idee, die von allen Teilen und Völkerschaften, 
die unter dem Banner der aufgehenden Sonne vereinigt sind, anerkannt wird. 

Diese Idee ist die panasiatische, und die Gegnerschaft gegen die europäische 
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Vorherrschaft und Bedrückung. Nur mit ihrer Hilfe ist Japans Politik auf dem 
asiatischen Festland möglich. Der Widerstand gegen Japan in China wäre viel 
größer, ja, er wäre unüberwindlich, arbeitete der Japaner nicht mit dem Schlacht- 
ruf ‚Asien den Asiaten!“ 

Ein ähnliches Imperium bildet die Sowjetunion. Unter dem Zaren gab es ein 
europäisches und ein asiatisches Rußland. Das letztere war Kolonie. Die Bolsche- 
wiken machten aus beiden ein Imperium. Dieses wird zusammengehalten, einmal 
durch die eisernen Klammern der bolschewistischen Gewaltherrschaft, die bereits 
den Gedanken an Auflehnung mit dem Tode bedroht, zum andern aber nicht 
weniger durch die Idee, die man allen beherrschten Völkern einzuimpfen sucht. Man 
hat ihnen zum mindesten die Fiktion der nationalen Freiheit und Unabhängig- 
keit gegeben. 

Diese Feststellung mag denen, die noch immer an einen Zusammenbruch der 
bolschewistischen Herrschaft glauben, nicht angenehm klingen. Allein das ent- 
bindet jene, die Sowjetrußland und vor allem Sowjetasien aus eigener An- 
schauung kennen, nicht von der Verpflichtung, sie zu machen. Es war noch immer 
ein schwerer Fehler, einen Gegner zu unterschätzen. Und die Sowjetunion ist ein 
furchtbarer Gegner, nicht nur Deutschlands, sondern ganz Europas. 

Sie ist heute ein um so furchtbarer, weil sie in so überaus geschickter Weise 
als europäische und demokratische Macht getarnt ist, die vorgibt, kein anderes Ziel 
zu kennen als den ‚‚unteilbaren Frieden“, was in der Praxis auf den ‚‚unteil- 
baren Krieg“ hinauslaufen mag, den neuen Weltkrieg. 

Das heutige Rußland ist ein so furchtbarer Gegner, weil es eine Europa grund- 
sätzlich feindliche asiatische Macht ist, die es verstanden hat, sich als angeblicher 
Freund und Bundesgenosse in das Herz Europas einzuschleichen. In Amerika wie 
in Asien bilden sich gewaltige Zukunftsimperien. Im Herzen des europäischen 
Imperiums aber, dessen wir zur Sicherung des Friedens so dringend benötigten, 
sitzt der Wurm. Über die Tschechoslowakei hat er sich bis nach Paris hin durch- 
gefressen. Ja, seine Wirkung reicht bis London. Bei meiner letzten Englandreise 
im Frühling dieses Jahres wiesen nicht nur Angehörige der Labour Party, sondern 
durchaus „bürgerliche“ Briten mir gegenüber immer wieder darauf hin, daß doch 
alle deutschen Friedensangebote wertlos wären, wenn sie nicht Rußland einschlös- 
sen, und daß die Bolschewiken als gleichberechtigte Partner zur europäischen 
Völkerfamilie gehörten, ohne die keine Stabilisierung unseres Erdteiles mög- 
lich wäre. 

Es ist im Grunde erschreckend, welche Verwirrung über den Begriff Europa 
eingerissen ist und in welchem Maße sich dieser Erdteil, der einst die Welt 
beherrschte, sich heute von den Vertretern wie den Ideen der andern Kontinente 
beeinflussen und in seine eigenen Angelegenheiten hineinreden läßt, ohne es 
überhaupt zu merken. Während die europäischen Mitglieder des Völkerbundes in 
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amerikanischen Fragen nichts zu sagen haben, weil er zu solchen so gut wie niemals 
zugezogen wird, oder wenn man ihn zuzieht, nicht auf ihn hört, reden die Vertreter 
der kleinsten amerikanischen Republiken in europäische Angelegenheiten hinein. 
Einer Konferenz, die sich mit rein europäischen Fragen befaßt, sitzt ein Süd- 
afrikaner oder Argentinier vor, und kein Europäer nimmt Anstoß. Den Vorsitz 
auf der Konferenz von Montreux, die sich mit der Wiederbefestigung der Dardanellen 
befaßte, führte ein Australier. Und Japan, das klipp und klar erklärt hat, daß in 
ostasiatischen Gewässern europäische Mächte nichts zu sagen haben, verlangt, ohne 
daß sich eine europäische Macht dagegen empört, daß japanische Schiffe in den 
Dardanellen die gleichen Rechte haben müssen wie die Anrainer des Schwarzen 
Meeres und die Mittelmeermächte. 

Das gehört nur scheinbar nicht zur Kolonialfrage. In Wirklichkeit steht und 
fällt diese mit dem europäischen Bewußtsein. Nur wenn sich, zunächst wenigstens 
in Vorstellung und Idee ein europäisches Imperium bildet und dieses seine Inter- 
essenzone klar abgrenzt, wird Europa in dem anhebenden Wettlauf der Kontinente 
um den Raum wie um die Güter der Erde nicht auf der Strecke bleiben. 

Das ist freilich nicht möglich, solange das französisch-bolschewistische Bündnis 
andauert. Mit ihm setzt Frankreich die gleiche bedenkenlose Politik fort — um 
ein mildes Wort zu gebrauchen — wie unter Ludwig XIV., der sich mit der Türkei, 
dem Erzfeind der Christenheit, verbündete, als sie zum Angriff auf das Herz 
Europas ansetzte, nur um dem bedrängten deutschen Nachbarn ein paar Stücke 
aus dem Fleisch zu reißen. Daß und wie damals Straßburg französisch wurde, 
ist eine europäische, keineswegs nur eine deutsche Angelegenheit. 

Diese europäische Gesamtsituation und ihre unerhörte Verwicklung und Ge- 
fährdung durch die Einbeziehung einer asiatischen Macht in die intimsten euro- 
päischen Beziehungen wird man bei keiner Beurteilung des Kolonialproblems aus 
den Augen lassen dürfen. Die Frage, ob und wann Kolonien, wird von hier aus 
mitbestimmt. 

Die Konsolidierung Europas und die Sicherung des europäischen Friedens ist 
eine Frage, die alle andern an Wichtigkeit übertrifft, und die die gesamten materiel- 
len und seelischen Kräfte des deutschen Volkes in Anspruch nimmt. Trotzdem 
kann die koloniale Frage nicht aufgeschoben werden. Die Möglichkeit, unter Um- 
ständen die Notwendigkeit, wieder Kolonien zu übernehmen, kann so plötzlich an 
uns herantreten, daß wir uns nicht früh genug darauf einstellen können, und zwar 
auf die Vorteile wie die Gefahren erneuter kolonialer Betätigung wie vor allem 
auf eine große koloniale Idee und ein nationalsozialistisches Kolonialprogramm. 

Die koloniale Propaganda hat bisher in erster Linie mit materiellen Gründen 
gearbeitet, und zwar mit der altbekannten Dreiheit des Rohstoffbezuges, des Ab- 
satzmarktes wie des Siedlungslandes. Ich habe mich mit diesen Gründen bereits im 
Maiheft der Geopolitik ı933 auseinandergesetzt und damals ausgeführt, daß sie 
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allein nicht stichhaltig sind, daß unser neues koloniales Wollen nicht in erster Linie 


auf materiellen Motiven beruhen dürfe, sondern auf ideellen, daß wir um seelischer | 


Impulse willen nach Kolonien streben müssen. 


Bei aller kolonialen Propaganda handelt es sich ja nicht nur darum, das deutsche | 


Volk für den kolonialen Gedanken zu gewinnen, sondern die Welt von der Be- 
rechtigung und darüber hinaus von der Nützlichkeit, ja Notwendigkeit deutscher 
kolonialer Betätigung zu überzeugen. Wenn wir wieder Kolonien haben wollen, 
genügt es nicht zu sagen: wir müssen Kolonien haben, weil wir sie brauchen, son- 
dern wir müssen erklären, daß wir nicht beabsichtigen, uns der gemeinsamen 
europäischen Front gegenüber der farbigen zu entziehen. Und wir glauben doppelt, 
uns dieser Verpflichtung nicht entziehen zu dürfen, weil wir aus unserer national- 
sozialistischen Weltanschauung heraus die Eingeborenen zu ihrem vollen Rechte 
kommen lassen können. 

Die dumme Kriegslüge von den deutschen Grausamkeiten in den Kolonien und 
der Unfähigkeit der Deutschen zu kolonisieren, glaubt ja heute kein Mensch mehr. 
Um die zu widerlegen, brauchten wir unsere Kolonien nicht zurück. Nein, wir 
müssen weitergehen und sagen: ein Volk, das eine derartige koloniale Befähigung 
an den Tag legte, daß seine Eingeborenen ihm noch die Treue bewahrten, als es 
bereits restlos geschlagen war und die letzten noch kampffähigen Truppen den 
Boden der Kolonien verlassen mußten, ein solches Volk von kolonialer Betätigung 
auszuschließen, kann sich Europa in einer Zeit wie der gegenwärtigen einfach 
nicht leisten, wo der äußerste Einsatz nötig ist, die europäische Vorherrschaft, unter 
Umständen sogar die europäische Gleichberechtigung zu schützen. Die Kolonialfrage 
ist eine gesamteuropäische Angelegenheit, nicht etwa nur der einzelnen Mächte, 
und somit kann sich Deutschland als das Herz Europas, selbst wenn es wollte, 
nicht von ıhr ausschließen. 

Da Europa heute aber lediglich ein geographischer Begriff ist und noch weit von 
der Einheit entfernt, die es rechtzeitig bilden muß, will es von den übrigen Konti- 
nenten nicht überrannt werden, so müssen wir einstweilen unseren kolonialen 
Anspruch gegenüber den Mächten durchsetzen, die ihm noch widerstreben. Das ist 
ın erster Linie Frankreich. 

In England ist zwar von Regierungsseite erklärt worden, daß England nicht daran 
dächte, eine seiner Kolonien oder Mandate aufzugeben, allein gerade diese Er- 
klärung beweist, wie stark die Strömung im Lande bereits ist, die Deutschland um 
Englands willen wieder unter den Kolonialmächten sehen will. 

Ich habe vor vielen Jahren bereits geschrieben, daß es im britischen Weltreich 
Stimmen gibt, die dafür eintreten, daß Deutschland wieder Kolonien erhält. Ich 
glaube auf Grund meines letzten Londoner Besuches konkreter sprechen zu können: 
ich glaube, daß wir in absehbarer Zeit mit der Rückgabe von Tanganyika, unserer 
ehemaligen Kolonie Deutsch-Ostafrika, rechnen können. Ich möchte einschränkend 
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jedoch hinzufügen, daß dieser Glaube auf rein persönlichen Eindrücken beruht und 
jeder amtlichen Grundlage entbehrt. 

Die Rückgabe unserer ehemaligen deutschostafrikanischen Kolonie könnte aller- 
dings durch Widerstand von zwei Seiten verhindert oder zum mindesten verzögert 
werden. Die eine besteht aus den britischen Pflanzern der Kenyakolonie, die andere 
möglicherweise aus der Südafrikanischen Union. Den Einwänden, die von diesen 
beiden Seiten erhoben werden können, muß daher rechtzeitig und wirkungsvoll 
entgegengetreten werden. 

Die Kenyapflanzer sind eine sympathische, aber schwierige Gesellschaft. Sie 
sind britischer als die Briten selber, auf der andern Seite aber rasch bei der Hand, 
gegen das britische Mutterland aufzutreten, sogar mit der Waffe in der Hand, 
wenn dieses nicht so will wie sie. Es war schon einmal nahe daran, daß sie los- 
schlugen, jedenfalls waren alle Vorbereitungen getroffen und eine revolutionäre 
militärische Organisation geschaffen. Damals handelte es sich um die Zulassung 
von Indern auf das Hochland von Britisch-Ostafrika. Dieses Hochland ist ein ideales 
Siedlungsland für Weiße, und darum wollen die Kenyapflanzer Inder von dort 
ausgeschlossen wissen. Die Londoner Regierung aber muß Rücksichten auf ihre 
indischen Untertanen nehmen, und so bildet die Frage der Zulassung der Inder 
zum Hochland eine Quelle ständiger Reibereien. 

Die Kenyapflanzer erblicken in ihrem Hochland die Thermopylen eines weißen 
Afrika. Unsere Sache muß es daher sein, sie davon zu überzeugen, daß wir ihnen 
in Tanganyika nicht in den Rücken fallen würden, sondern im Gegenteil ihren 
Rücken decken. 

Das gleiche gilt von Südafrika. Die Südafrikaner haben eine beinahe krankhafte 
Furcht davor, eine europäische Kolonialmacht könne sie mit einem schwarzen Heere 
bedrohen. Dieser Angsttraum befällt sie sogar vor dem Kongostaat, hinter dem 
das kleine Belgien steht. Er ist erst recht lebendig geworden, als die Italiener 
Abessinien besetzten, obgleich dieses doch, weiß Gott, weit genug von der Grenze 
der Südafrikanischen Union entfernt ist. Sollten aber in den Südafrikanern ähn- 
liche Befürchtungen vor einem an Deutschland zurückzugebenden Ostafrika aufsteigen, 
so würden sie das ganze Empire in Aufruhr bringen, um das zu verhindern. Sie haben 
ohnehin die stete Sorge, wir könnten eines Tages Südwestafrika zurückfordern. 

Und damit sind wir bei einem zweiten überaus schwierigen Punkt: Die Union 
würde auf keinen Fall in die Rückgabe von Südwest willigen. Ja, der bloße Versuch 
dazu würde sie wahrscheinlich bereits dazu führen, sich auch gegen die Wieder- 
erstattung von Deutschost mit Händen und Füßen zu sträuben. 

Nun ist die Schwierigkeit, daß gerade Südwest den meisten Deutschen besonders 
ans Herz gewachsen ist. Begreiflicherweise, ein Kind, um das man sich am meisten 
gesorgt, das einem am meisten gekostet, liebt man in der Regel am heißesten. 
Wir lieben Südwest um all des Schweißes und des Blutes willen, das dafür ge- 
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flossen ist. Aber es wäre bedenklich, würden wir mit den Südafrikanern an- 
einander geraten, zumal sie so ziemlich die einzigen Weißen in Afrika sind, die 
unseren Standpunkt in der Rassenfrage restlos teilen. (In der Südafrikanischen, 
Union stehen seit vielen Jahren die schwersten Strafen auf jeglichen Verkehr 
zwischen Weiß und Farbig.) Wir sind also aufeinander angewiesen, und wir müssen 
mit ihnen zusammenarbeiten, wenn wir in Afrika wieder kolonisatorisch tätig sein 
wollen. Wir müssen uns daher mit ihnen verständigen, und dafür wird sich auch 
ein Weg finden lassen. 

Aus all dem ergibt sich bereits, daß die Rückkehr Deutschlands in die Reihe 
der Kolonialmächte nur mit Zustimmung und Einwilligung Englands möglich ist, | 
nicht mit einer abgepreßten, sondern einer freiwillig, aus der Überzeugung heraus 
gegebenen, daß das Wiedererscheinen der deutschen Flagge in Afrika im englischen 
Interesse liegt, daß sie keine Bedrohung, sondern eine Stützung des Empires be- 
deutet. Diese Ansicht wird man freilich bei der gegenwärtigen britischen Regierung 
nicht finden, aber im Volk ist sie vorhanden, und sie nimmt zu. Wenn nicht | 
bereits die nächste, so sicher die übernächste Regierung wird sich diese Volks- 
meinung zu eigen machen und zu einer Verständigung mit Deutschland gelangen. 

Diese Verständigung bildet nicht nur die Voraussetzung für jede erneute deutsche 
koloniale Tätigkeit, sondern man kann mit einiger Übertreibung beinahe sagen, sie ist 
die Vorbedingung für die Fortsetzung jeder europäischen Kolonialpolitik überhaupt. 
Jedenfalls wird das Britische Empire dem wachsenden Druck, dem es in Asien 
ausgesetzt ist, nur dann standhalten, wenn es in Europa den Rücken frei hat, oder 
wenn vielmehr Europa in England seinen Vorposten in der Welt sieht, den es 
im eigenen Interesse decken muß. 

Diese Gedankengänge eilen freilich der Zeit voraus, selbst in England wird man ' 
nur in vereinzelten Kreisen Verständnis dafür finden, Frankreich aber ist noch in 
keiner Weise dafür reif. Frankreich muß die antieuropäischen Kräfte, die es aus 
Syrien hinausdrängen, erst noch in seinen andern afrikanischen Besitzungen zu | 
spüren bekommen, um der Notwendigkeit einer weißen Front bewußt zu werden 
und seinen Widerstand gegen die Rückgabe der Kolonien an Deutschland aufzu- 
geben. Diese Gegnerschaft ist einstweilen noch derart stark, daß die Möglichkeit 
der Wiedererlangung von Togo und Kamerun zunächst ausscheidet. Selbst gegen 
die Rückerstattung des kleineren britischen Anteiles würde die französische Repu- 
blik den schärfsten Protest einlegen. | 

So bleibt als einzige praktische Aussicht die Hoffnung auf die Rückgabe von | 
Ostafrika. Selbst dafür werden wir alle Kräfte und Willensimpulse einsetzen und 
| 


uns dabei bewußt bleiben müssen, daß Kolonialpolitik nicht für sich stehen darf, 
daß Kolonien kein Ziel sind, das gesondert oder gar um jeden Preis angestrebt 
werden kann, sondern daß alle Bestrebungen, die auf erneute koloniale Tätigkeit 
abzielen, sich unserer großen außenpolitischen Linie ein- und unterordnen müssen. 
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Erst kommt unsere europäische Lage, dann diese nochmals, und erst wenn sie es 
restlos erlaubt, werden wir an die koloniale Arbeit gehen können. 

Auf der andern Seite dürfen wir freilich auch nicht zu ängstlich sein. Wollten 
wir mit der Aufnahme praktischer Kolonialpolitik warten, bis Europa restlos neu 
geordnet und gefestigt ist, so würden wir wahrscheinlich nie dazu kommen. Und 
es ist wichtig, daß wir der Welt möglichst bald zeigen, was das nationalsozialistische 
Deutschland als Kolonisator leistet, und zwar nicht allein um unseretwillen. 

Soll das koloniale Problem nicht zur kolonialen Krise anwachsen, und der ge- 
samte koloniale Besitzstand der europäischen Mächte nicht in Gefahr geraten, 
so müssen die Methoden der kolonialen Verwaltung und Ausnützung, die heute noch 
auf den Ideen und der Weltanschauung des ıg. Jahrhunderts beruhen, eine zeit- 
gemäße Änderung erfahren. Eine solche Änderung läßt sich jedoch nicht nur in 
der Theorie vertreten, sondern sie muß ihre Brauchbarkeit in der Praxis erweisen. 
Und dazu braucht Deutschland Kolonien, und wenn es zunächst nur eine einzige 
wäre. So schmerzlich eine solche Beschränkung auch den Kolonialenthusiasten 
erscheinen mag, die am liebsten gleich alle Kolonien wieder hätten, ohne Rück- 
sicht auf die außenpolitischen Schwierigkeiten, die daraus erwachsen müßten, so 
hätte sie doch den einen Vorteil, daß wir unsere Kräfte nicht zersplittern und 
uns keinem Mißerfolg aussetzen. 

Denn darüber dürfen wir nicht im Zweifel sein, so einfach ist die Rückkehr zur 
kolonialen Praxis nicht. Damit, daß die alten Beamten zurückkehren und die Ver- 
waltung nach den alten bewährten Methoden wieder aufnehmen, ist es nicht getan. 
Seit dem Weltkrieg haben sich auch in Afrika die Verhältnisse grundlegend ze- 
ändert. Wir haben dort, vor allem im ehemaligen Deutsch-Ostafrika, bei den Ein- 
geborenen einen außerordentlichen Ruf. Ich war immer wieder erschüttert von 
der Anhänglichkeit der Schwarzen. Wie oft wurden wir angesprochen und gefragt, 
wann die Deutschen wiederkämen! Es kamen Eingeborene zu uns, die viele Meilen 
weit gelaufen waren, um bei uns Dienst zu nehmen, bloß weil sie gehört hatten, 
daß Deutsche da seien. 

So beglückend nun dieses Vertrauen der Eingeborenen auch ist, so bedeutet es 
auf der andern Seite doch auch eine ungeheuer schwierige Aufgabe, es nicht zu 
enttäuschen. Vor allem muß man sich klar sein, daß die ersten Wochen einer 
neuen deutschen Verwaltung die entscheidenden sein würden, und daß in ihnen 
begangene Mißgriffe sich später nur schwer wieder gutmachen ließen. 

Denkt man all die sich aus einer Wiederaufnahme kolonialer Tätigkeit praktisch 
ergebenden Fragen durch, so erkennt man, wie wenig wir im Grunde auf eine 
nationalsozialistische Kolonialpolitik vorbereitet sind. Es kann einer ein ausgezeich- 
neter Kolonialpraktiker sein und ein vorbildlicher Nationalsozialist, aber damit 
braucht er noch kein nationalsozialistischer Kolonialfachmann sein. Dazu ist nicht 
nur koloniale Erfahrung und nationalsozialistische Gesinnung nötig, sondern schöp- 
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ferisches Denken, die große nationalsozialistische koloniale Idee, die gleichzeitig eine 
Weltidee ist, mit der wir den übrigen Völkern, insbesondere jenen, die wir zu koloni- 


sieren beabsichtigen, nicht nur als Fordernde und Nehmenwollende, sondern von 


vornherein auch als Gebende gegenübertreten. 
Diese Idee liegt im nationalsozialistischen Gedankengut, aber sie muß gewisser- 
maßen erst noch herausgehoben und kristallisiert werden, so daß unsere Gegner 


nicht an ihr deuteln und sie als Waffe gegen uns benützen können, um unsere 
koloniale Tätigkeit von vornherein lahmzulegen und unser Verhältnis zu den Ein- 
geborenen zu vergiften. Daß die nationalsozialistischen Glaubenssätze in der Ras- | 


senfrage dazu mißbraucht werden können, braucht bloß angedeutet zu werden. 


Damit bin ich bei einem der beiden Faktoren wieder angelangt, von denen | 


ich ausgegangen: dem Zusammenbruch der universalen Idee. Mittels dieser uni- 
versalen Ideen, erst der christlichen und dann jenen der amerikanischen und 
französischen Revolution, hat der weiße Mann sich die Erde erobert. Heute haben 
sie sich gegen ihn gekehrt und sind drauf und dran, sein Werk zu zerstören. Man 
darf sich nicht scheuen, da unerbittlich klar zu sehen. Das Christentum ist ın 
den Händen der Schwarzen zu einer Waffe gegen die Weißen geworden, zum 
mindesten in Amerika, teilweise aber bereits auch in Afrika. 

Erst recht aber hat sich die Zivilisationsidee, wie sie sich aus der Gleichheits- 
these der amerikanischen und der französischen Revolution heraus gestaltete, 
gegen die weiße Herrschaft gewandt. Mit ihr wurden die Farbigen unterworfen 
und gewonnen. Aus ihr schöpfte man die moralische Berechtigung, sie zu beherr- 
schen. Hob man sie doch aus ihrer Barbarei zur Höhe der Zivilisation hinauf. 
Gleichzeitig aber war das außerordentlich nützlich für das Geschäft; denn je- 
mehr man die Farbigen zivilisierte, je mehr Bedürfnisse man ihnen anerzog, einen 
desto besseren Kunden gaben sie für die heimische Industrie ab. An die Zerstö- 
rungen, die man damit anrichtete, dachte man nicht. 

An die Stelle des universalen Denkens beginnt das regionale Denken zu treten. 


Man fängt an, von dem Glauben abzulassen, an dem die Menschheit Jahrtausende | 


hindurch gehangen, daß eine Religion, eine staatliche Ordnung, eine Lebens- 


form, eine Art zu denken, die an sich beste sei, die man deshalb allen Menschen 


aufnötigen, wenn es nicht anders geht, sogar aufzwingen müsse. Statt dessen 
hebt man an einzusehen, daß die Formen des Lebens, Denkens und Handelns 
tausendfältig sind, und daß eine jede bestimmten Bedingungen des Blutes und des 
Bodens entspringt, und eine jede ihre Berechtigung hat. Dieses wahrhafte „‚Suum 
cuique“ ist der große humane, allmenschliche Gedanke des Nationalsozialismus, 
auf dem sich auch seine Kolonialpolitik wird aufbauen müssen. Aus ihm schöpfen 
wir die Berechtigung, ja die Verpflichtung des nationalsozialistischen Deutschland 
zu neuer kolonialer Arbeit und die Hoffnung auf ihr Gelingen. 
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F.W. BORGMAN;s 
Die Uralier 
I 
Rasse und Raum 

Wir nehmen einen erwachsenen Europäer mit guter Durchschnittsbildung, wohn- 
haft westlich des 20. Grades östlicher Länge, des Meridians also, in dessen Nähe 
Stockholm, Königsberg, Warschau und Budapest liegen. Er hat die Dreißig über- 
schritten und steht mitten im Leben drin. Seine geographischen Schulkenntnisse 
beginnen immer schemenhafter zu werden. Namen und Begriffe, die nicht häu- 
figer in den Spalten der Presse auftauchen oder an die er nicht durch ein beson- 
deres persönliches Interesse gefesselt ist, gleiten allmählich in das gleiche nirwana- 
hafte Dämmerdunkel, in dem die Regeln der griechischen Grammatik, die Integral- 
gleichungen und die Formeln der organischen Chemie schon längst ertrunken sind. 

Immerhin haben die letzten Jahrzehnte Dinge in sein Blickfeld gerückt, die 
seinerzeit auf der Schule, wenn überhaupt, nur flüchtig gestreift wurden. Er ver- 
wechselt nicht mehr Litauen mit Lettland, weiß, daß Wilna heute den Polen ge- 
hört, daß der deutschstämmige Adel Estlands seiner Güter enteignet wurde, daß 
aus Finnland außer Sportsleuten Holz, Butter und Eier kommen. Weiter östlich 
aber ist für ihn alles „Rußland“, d. ı. Bolschewismus, Rote Armee, Lenin, Stalin, 
Tscheka, Fünfjahrsplan, Kollektive und das grausige Schicksal von Millionen. Ras- 
sisch bringt er mit der Bezeichnung ‚‚slawisch“ alles auf einen Nenner — wenn er 
nicht als fortschrittlichker Mann mit dem allumfassenden Modewort: „baltisch- 
ostisch“ operiert und damit die Dinge schön auf sich beruhen läßt; es sei denn, er 
hole unter allzu scharfem Druck einer ernsthafteren Unterhaltung den Atlas her- 
vor und schlage die Rassenkarte auf. 

Und hier erwartet ihn denn die erste Überraschung: neben dem Himmelsblau der 
Romanen, dem Rosarot der Germanen und dem sanften Grün der Slawen leuchten 
ihm grelle Flecke mongolischen Gelbs sowohl in Finnland als auch in Ungarn ent- 
gegen. Donnerkiel, wer hätte das gedacht! Und stimmen muß das wohl, denn der 
Atlas trägt die Jahreszahl 1936, und die Rassenforschung ist gerade heute ja oben- 
auf, so daß irgendein Zweifel, der sich aus einem älteren Datum des Atlas ergeben 
könnte, nicht aufkommen kann. 

So nimmt es dann nicht Wunder, wenn er, kommt er einmal auf einer kurzen 
Sommerreise nach Finnland, ethnographische Beobachtungen macht, die ganz die 
Färbung seiner mitgebrachten Vorkenntnisse tragen („Sehen Sie doch mal diese 
mongolischen Backenknochen und die Schlitzaugen!“). Er könnte sie eigentlich 
mit dem gleichen Ergebnis in seinem eigenen Heimatland anstellen, wenn er es mit 
der Brille des gleichen Vorurteils zu betrachten begänne. 
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Karte 1) 
Der uralische Siedelungsraum (Nordostraum) vor dem Einbruch der Slawen (etwa 700—800 n.Chr.) 
> Hauptrichtungen germanischer Handels- ur T 
aktivität eros 222 Lappische Nomaden 
> Hauptrichtungen karelischer Handels- -2277 77 
— aktivität a ; 
wememmeım Grenze des germanischen Einflusses ‘;  Nordgermanen (Norweger, Schweden) 
wu um mem Grenze des tatarischen Einflusses IST Wald-Steppengrenze 
Zeichenerklärung: 
F = Finnen I = Ingrer ME=Meren (Muromer) VOT = Votjaken 
K = Karelier WO = Woten (Tschuden) T = Tscheremissen S — Syrjänen 
E — Esten WE = Wesen (Wepsen) M = Mordwinen V = Vogulen 
L=Liven O = Ostjaken 


Zur Orientierung sind folgende (später erst entstandene) Städte eingezeichnet: 
N = Nowgorod, M = Moskwa, K — Kasan. 

Das aktivste der uralischen Völker war das karelische, das ausgedehnte Handelsbeziehungen 
mit der germanischen Welt und später auch im Anschluß an den Warägerhandel mit der 
byzantinischen unterhielt. (Die Aktivität erstreckte sich vorübergehend sogar westwärts bis 
Gotland in der Ostsee.) 

Der germanische Handel um jene Zeit zerfällt in zwei Wirkungsgebiete: ein südliches, 
vom normannischen (schwedischen) Birka aus betriebenes, das im Warägerhandel nach Byzanz 
hin seine höchste Blüte erreichte, und ein nördliches, von Norwegern befahrenes: den Weißen- 
Meerhandel und nordfinnischen Überlandhandel, 


1) Der Nachdruck der Karten ist nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Autors gestattet. 
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Doch nun mal ernster: tatsächlich ist die rassische Kenntnis nicht nur des fernen, 
sondern gerade des nächsten Ostens in vielen Stücken so lückenhaft und vorein- 
genommen, daß wir dem Laien seine Unkenntnis durchaus nicht verübeln können, 
Und den Forscher, den die Materie anzieht, erwartet außerdem eine Überwuche- 
rung mit so vielen romantischen und oft ad hoc konstruierten Theorien, daß jeder 
Stich in die Tiefe das Problem nur noch mehr kompliziert, dessen Umfang allein 
schon der schürfenden Arbeit auf Generationen hinaus genügend stoffliche Fülle bietet. 

Immerhin gibt es bereits einige größere Strecken festeren Bodens, worauf man 
fußen kann; zu diesem gehört jener Raum, den im Norden das Eismeer, im Westen 
die Ostsee, im Süden die im allgemeinen dem 52. Grad folgende Trennungslinie 
zwischen dem ehemaligen Wald- und Steppenrußland (Kiew—Woronesch—Ssara- 
tow—Orenburg) und im Osten eine Gerade etwa vom Oberlauf des Uralflusses und 
dem Unterlauf des Obstromes begrenzt — ein Raum, der somit das ganze Ural- 
gebirge noch in sich einbegreift und den wir nach seiner Lage zum europäischen 
Zentrum den Nordostraum benennen wollen. 

Dieser Nordostraum bildete im 9. Jahrhundert n. Chr., dem Zeitpunkte also, als 
er gerade in die Geschichte einzutreten begonnen hatte, in rassischer Beziehung das 
einheitliche Siedlungsgebiet jener Völkergruppe, die man zur Zeit noch vor- 
wiegend auf Grund der sprachlichen Forschung als finnisch-ugrische bezeichnet, die 
wir aber hier schon aus Ursachen, die weiter unten ersichtlich werden, uralisch 
nennen werden und deren räumliche Verteilung und Zusammensetzung aus der 
gegenüberstehenden Skizze ı ersichtlich ist. 

Diese rassisch einheitliche Besiedlung war analog den Verhältnissen im übrigen 
- Eurasien keine ursprüngliche, wenngleich sie besonders für den südlichen Ural, der 
somit als die einzig mit genügender Sicherheit nachweisbare Heimat der Uralier 
gelten kann, als eine langjahrhundert-, vielleicht sogar tausendjährige angenommen 
werden kann, während sie im nordwestlichen Grenzbereich, im heutigen Finnland 
und Karelien am jüngsten — etwa ab oo n. Chr. — war. Bei der Frage aber nach 
der allerursprünglichsten Bevölkerung des weiten nordöstlichen Raums geraten wir 
auf den schwankenden Boden zahlreicher, oft widerspruchsvoller Theorien und müs- 
sen dieselbe daher offen lassen. 

Die heute geläufige auf der sprachlichen Grundlage fußende Einteilung der 
Uralier ist aus nachfolgender Aufstellung ersichtlich: 


Uralier (Ugro-Finnen). 
Ugrische Gruppe: Ungarn, Ostjaken, Vogulen. 
Wolga-Gruppe: Mordwinen, Tscheremissen, Mesen, Meren (Muromer). 


Perm-Gruppe: Syrjänen, Votjaken. 
Ostsee-Gruppe: Finnen, Karelıer, Wesen (Wepsen), Woten, Esten, Liven, Lappen. 


Schon ehe wir zu der Methode des sprachlichen Vergleichs an sich Stellung neh- 
men, drängen sich einige Bedenken ‘auf. Die ersten gelten den Ungarn. Es kann 
zwar als verbürgt angenommen werden, daß die Magyaren in der Südostecke des 


42* 


600 Aufsätze Heft 9 


damaligen uralischen Siedlungsraums, also im Gebiete des heutigen Waldural an- 
sässig waren. Unrichtig aber ist, sie, wie noch heute geschieht, als einen ursprüng- 
lichen reinen uralischen Stamm anzusehen, der aus der exponierten Südost- 
ecke des uralischen Siedlungsraums von dem südlich an ihm vorbeistreichenden 
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Karte 2. Der Weg der Uiguren-Ungarn aus dem Bildungsraum südöstlich des Ural 
in ihr erstes ungarisches Siedlungsgebiet (Pannonien) 


Die Zeit des Aufbruchs aus dem Bildungsraum läßt sich nicht mehr nachweisen, Auch 
der Zeitpunkt ihres Durchgangs durch die Steppe nördlich des Kaukasus ist nur ungefähr, 
Von da ab liegen feste Daten 'vor (836, 862, 895). Sie erlauben gewisse Vermutungen auf 
die Art der Vorwärtsbewegung (nach Maßgabe des Weidestreifens für ihre auf Vieh- 
haltung gegründete Wirtschaft). Darüber hinaus zeigt 'die Karte dem Geopolitiker den ge- 
staltenden Einfluß der Bodenform auf die großen Völkerbewegungen im südeurasischen 
Raume. Sowohl Gebirge als die damals stark versumpften Waldgebiete bilden richtungs- 
bestimmende Hindernisse für die Völker in Bewegung, während sie anderseits der siedlerischen 
Festsetzung, die durch die Bewegung gefährdet ist, allen Vorschub leisten. Es erklärt sich 
hieraus die Bildung eines ungestörten uralischen Siedelungsraumes im nordeurasischen Wald- 
gebiete westlich der schützenden Barriere des Ural, an dessen Südende vorbei unmittelbar der 
große Ostwestvölkerstrom jahrtausendelang vorbeirauscht. Es kann auch aus gewichtigen 
Gründen angenommen werden, daß die Waldsteppengrenze (WS) sich damals im Wolgagebiet 
weit südlicher erstreckte und mit der angegebenen ungefähren Südgrenze des uralischen 
Siedlungsgebietes zusammenfiel. 

Die um 862 erfolgten räuberischen Streifzüge 'gegen die Grenzen des damaligen ost- 
fränkischen Reiches haben häufig zu der Annahme geführt, als sei der Einmarsch der Ungarn 
in das heutige Ungarn über die Karpathen erfolgt. Diese bildeten zwar kein Hindernis für 
die leichten Reiterräuberscharen. Der durch die Herden schwerfälligere Volkskern aber war 
auf den Weg durch die unteren Donausteppen angewiesen. 
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Ostweststrom der aus dem inneren Asien kommenden Völkerbewegung mitgerissen 
wurde und auf dem traditionellen Wege südrussische Steppe — untere Donau 
(s. Skizze 2) seinen heutigen Wohnraum erreichte. 

Das dominierende rassische Element in den Ungarn ist nicht das uralische, son- 
dern das uigurische 1), das bei seiner Ostwestbewegung im Waldural länger anhielt 
und die dort angetroffene uralische Bevölkerung, wahrscheinlich Vogulen, assi- 
milierte; dadurch erhielt es einen starken uralischen Einschlag, der die Sprach- 
wissenschaft zu dem Fehlschlusse verleitet hat, es handele sich um einen ursprüng- 
lichen uralischen Stamm. 

Auch bei dem an der entgegengesetzten Grenzzone des uralischen Rassenraums 
lebenden Volk der Lappen scheint die rassische Angliederung an die Uralier Zweifel 
unterworfen zu sein. Der unbestreitbar uralische Charakter ihrer heutigen Sprache 
scheint von der Periode herzurühren, wo sie wie die Bugwelle vor einem Schiff vor 
der über die fennischen Landbrücken am Ladoga und Onega hereinbrechenden 
uralischen Invasion hergetrieben wurden. Gerade ihre rassenfremde Komponente 
verhinderte hier sowohl die Assimilation durch die Finnen oder Karelier als auch 
den Aufstieg zu einem Kulturvolk, obwohl es an räumlichen Berührungsflächen 
nicht mangelte. Richtiger erscheint ihre Angliederung an die Nomaden- (Rentier-) 
Völker der arktischen Zone Nordeurasiens, zunächst an die Samojeden. Doch das 
sind Fragen, die über den Rahmen unseres Problems einstweilen noch hinausgehen 
und deren Klärung wir der Forschung überlassen müssen. 

* 

Dies ist in großen Strichen die Ausgangslage vor tausend Jahren, als dieser Raum 
 Eurasiens in die Geschichte eintrat. Diese hat natürlich seitdem nicht stillgestanden. 

Drei große Vorgänge sind es, die der weiteren rassischen Entwicklung des Nord- 
ostraums ihren Stempel aufprägten und — wir nehmen dies hier vorweg — seine 
damalige rassische Einheit vernichteten: 

der Einbruch der Slawen aus Südwest, 

die germanische Beeinflussung im Nordosten, 

die tatarische Überflutung im Südosten. 

Der slawische Einbruch erfolgte aus dem breiten Dnjeperstromgebiet in der all- 
gemeinen Richtung Nordost. Seine Spitze bildeten die Slawjanen und Kriwitschen, 
die zunächst auf die Wesen, Woten (damals Tschuden bezeichnet) und Merer (Mu- 
romer) in der Gegend des Waldaihügellandes trafen. Nichts weist bis heute darauf 
hin, daß der slawische völkische Vormarsch mit größeren kriegerischen Ausein- 
andersetzungen verbunden gewesen ist; er hat die Form einer friedlichen Assımila- 
tion gehabt, die in einem rassengeschichtlich bedeutsamen Ergebnis mündete: dem 
neuen Stamm der Großrussen. Dieses neue Volk entwickelte eine bis heute anhal- 


1) Sowohl der Name Ungarn als auch die eigene Bezeichnung Magyaren sind hieraus 
abzuleiten. 
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tende beispiellose rassische Assimilationskraft, deren einzelne Phasen die russische 
Geschichte wiedergibt. Ihre Wirkung auf den Nordostraum ist aus der Karte III 
ersichtlich; wir werden im späteren Verlaufe unserer Darstellung noch ausführ- 
licher auf sie zurückkommen. 

Diese rassische Verschmelzung von Uraliern und Slawen wurde schon in ihrem 
frühesten Entwicklungsstadium überschnitten von der aus dem mittleren Östsee- 
raume (Birka, Stockholmgegend) kommenden nordgermanischen Expansion. Die 
im Verlaufe des bekannten Warägerphänomen auf dem eurasischen Kontinente 
erfolgende Festsetzung (Bildung des ersten germano-russischen Staates, Nowgorod) 
ging. zwar bald verloren aus Ursachen, die für germanische Kolonisation und 
Staatenbildung typisch sind (ungenügende Verankerung in dem zwar von ihnen 
geführten, rassisch aber nicht völlig durchdrungenen Volksboden). Immerhin hat 
aber diese germanische Führung sehr stark auf die damalige völkische Mentalität 
abgefärbt; die Folgen wären nicht abzusehen, wenn die begonnene Entwicklung da- 
mals ungestört sich hätte fortsetzen können. 

Von längerer Dauer und tiefgehendster Wirkung war der zweite germanische 
Vorstoß in den kurz vorher erst in das uralische Siedlungsgebiet einbezogenen 
finnischen Raum. Sein Ergebnis war die Eroberung, Kolonisierung und Assimi- 
lierung Finnlands. Räumlich griff er sogar vorübergehend auch auf den südlich 
des finnischen Meerbusens gelegenen Rassenboden hinüber (Ingermanland, Est- 
land, Livland). 

* 

Die Südostecke des uralischen Raums war von jeher sehr gefährdet, da sie un- 
mittelbar an der großen Völkerstraße Asien—Europa gelegen war; sie bröckelte 
völkisch wie räumlich dauernd ab. Wir erwähnten schon, wie die Uiguren einen 
Teil der Südosturalier auf ihrem Wege nach Westen mit sich rissen, was zur 
Bildung der heutigen Ungarn Anlaß gab. Andere Völker drangen keilartig ein, 
so die türkischen Bolgaren, die aus der südrussischen Steppe wolgaaufwärts bis an 
die untere Kama sich in das zwar räumlich weitläufige, aber dünnbesiedelte mord- 
winische Stammgebiet hineinpreßten und mit der Stadt Bolgara als Mittelpunkt 
(im ro. Jahrhundert schon über 10000 Einwohner) einen eigenen Staat, den der 
Wolgabolgaren bildeten. 

Dieses aber war nur ein Vorspiel zu dem großen asiatischen Einbruch, der drei 
Jahrhunderte später (1224) einsetzte, dem tatarischen (Djingis Chan). Am stärksten 
dezimiert wurden die Mordwinen und Tscheremissen, stark betroffen auch die 
Votjaken. Im Gegensatz zu der Mitte des uralischen Siedlungsgebietes, wo die rassi- 
sche Auseinandersetzung mit den Slawen sich mehr evolutionär vollzog, fehlte es 
hier nicht an blutigen Auseinandersetzungen. Dann räumte eine mehr friedliche 
Assimilation nach dem Gesetze der Verdrängung des kulturell Höherstehenden 
durch den Primitiveren weiter zugunsten der Tataren auf. 
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Karte 3 
Die staatliche Gliederung und völkische Zusarnmensetzung des Nordostraumes. Stand 1935 


Selbständige uralische Staaten: 
Uralier: Finnland, 
Estland. 


Pseudo-autonome Staatengebilde im Rahmen der SSSR.: 
(Union der 'Soz. Sowjet-Rep.) 


Uralier: Turko-Tataren: 

1. Karelische ASSR. (Aut. Soz. Sowj.-Rep.), 10. Tschuwaschische ASSR., 
2. Votjakische ASSR., ıı. Tatarısche ASSR., 
3. Mordwinische ASSR., ı2. Baschkirische ASSR., 
4. Syrjänische (Komi), Autonomes Gebiet, 13. Kasakische (Kirgisische) ASSR., 
5. Tscheremissisches (Mari), Autonomes Ge- 

De Germanen: 
6. Nationales Gebiet der Permsyrjänen (Perm- ı4. Wolgadeutsche ASSR., 

jaken), Arktische Völker: 
&% N u ı5. Nationaler Bezirk der Samojeden. 

nn ı6. Nationaler Bezirk der Jamal 

Slawen: Das an die Großrussen und turko-tatarischen 

8. Weißrussische SSR. (Soz. Sowjet-Rep.). Stämme verlorengegangene, ursprünglich ura- 


9. Ukrainische SSR., lische, Siedlungsgebiet ist punktiert dargestellt. 
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Das staatliche Erbe, das die Sowjets von den Zaren übernahmen, war in vielen 
Stücken nicht gerade beneidenswert. Außer der akuten Unordnung infolge des ver- 
lorenen Krieges und dem bekannten sich durch die ganze russische Geschichte 
hinziehenden sozialen Problem, war das administrative Gebäude innerlich schon 
mehr als unzureichend geworden. So sehr die Sowjets bei der inneren Neuordnung 
des Reiches infolge ihrer doktrinären Einstellung die geschichtlichen Gegebenheiten 
gegenüber der materiellen Zukunftsentwicklung zurücktreten ließen (Bildung 
wirtschaftlich möglichst selbständiger Bezirke), einen Faktor konnten sie doch nıcht 
— aller übernationalen Doktrin zum Trotz — übergehen: den völkischen. 

Aus der Not wurde eine Tugend gemacht: die vielen Nationalitäten des Reiches 
erhielten je nach ihrem Entwicklungsstandpunkt und ihrer Bedeutung eine mehr 
oder minder weitgehende formelle nationale Autonomie. Das wirkte nicht nur 
innerlich festigend, sondern dokumentierte auch nach außen hin eine anziehende 
propagandistisch denkbar wertvolle Großzügigkeit der weltrevolutionären Lehre, 
die damit nicht nur als Befreierin von Individuen und Klassen, sondern sogar der 
Völker auftrat. 

Zentrifugale Auswirkungen auf die Reichseinheit waren weniger zu befürchten. 
An die Stelle des großrussischen Elements, das bisher — vorzüglich verstärkt durch 
die aus seinem Schoße hervorgegangene russische Staatskirche — das Bindemittel 
dargestellt hat, trat ein Kitt, der zumindesten die gleiche zusammenhaltende Kraft 
besaß: die kommunistische Partei, a priori wegen ihres grundsätzlich internatio- 
nalen Charakters zur Überbrückung der innernationalen Gegensätze geeignet. 

Es ist nun interessant, zu beobachten, wie unter dem Druck der natürlichen 
geopolitischen Gegebenheiten des Reiches der kommunistische Staat zwangsläufig 
nicht nur die außenpolitischen Expansionstraditionen seines Vorgängers aufnehmen 
muß, sondern auch im Innern durchaus die Linie wandelt, die ihm die Zaren- 
politik vorgezeichnet hat: die Russifizierung. 

Natürlich ist das Wort Russifizierung gänzlich verpönt; ein jeder Sowjetbeamte 
wird auf das energischste derartige ‚einer vergangenen bürgerlichen Ideologie: 
entstammende“ Bestrebungen ableugnen. In einer Hinsicht hat man ja auch recht: 
erstrebt wird — theoretisch — nicht der Großrusse, sondern der sozialistische Ein- 

Anmerkung zur Karte 3 (vorhergehende Seite 603): 

Da die räumliche Darstellung der nationalen Minderheiten in der SSSR. mit der Kopfzahl 


nicht übereinstimmt, seien hier die wichtigsten in Frage kommenden angeführt (Volkszählung 


1926): 


Tataren 2916536 Baschkiren 713693 Kareler ah8 120 
Mordwinen ı 3ho41ıd Votjaken 504187 Syrjänen (Komi) 226 383 
Deutsche 1238549 Tscheremissen (Mari) 128192 Perm-Syrjänen 149 488 
Tschuwaschen ı 117419 


Diese Ziffern beziehen sich aber auf die Nationalitäten im gesamten Reiche, sie stellen 
nicht die ‚Kopfzahl der betreffenden nationalen Staatsgebiete dar, die in der Regel bedeutend 
geringer ist (z. B. Karelien, das 1926 neben ı52 ı04 Russen nur 100304 Karelier umfaßte). 
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heitsmensch — zu dem man nach Stalin auf dem Wege über die völlige Entfaltung 
der nationalen Eigenart gelangen soll. 

In der Praxis hat die Sache aber den Haken, daß zu dem internationalen, zu- 
nächst auf das sozialistische Mutterland der SSSR beschränkten Einheitsmenschen 
eine einheitliche Sprache erforderlich ist. Diese einheitliche Staatssprache aber ist 
keineswegs Esperanto oder Volapük, sondern eben großrussisch: trotz seiner 
theoretischen Übervolklichkeit befördert der Bolschewismus den Russifizierungs- 
prozeß; es ist bekannt, wie mittels der Sprache der nationale Charakter eines 
Volkes tiefgehend geändert werden kann. 

Wie sehr nun die Achtung der nationalen Belange in der SSSR. und die aus ihr 
hervorgegangenen staatlich-administrativen Gliederungen letzten Endes lediglich 
Konzession an Gegebenheiten ist, die man nur solange beachtet, als es notwendig 
oder aus propagandistischen Gründen zweckmäßig ist, zeigt deutlich das Schick- 
sal der Karelischen Autonomen Sozialistischen Sowjetrepublik. 

Nach den Angaben in dem von der Finnischen Akademischen Karelien-Gesell- 
schaft herausgegebenen Buche „East Carelia“t) belief sich die Bevölkerung der 
karelischen Republik 1920, also nach Ende des mißlungenen Versuches, aus dem 
russischen Staatsverband auszubrechen und sich Finnland anzugliedern, auf ı45 000, 
davon 90000 uralische Karelier und 55000 Russen. Für das Jahr 1933 gibt die 
gleiche Quelle 112000 bzw. 212000 an. Die karelische Mehrheit hat sich in eine 
nationale Minderheit verwandelt. 

Bei einer kritischen Betrachtung der letzteren Ziffern kann man sich des 
Eindrucks nicht erwehren, daß sie noch zu optimistisch sind und die wirkliche 
Lage nicht genügend deutlich widerspiegeln. Auch wenn wir eine starke natürliche 
Vermehrung und den Zuzug nationalkarelischer Elemente aus dem Reichsinneren 
der SSSR. und dem Auslande (siehe weiter unten) in Anrechnung bringen, erscheint 
angesichts der schon vor 1933 einsetzenden Deportation von Kareliern in andere 
Reichsgegenden die Ziffer 112000 zu hoch, ebenso wie die Ziffer für die Russen 
wahrscheinlich nur die Verschickten außerhalb der Lager, nicht aber die Insassen 
der Strafgefangenenlager selbst berücksichtigt, von denen nur ein Bruchteil nach 
Ablauf der Strafzeit an seinen Herkunftsort zurückkehren darf, der größere Teil 
zur Niederlassung in Karelien auch nach Abdienung seiner Strafzeit gezwungen wird. 

Immerhin lassen auch schon obige Ziffern ganz einwandfrei den Vorgang der 
Russifizierung erkennen, der sich, wie in den anderen pseudo-autonomen Staaten- 
gebilden der Union, so auch in Karelien vollzieht. Seine treibenden Ursachen liegen 
auf der politischen Ebene; in großen Strichen ist der Verlauf folgender: 

Die sich in der Gewährung staatlicher Autonomie (1920) im Rahmen der SSSR., 
— verwaltungsmäßig, kulturell und sogar in der Aufstellung von eigenen militäri- 
schen Formationen — zeigende Achtung oder besser gesagt: Duldung der nationalen 


1) Helsingfors 1934. Akateeminen Karjalan Seura. 
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Belange Kareliens gründete sich auf zwei Faktoren. Zunächst dem für das Land 
der Weltrevolution wichtigsten, — der Propaganda. Nicht nur auf das unmittelbar 
stammverwandte Nachbarland im Westen, Finnland, sollte das „autonome“ Ka- 
relien seine nationale und angesichts des starken marxistischen Einschlags der 
Finnen — „soziale“ Anziehungskraft ausüben, sondern auch auf die finnische Emi- 
gration in Kanada und USA.1), doppelt willkommen wegen der mitzubringenden 
Dollarvaluta. Sodann war die nationale Autonomie eine der Bestimmungen des 
Friedensvertrages zwischen Finnland und der SSSR. (Dorpat 1920). 

Zunächst lief alles in den hier gezeichneten Bahnen. Die ebenfalls im Friedens- 
vertrage vorgesehene Amnestie für die karelischen Freiheitskämpfer wurde cin- 
gehalten und die autonome karelische Republik erwies wirklich eine gewisse An- 
ziehungskraft sowohl auf die Reste des revolutionären Marxismus in Finnland, 
mit dem lebhafte Verbindungen über die Grenze unterhalten wurden, als auch 
auf die finnischen Auswanderer jenseits des Atlantik. 

Dieses sich mehr aus der derzeitigen Schwäche des Sowjetstaates ergebende, als 
auf stabilen Machtfaktoren beruhende intermezzoartige Idyll begann ein Ende zu 
nehmen, als die GPU. ihre Massenverschickungen auch in Karelien abzusetzen 
begann. Zwar hatte schon der Plan der Hauptsiedlungskommission 1925 von 5,1 Mil- 
lionen umzusiedelnden Unionsangehörigen 20%, d.ı. rund eine Million für den 
Norden des europäischen Rußlands vorgesehen, aber dieser Plan war in bezug auf 
Nordrußland nicht zur Ausführung gekommen. Erst die GPU. war es, die Men- 
schen in diese subarktischen menschenarmen Zonen „pumpte“. 

Dies war zunächst eine rein negative, der revolutionären Staatsraison der Sowjets 
entsprungene Maßnahme, die aus Rücksicht auf die stark irritierte Weltmeinung 
ihre berüchtigten „Liquidationen“ des sog. staatsfeindlichen Elements in unauf- 
fälligerer Form vornehmen mußte. Das Zentrum der damaligen Verschickung, zu 
dem neben den sog. Wirtschaftssaboteuren die sich der Kollektivierung wider- 
setzenden „Kulaken“ den Hauptanteil stellten, war die Solowetsinselgruppe im 
Weißen Meer. Über die Zahl der Verschickten gehen die Angaben stark ausein- 
ander. Sie schwanken zwischen 250000 und 600000 und dürften mit Sicherheit 
300000 nicht untersteigen. 

Nach Tschernavin?2) war es ein damaliger Strafgefangener, Frenkel, der der 
GPU. den Gedanken suggerierte, diese ungeheure nutzlos verkommende Menschen- 


1) 19350 in Kanada 44000, in USA. 300000. Der größte Teil besteht aus Grobarbeitern 
(Holzfällern), Farmern und Hausangestellten (weibl.). 

2) Wladimir Tschernavin, ein russischer Forscher, war seit 1925 in Murmansk als Di- 
rektor des Staatlichen Fischereitrusts, wurde 1930 von der G.P.U. wegen „Sabotage“ in 
Zusammenhang mit dem Falle der „48“ Wissenschaftler verhaftet, zu 5 Jahren Zwangsarbeit 
verurteilt und nach Karelien verschickt. Von dort gelang es ihm, mit Frau und Sohn 1932 
nach Finnland zu entfliehen. Sein Buch: „I speak for the silent prisoners of the Sowjets“ 
gibt ein überaus anschauliches Bild von ıSowjettheorie, -Praxis und -Mentalität. 
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kraft positiv auszunützen (1928). Der Anfang wurde mit der Ausbeutung des 
karelischen Waldreichtums gemacht. Sehr bald aber umfaßte die zum Groß- 
unternehmer gewordene GPU. alle möglichen Unternehmungen (Bergbau, Fisch- 
fang, Straßen- und Kanalbau), die mit der übrigen Planwirtschaft der Sowjets 
in Übereinstimmung gebracht wurden. 

Die Scheinexistenz des karelischen Staates stand ihr dabei in keiner Weise im 
Wege. Wo aus irgendwelchen Gründen eine formelle Verständigung mit den kare- 
lischen Sowjets als unumgänglich angesehen wurde, konnte sie jederzeit im ge- 
wünschten Sinne zugunsten der GPU. herbeigeführt werden, da diese auch die 
ausführenden Organe des pseudoautonomen Staates völlig beherrschte. Immerhin 
ließ der wirkliche Herr von Karelien, die GPU., auf einem Gebiete den Kareliern 
ziemlich freie Hand: der kulturellen Autonomie, soweit natürlich diese nicht 
der allgemeinen politischen Rechtgläubigkeit zuwiderlief. 

Aber auch dieser Zustand war nur vorübergehend. Er war zu Ende, als sich 
die Erkenntnis des von dem Zarenreiche überkommenen geopolitischen Erbes 
immer klarer durchsetzte: daß Karelien nicht ein abgelegener Winkel des Reiches 
sei, sondern über ihn der neue Zugang zum Weltmeer, der Weg zur Murman- 
küste gehe, und daß der Ausbau und die Sicherung dieses für die ganze Union 
wichtigsten Korridors eine geopolitische Aufgabe ersten Ranges sei. 

Die Liquidierung der nationalen Einheit Kareliens erwies sich als eine der ersten 
notwendigen Maßnahmen zur Festigung und Sicherung des zukünftigen Weltmeer- 
korridors. Denn noch waren in frischer Erinnerung die Befreiungsversuche mit 
finnischer Hilfe; auch konnte man sich der Tatsache nicht verschließen, daß sich 
die Anziehungskraft des selbständigen Finnland auf die Karelier der Anziehungs- 
kraft der pseudoautonomen Karelien auf die Finnläner überlegen erwiesen hatte; 
man folgerte daraus, daß sich der gegenwärtige latent-passive Zustand bei Änderung 
der Weltlage wieder einmal in ein aktiveres Stadium wandeln könnte. 

Wieder bildeten Verschickungen das Hauptmittel. Außer aus der Küstenzone 
wurde die karelische Bevölkerung aus einem 3okm breiten Streifen längs der 
gesamten finnischen Grenze entfernt. Anderseits wurden Menschen anderer Rasse 
nach Karelien hineingepumpt, um neben ihrer anderweitigen Bestimmung einen 
rassischen Angleichungsprozeß einzuleiten. Vorzüglich Weißrussen und Ukrainer, 
teils als Strafgefangene, teils als Verwiesene. Mit welchem Tempo die Besiedlung 
und Erschließung des karelisch-murmanischen Korridors vor sich geht, ist aus 
Karte 4 ersichtlich. 

Parallel zu diesen äußeren Maßnahmen gehen die inneren. Die ersten Schritte 
zur Beseitigung der kulturellen Autonomie sind eingeleitet. Von allen Beamten und 
Lehrern der karelischen Ratsrepublik wird nunmehr völlige Beherrschung des 
Russischen verlangt, die in finnischer Sprache herausgegebenen Zeitungen müssen 
nunmehr doppelsprachig, finnisch und russisch erscheinen. Alle, die sich diesem 
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Karte 4. Die rassische Lage im westlichen Nordostraum 1936. 


HHHtEH Eianes 8 Städte über 500000 Einwohner 


HHHIEH] BB ® Städte über 100000 Einwohner 


© Städte über 50000 Einwohner (in Karelien-Kola 
Russen auch geplante — begonnene) 


BEE S Esten Groß-Gefangenenlager 


100044088 


7‘ 
.. E Evakuierte Grenzzone 
er,r77,773 Lappen 


Norweger und Schweden 


Die Karte spiegelt deutlich die rassischen 'Veränderungen wider, die sich im karelisch- 
murmanischen Korridor vollziehen. Außer zahlreichen Gefangenenlagern (von denen nur die 
größten, permanenten, eingezeichnet sind), ist eine ‘größere Anzahl von Städten schon ent- 
standen oder noch im Entstehen, die nach ihrer nicht allzufernen Vollbesiedelung allein schon 
die Zahl von 400000 Einwohnern umfassen werden, 
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eingeleiteten Russifizierungsprozeß widersetzen, werden entfernt — „weil sie die 
Träger einer nationalen Ideologie bürgerlicher Herkunft sind“, um einen Sowjet- 
ausdruck zu gebrauchen. 

So vollzieht sich in unseren Tagen wieder der völkische Untergang eines urali- 
schen Volkes; es ist kein Umstand sichtbar, der ihn aufzuhalten imstande wäre. 
Proteste aus Finnland wirken eher beschleunigend als verzögernd, denn die Sowjet- 
union hat die Ereignisse der Jahre ıgr8—ı920, wo dank der finnischen Inter- 
vention beinahe die Loslösung Kareliens aus dem russischen Staatsverbande geglückt 
wäre, nur zu gut in Erinnerung, um nicht gerade durch eine möglichst rasche 
Vernichtung der Karelier als geschlossene Nation, die, wenn auch auf dem Boden 
der Tatsachenpolitik rein theoretische, indes die Sowjets dennoch stark irritie- 
rende Möglichkeit einer Intervention Finnlands ganz auszuschalten. 

Wie es in diesem Augenblicke um die völkische Autonomie der anderen urali- 
schen Staatengebilde in der SSSR. steht, darüber fehlt es an genaueren Nachrichten. 
Hier ist der Russifizierungsprozeß an sich schon in einer noch günstigeren Lage, 
da in diesen Gebieten infolge ihrer zentralen Lage äußere Maßnahmen (Depor- 
tationen) nicht erforderlich sind, sondern die Entnationalisierung der natürlichen 
Assimilation durch Partei, Armee und die in der SSSR. infolge der labilen Ver- 
hältnisse großen Bevölkerungsbewegung überlassen bleiben kann. (Fortsetzung folgt) 


TAnG LEANG Li: 
Grundzüge der chinesischen Neuordnung 


In keinem Zeitpunkt der Weltgeschichte sahen sich so viele Nationen vor eine der- 
artige Fülle schwierigster Probleme politischer, sozialer und wirtschaftlicher Art ge- 
stellt, ohne deren gründliche Lösung jede Staatsordnung, ganz gleich welcher Art 
sie auch sein möge, aufs ernstlichste gefährdet ist. Der große Umsturz in Rußland 
machte den Anfang. Ihm folgten mit fast gleich explosiver Gewalt die ungeheuren 
Umwälzungen in Italien und Deutschland. Andere europäische Länder erlebten teils 
nur verhältnismäßig geringfügige konstitutionelle Umbauten, oder blieben ganz bei 
ihrem eigenen System stehen. Sie sahen aber gespannt auf den Verlauf der riesen- 
haften sozialen Experimente jener drei Völker und frugen sich nicht ohne Be- 
sorgnis, wie die Entwicklung dieser Staaten ihre eigenen Länder beeinflussen wird. 
Auch auf die Vereinigten Staaten von Amerika richtet sich der Blick der ganzen 
Welt. Sie sieht hier mit Verwunderung und nicht ohne Unbehagen, daß einem 
Präsidenten von den gesetzlichen Vertretern des Volkes Machtbefugnisse eingeräumt 
werden, wie sie ähnlich in den Ländern bestehen, wo Diktatoren aus eigener Macht 
die Staatsgewalt an sich rissen. Seit dem Eintreten der wirtschaftlichen Weltkrise 
im Jahre 1929 herrscht überall Verwirrung, Zweifel und Furcht, da man nicht 
weiß, inwieweit sich die bestehenden Grundlagen der Sozialordnung bewähren wer- 
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den. Vor sechzig, vierzig und selbst noch vor zwanzig Jahren gab man China immer 
wieder den wohlmeinenden Rat, sich dem Westen anzugleichen. Heute jedoch sind 
die Nationen, die sich selbst als Beispiel und Muster eines wohlgeordneten Staats- 
wesens hinstellten, gar nicht mehr so sicher und von der Zweckmäßigkeit ihrer 
eigenen sozialen und Verwaltungseinrichtungen überzeugt. 

Inmitten all des unsicheren Suchens nach einem Auswege aus dieser Krise, die 
weit eher zu internationalen Konflikten als zu einer freundschaftlichen Zusammen- 
arbeit der Völker zur Bekämpfung der gemeinsamen Nöte zu führen droht, müssen 
die Völker des Ostens mit ihren wirtschaftlichen, sozialen und politischen Problemen 
allein fertig werden, so gut sie es eben können. Die Zukunft Indiens ist ein Problem 
von ungeheurer Wichtigkeit, das außerordentlich schwer zu lösen ist. Die Stellung 
des britischen Raja wechselt in jenem großen Lande stetig mit den politischen und 
sozialen Verschiebungen, die unter den Völkern Indiens stattfinden. Auf den 
Philippinen entwickelt sich eine neue Nation, die ihre völlige Unabhängigkeit schon 
im nächsten Jahrzehnt beansprucht. In Japan nimmt das alte nationale Leben neue 
Formen an. Hier geht ein tiefgehender Einfluß von einer Bewegung aus, die das 
Land an die Spitze eines panasiatischen Blockes setzen will, um durch diese gött- 
liche Mission aller orientalischen Völker auf den Weg der nationalen Errettung 
zu führen. Zwar besteht außerhalb der japanischen Grenzpfähle keine übergroße 
Begeisterung für diese Entwicklung, aber innerhalb der Grenzen ist diese ‚„‚göttliche 
Mission“ zu einem fanatischen Glaubensbekenntnis geworden. So tief sitzt diese Theorie, 
daß die gesamte politische Struktur des Landes in ihr verankert wurde, zusammen 
mit den beiden anderen nationaljapanischen Glaubenssätzen, daß die kaiserliche Auto- 
rität göttlichen Ursprungs sei, und daß Japan die vollkommenste Staatsform besäße. 

China selbst hat aus mannigfachen Gründen nach 24 Jahren republikanischer 
Verfassung noch immer nicht die gewünschte Ordnung der Dinge gefunden. Es 
bleibt hier noch eine ganze Reihe schwieriger wirtschaftlicher, politischer und 
sozialer Probleme zu lösen. Dem Leser, der mit den tatsächlichen Verhältnissen 
dieses Landes, das nach Gebietsumfang und Bevölkerungsstärke etwa Europa gleich- 
steht, nicht vertraut ist, soll eine kurze Einführung gegeben werden. 

Man stelle sich ein Europa vor, in dem 80 0/0 der Bevölkerung in der Landwirt- 
schaft tätig sind und denke sich den Kontinent ohne 99 % seiner bestehenden 
Eisenbahnlinien, Telegraphen- und Telephonverbindungen, weniger als ı %0 der 
bestehenden Straßen, daher ohne schnelle Verkehrsverbindungen über Ströme und 
Gebirge; dann hat man ein Bild von China zum mindesten im Großteile seines 
Gebietes. Kurzum, China gleicht, wenigstens vom verkehrstechnischen Standpunkt 
aus gesehen, dem mittelalterlichen Europa. In neuester Zeit wird aber diesem un- 
erträglichen Mangel mit aller Kraft zu Leibe gegangen. In ungeahnter Schnellig- 
keit entstehen Eisenbahnen und modern angelegte Straßen, durchziehen Tele- 
graphen- und Telephonverbindungen als ein wachsendes Netzwerk das Riesenland. 
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Dazu kommen zahlreiche Funkstationen, die eine direkte Verbindung auch der ent- 
legensten Provinzen mit der Hauptstadt sicherstellen. Über 12000 km Luftlinie 
werden regelmäßig zwischen den wichtigsten Plätzen beflogen. Auf den großen 
Strömen des Landes und entlang der gewaltigen Küste erfolgt der Verkehr und 
Gütertransport durch eine Flotte kleinerer Dampfer und Dschunken. Aber wenn 
man dann wieder den Vergleich mit den Verkehrsmöglichkeiten von Europa und 
Amerika, ja selbst einiger orientalischer Länder zieht, ist China noch weit im Rück- 
treffen, obwohl diesem Mißstande mit aller Schnelligkeit abgeholfen wird, soweit 
es die Finanzen der National- und Provinzialregierungen gestatten. 

Man muß mit allem Nachdruck auf diese Tatsachen hinweisen, möge ihre Er- 
wähnung auch noch so demütigend sein; denn dieser jahrhundertealte Mangel an 
Transportmöglichkeiten ist unmittelbar verantwortlich für viele der Schwierig- 
keiten, unter denen China vor und auch seit der Errichtung der Nationalen Re- 
publik zu leiden hatte. Er ist auch die Quelle mancher sozialer und politischer Pro- 
bleme, die bis heute noch nicht völlig gelöst werden konnten. Die ungeheure 
Schwierigkeit, ja in vielen Fällen die Unmöglichkeit, reißende Ströme, Gebirge und 
andere Verkehrshindernisse zu überwinden, trugen zu der „Sektionalisierung‘“ des 
chinesischen Volkes, zu seiner „Provinzialisierung‘‘ — besser ausgedrückt zu seinem 
provinziellen Partikularismus — bestimmend sei. Von anderen großen Schwierig- 
keiten sei zuerst auf die erheblichen physischen und psychischen Unterschiede hin- 
gewiesen, die zwischen den Nord- und Südchinesen bestehen, und zu denen noch 
die großen vorhandenen topographischen, geologischen und klimatischen Unter- 
schiede zwischen Nord- und Südchina treten. Daneben kann man noch Dutzende 
- von Ursachen aufzählen, die infolge des Mangels an geeigneten Verkehrsmöglich- 
keiten geradezu Gegensätze schaffen und vertiefen mußten. Außer den rein rassen- 
mäßigen Unterschieden haben sich im Laufe der Jahrhunderte soziale, wirtschaft- 
liche und politische Unterschiede entwickelt, die China so ungleich anders als an- 
dere Länder gemacht haben, und die zu einem großen Teile an dem langsamen 
Fortschritt schuld sind, der hier auf dem Gebiete nationaler Einigung gemacht 
wurde. Es war die Aufgabe der Revolution, die noch immer im Fortschreiten ist, 
lokale Vorurteile zu zerbrechen, die sich infolge der Verschiedenheit von Sprache, 
Gebräuchen und Lebensauffassung des Landes herausgebildet haben. Nur wenn 
man sich das Vorhandensein und die Größe dieser Schwierigkeiten vergegenwärtigt, 
die jetzt langsam aber sicher überwunden werden, kann man ein Bild von dem tat- 
sächlichen Fortschritt erhalten und die ungeheure Größe der Aufgabe erkennen, 
vor welche die Führer der Revolution auch jetzt noch gestellt sind. Für die Ein- 
wirkung auf die Massen ist das Vorhandensein guter Landstraßen und Eisenbahnen, 
eines weiten Telegraphen- und Telephonnetzes, eines zuverlässigen Flugwesens und einer 
disziplinierten Presse ungeheuer wichtig. Die Verbreitung von Nachrichten und be- 
lehrenden Vorträgen durch die Radiostationen der Regierung bewirkt eine engere 
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Verbindung der fernsten Städte des Reiches, die sonst erst nach monatelanger Reise 
erreicht werden können, mit der Zentrale. Dies alles hilft eine neue soziale Ord- 
nung in China aufzubauen, deren Entwicklung wir jetzt von ihrem Ursprung an 
verfolgen werden. 

Das Problem Chinas ist, so vielfältig und unübersichtlich es im ersten Augen- 
blick erscheinen mag, in Wirklichkeit nur eine Frage des kulturellen Zwiespalts. 
Dr. Huh Shih brachte das einst folgendermaßen zum Ausdruck: 


„Es kommt im wesentlichen darauf an, eine komplizierte Situation zu klären und zu lösen, 
die durch das unfreiwillige tägliche Zusammentreffen der alten chinesischen Zivilisation mit der 
neuen Zivilisation des Westens, und durch die Unfähigkeit der alten Zivilisation gegen Wirt- 
schaftsnot, politisches und soziales Durcheinander, geistige Verwirrung und Anarchie tatkräftig 
vorzugehen, entstanden ist.“ 


Verantwortlich für diese verwickelte Lage ist auch der Umstand, daß aus bisher 
unverstandenen und nicht erklärten Gründen die einbrechende neue Zivilisation 
sich weder aufpfropfen ließ, noch übernommen und assimiliert werden konnte. 
Diese innere Spannung ist in den letzten zwei oder drei Jahrzehnten aufs höchste 
gestiegen. Nach den Worten eines erfahrenen westlichen Beobachters traten in dieser 
Zeit wirtschaftliche, politische und intellektuelle Bewegungen, die sich in anderen 
Ländern langsam entwickeln konnten, plötzlich in das Leben Chinas ein und gären 
und brodeln nun gleichzeitig. Die Probleme der Wiedergeburt des Nationalismus, der 
Versuch, einen souveränen einigen Staat zu schaffen, der Kampf gegen lokalen 
Partikularismus und dezentralisierende Kräfte, das Entstehen einer industriellen 
Revolution an der Ostküste und an den Flüssen in Meeresnähe mit all den natür- 
lichen Begleiterscheinungen der Industrialisierung, die Reform der Lokalverwal- 
tung, des Erziehungswesens, des Finanzsystems und der chinesischen Rechtsprechung, 
die teilweise Auflösung der ehrwürdigen Institution der chinesischen Familie mit 
dem ganzen Komplex sozialer Beziehungen und persönlicher Verantwortlichkeit, 
die sich um die Familie herum gebildet hatten — alle diese Probleme und noch 
eine Reihe anderer sind in den Zeitraum einer Generation zusammengedrängt wor- 
den und müssen jetzt gleichzeitig gelöst werden). 

Um Mißverständnisse zu vermeiden, tut man gut daran, die Begriffe Zivilisation 
und Erneuerung, wie sie auf die Vergangenheit und gegenwärtigen sozialen Verhält- 
nisse in China angewendet werden, so klar wie möglich herauszuarbeiten. Zivilisa- 
tion ist eine Lebensform, die in jedem ‚Lande anders geartet ist. Die chinesische 
Zivilisation ist wie das Leben in China ungeheuer vielseitig2). Viele glauben, daß 
China nur eine Zivilisation habe, nämlich diejenige, ‘die man gewöhnlich mit dem 
Konfuzianismus identifiziert. Das entspricht aber in keiner Weise den Tatsachen. 
Die chinesische Zivilisation reicht mehr als dreitausend Jahre zurück, während die 


1) R. H. Tawney: Land and Labor in China, London 1932, Seite ı2, 
2) Der hier entwickelte Begriff der Zivilisation deckt sich weitgehend mit unserem Begriff 
der Kultur. Die Schriftleitung. 
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konfuzianische Lehre überragende Bedeutung erst nach ihrer Wiederbelebung in 
den Zeiten der Han-Dynastie erhielt. Später wurde dieser Einfluß durch die Ein- 
führung des Buddhismus und des Islam stark abgeschwächt. Man kann in China 
mehrere verschiedene Zivilisationsperioden unterscheiden. So reicht ein Abschnitt 
von den ersten Kaisern bis zu Konfuzius und Menzius und eine andere, völlig 
anders geartete Periode von der Zeit dieser beiden Führer bis zur Tang-Dynastie. 
Sowohl Buddha wie auch Mohammed und deren Lehren übten einen tiefen Einfluß 
auf das Alltagsleben des Volkes aus. Während der Yuan-Dynastie bestand das chine- 
sische Gebiet aus mehr als 18 Provinzen. Darunter waren auch einige neue entlegene 
Grenzgebiete. In dieser Zeit nahm die Zivilisation des Landes infolge des Einflusses 
der Zivilisation der neu gewonnenen Grenzgebiete wiederum ein anderes Gesicht an. 
Schließlich vollzog sich während der letzten hundert Jahre eine weitere große Ände- 
rung durch den Einfluß Europas. Aus all diesem ergibt sich, daß der Begriff 
„chinesische Zivilisation‘ kein unverrückbar feststehender ist und selbst heute noch 
großen Änderungen unterliegt. 


Kan Nai-Kuang, der ehemalige Vizeminister des Inneren und ein bekannter Gelehrter 
auf dem Gebiete der Politik und Soziologie, prägte das Wort, daß man die chinesische 
Zivilisation, wie wir sie kennen, im Grunde genommen in vier Hauptgruppen einteilen kann. So 
sehen wir erstens die sogenannte moderne kapitalistische Zivilisation in jenen Gebieten, in denen 
der fremde Einfluß am festesten verankert ist. So ist der Lebensstandard in Städten ‚wie 
Shanghai, Tientsin und Kanton grundverschieden von dem in anderen Teilen des Landes. 
In den Pachtgebieten und Fremdenansiedlungen tragen viele Chinesen europäische Kleidung, 
bevorzugen ausländische Kost, leben in europäischen Häusern und sind in ihrem Lebensstil nicht 
als Einheimische, sondern als Fremde anzusehen. Weiterhin können wir eine Zivilisation der 
kleineren Landstädte unterscheiden, die durch den Einfluß jener Gemeinden entstand, in denen 
fremde Kultur und Sitte am meisten wirkten. In Städten dieser Art leben die meisten Chinesen 
wohl nach den alten charakteristischen Sitten des Landes, gleichzeitig nehmen sie aber auch in 
gewisser Weise fremde Lebensformen an. Die dritte Gruppe umfaßt die ländliche Zivilisation, 
zu der man drei Viertel der Bevölkerung des Landes rechnet. Europäische Nahrung und Woh- 
nung ist diesen Leuten unbekannt. Sie tragen grobe Stoffe, begnügen sich mit der einfachsten 
Kost und leben in primitiven Lehmhütten oder Bambushäuschen. Zu guter Letzt unterscheiden 
wir noch die Stammeszivilisation, d.h. die Lebensart der Stämme, die an den Grenzen .des 
Reiches als Nomaden in Zelten leben. Diese Grenzvölker haben in keiner Weise den hohen 
Lebensstandard jener Chinesen, die in täglicher direkter Berührung mit fremden Einflüssen in 
den großen kommerziellen und industriellen Zentren stehen. So ersehen wir aus diesem Vergleich 
von Kleidung, Nahrung und Wohnung — also aus einer rein materiellen Prüfung —, daß die 
chinesische Zivilisation aus vier grundverschiedenen Gruppen besteht. 


Wir müssen auch noch andere Unterscheidungsmerkmale berücksichtigen. Man 
hört so häufig, daß in China die Schriftsprache überall dieselbe sei, obgleich die 
Dialekte grundverschieden sind. Diese Annahme entspricht aber in keiner Weise der 
Wirklichkeit. Die Han-Leute, die Bevölkerung der ı8 Provinzen schreiben in ein- 
zelnen Charakteren, während die Mandschus, Turkis des Nordwestens, Mongolen und 
Tibetaner Alphabete verwenden. Einige Völker schreiben von oben nach unten, 
andere von links nach rechts oder von rechts nach links. Solange wir die Mongolei, 
Kirin, Sinkiang und Tibet als Teile Chinas betrachten, müssen wir zugeben, daß 
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die chinesische Schriftsprache nicht einheitlicher ist als die gesprochenen Dialekte. 
Dann stoßen wir auf die Religionsfrage, die für die Zivilisation von größter Be- 
deutung ist. Es ist nicht zu leugnen, daß die Konfuzianische Lehre einen gewaltigen 
Einfluß ausgeübt hat, es ist aber auch Tatsache, daß viele Millionen Chinesen 
Buddhisten oder Mohammedaner und eine bescheidenere Anzahl Anhänger des 
Christentumes sind. Auch aus dieser Betrachtung ergibt sich wieder, daß die chine- 
sische Zivilisation nicht als ein ungeteiltes Ganze angesehen werden kann. 

Ganz besonderes Gewicht muß man auf den Umstand legen, daß die fremden 
Niederlassungen in China, obwohl gering an Zahl und klein an Gebiet, doch einen 
großen und weitreichenden Einfluß ausüben. Am stärksten ist die Einwirkung der 
kapitalistischen Zivilisation — teils durch Handel und Industrie, teils durch fremde 
Missionare und Lehrer, heimkehrende chinesische Auslandsstudenten usw. Sie alle 
färben auf ihre Umgebung im Innern des Landes und in den Grenzgebieten ab, so 
daß sie mit der Zeit die Entwicklung der chinesischen Zivilisation als Ganzes beein- 
flussen. Wir sehen Beispiele dieser wachsenden Einwirkung in den Städten des 
Innern, wo die Verwaltungsmethoden der fremden Ansiedlungen großenteils nach- 
geahmt werden, in den entlegenen Bezirken werben Eisenbahnen, Straßen, Schiff- 
fahrt und andere moderne Verkehrseinrichtungen für die neue Zeit. Wir erkennen 
also, daß diese drei Gruppen sich immer mehr in der gleichen Richtung entwickeln 
und zweifellos mit der Zeit ganz ineinander übergehen. Die Nomadenstämme in den 
Grenzprovinzen, die entweder aus freien Stücken oder durch die Verhältnisse ge- 
zwungen, ein unstetes Leben führen, kommen auch ‚mehr und mehr mit fremden 
und ungewohnten Einflüssen in Berührung, die sich nicht immer zu ihrem Vorteile 
auswirken. 

Wir können also ruhig sagen, daß sich in China vier verschiedene Lebensformen 
herausgebildet haben, als Ergebnis der vier Zivilisationsformen. Die Grenzprovinzen 
umfassen ungefähr 65% der Oberfläche des Landes, obwohl kaum mehr als 14% 
der Gesamtbevölkerung dort wohnen. Andere Verhältnisse findet man bei der länd- 
lichen Bevölkerung des Innern, die 75% aller Einwohner ausmacht. In diesen weiten 
Gebieten besteht eine ungeheuere Bevölkerungsdichte im Verhältnis zu den vor- 
handenen Mitteln. Teilweise lebt dort die Bevölkerung unter dem allerniedrigsten 
Lebensstandard zivilisierter Menschen. 

Die Bevölkerung der Städte beträgt etwa 10% der Gesamteinwohnerzahl. So 
klein ihre Zahl ist, so übt sie doch einen bedeutenden Einfluß aus, die meisten An- 
gehörigen dieser Schicht sind verhältnismäßig wohlhabend, viele sogar außer- 
gewöhnlich reich, und sie bilden gewissermaßen die herrschende Oberschicht des 
Landes. Aber im ganzen genommen, ist die kapitalistische Zivilisation, mit anderen 
Worten die Zivilisation der Settlements, doch bei weitem die einflußreichste. Sie 
bestimmt unmittelbar die politischen, sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse im 
ganzen Lande. 
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Alle vier Zivilisationen sind in ihren Beziehungen untereinander so interessant, 
daß es sich wohl lohnt, noch für einen Augenblick ihren Einfluß auf das politische 
Leben zu betrachten. Sie beeinflussen die Politik in verschiedenen Richtungen. Die 
Stammeszivilisation ist demokratisch, theokratisch oder autokratisch und wechselt 
von demokratischen Stämmen mit wählbaren Oberhäuptern zu den Herzögen und 
Fürsten der Inneren Mongolei. Das kirchliche System wird deutlich aus der Stellung 
des Panchen Lama und des Dalai Lama bei den Tibetanern. 

Die ländliche Zivilisation kann man als ein Familiensystem großen Stiles be- 
zeichnen. Das Haupt der Familie gehört oft zu der vornehmsten örtlichen Gesell- 
schaft und besitzt großen Einfluß in den ländlichen Bezirken. Die Zivilisation der 
Städte und der Settlements basiert zum großen Teil auf der Macht der Kom- 
pradore, die die rechte Hand der fremden Kaufleute sind. 

Die gleichzeitige Ausbreitung dieser vier Zivilisationen bedingt in China natür- 
lich eine ganz verwickelte Lage, die oft genug zu Reibungen führt, wenn bei der 
Lösung politischer Probleme die Verhältnisse in den verschiedenen Gruppen nicht 
genügend berücksichtigt werden. Ein klares Verständnis für die Eigenart der chine- 
sischen Zivilisation in Vergangenheit und Gegenwart ist Voraussetzung für die Aus- 
arbeitung von Organisationsplänen, die darauf hinzielen, die Lebensbedingungen im 
ganzen Lande möglichst gleichmäßig zu gestalten. Man darf auch nicht übersehen, 
daß diejenigen Landstädte und Dörfer, die infolge ihrer Lage von den großen 
industriellen und kommerziellen Zentren abhängig sind, ganz anders beurteilt wer- 
den müssen, als die Landgemeinden im Innern, die weit weg von den modernen 
Verkehrszentren liegen. Beispielsweise gibt es im Umkreise von 100 Meilen um 
Shanghai kaum ein Dorf, das nicht wirtschaftlich irgendwie mit der großen Stadt 
Verbindung hat. Hieraus ergibt sich notwendigerweise, daß die Entwicklung der 
Zivilisation dort überall beeinflußt ist. Das bezieht sich sinngemäß auf alle Land- 
gemeinden in der Nähe aller großen Städte. Wiederum bestehen besonders nahe 
Beziehungen zwischen verschiedenen Zentren in Fukien und Kwangtung und den 
großen chinesischen Überseegemeinden. Zwischen ihnen hat sich eine gewisse eigene 
Zivilisationsart entwickelt. Daneben gibt es grundlegende Unterschiede selbst unter 
den rein ländlichen Gemeinden im Inland, die man durch die verschiedenen geo- 
graphischen Verhältnisse erklären kann. Eine Gemeinde liegt z.B. im fruchtbaren 
Tiefland, eine andere in einem hügeligen und weniger ertragreichen Gebiete. Wenn 
der Reispreis niedrig ist, wird der Bauer über die schlechten Preise klagen, die er 
für seine Ernte bekommen hat. Aber wenn die Lage umgekehrt ist, wird der Hügel- 
bewohner ‚gegen die Erpressungen des Reisbauers protestieren. Mit anderen Worten, 
es besteht eine Zivilisation von Landbesitzern und Bauern in der einen Gemeinde, 
während in der anderen eine Zivilisation der Leute besteht, die Geld auf andere 
Weise verdienen müssen, um Reis kaufen zu können. Wenn wir also von chine- 
sischer Zivilisation sprechen, dürfen wir ihre Eigenheiten und Verwicklungen nicht 
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übersehen. Immer muß uns vor Augen schweben, daß es nicht nur eine, sondern 
gleichzeitig vier und mehr verschiedene Lebensformen gibt. 
* 

Wenn wir andererseits von nationaler Wiedergeburt sprechen, so versteht es sich 
von selbst, daß damit nicht so sehr eine kulturelle Wiederbelebung gemeint ist, wie 
der Wunsch, genügend Kräfte für die Erhaltung der Nation zu gewinnen. Dieser 
Unterschied ist wichtig. Das Leben einer Nation ist anders geartet wie das des ein- 
zelnen Menschen; denn es braucht nicht bestimmte Altersabschnitte — wie 
Jugend, Mannesalter und Greisentum — zu durchlaufen. Wollte man das Leben 
einer Nation mit dem eines Menschen vergleichen, so hätte China vor zweitausend 
Jahren das mittlere Alter erreicht, und von der Zeit an müßte ein schrittweises 
Schwächerwerden der Kultur und der nationalen Kraft erkenntlich gewesen sein. 
Die Geschichte lehrt aber, daß dies durchaus nicht der Fall ist. China wird älter, 
zeigt aber keine Spur von Greisentum, und obwohl das Land wiederholt unter- 
drückt wurde, erholt es sich doch jedesmal aufs neue. Einst glaubte man an eine 
volkstümliche Theorie über einen Kreislauf des Schicksals, nach dem alle dreißig 
Jahre eine kleine Änderung und alle sechzig Jahre ein großer Umschwung einsetzen 
sollte. Dieser Aberglaube ist längst widerlegt worden. 

Es ist eine Kraft in dem chinesischen Volk, die ganz unabhängig von dem Alter 
der Nation und von dem sogenannten Schicksalszyklus ist. Wenn eine nationale 
Wiedergeburt herbeigeführt werden soll, ist die gemeinsame und willige Mitarbeit 
aller Volksgenossen unbedingte Notwendigkeit. Die fünf Perioden der nationalen 
Wiedergeburt, in die die chinesische Geschichte eingeteilt werden kann, zeigen, daß 
die politische Führung der Kaiser auf denselben Prinzipien beruhte. Alle waren 
bemüht, sich die Dienste der begabtesten Söhne Chinas zu sichern. Obwohl die 
meisten dieser Herrscher Soldaten waren, übersahen sie doch nicht die Notwendig- 
keit, sich die Unterstützung von Gelehrten und tüchtigen Zivilbeamten zu sichern, 
und sie zeigten einen Freimut, der jede offene und aufrichtige Kritik willkommen 
hieß. Sie alle waren sich der Nöte des Volkes wohl bewußt und suchten dessen Bürde 
zu erleichtern. Der größte Wunsch eines jeden Herrschers war, im eigenen Lande 
Frieden zu halten und freundliche Beziehungen mit allen Nachbarn zu pflegen. 
Chinas nationale Renaissance erscheint heute greifbar nahe. Vor zwanzig Jahren 
wäre sie beinahe Wirklichkeit geworden. Wenn die großen Führer der Vergangen- 
heit eingehend studiert werden und ihre Weisheit auf die Probleme der Gegenwart 
Anwendung findet, müßte eigentlich das Ziel erreicht werden, für das heute die 
leitenden Männer des Landes arbeiten. Die Schwierigkeiten einer Nation sind denen 
eines Einzelmenschen sehr ähnlich. Voraussicht, Geduld, Takt, Mut und Urteilskraft 
sind die Grundlagen des Lebens. In diesem Sinne gewinnt das Wort Wiedergeburt 
seine Bedeutung: es umschließt die Wiedergewinnung aller der Kräfte, die zur 
Aufrechterhaltung der Nation notwendig sind. 
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Die Entwicklung der letzten Wochen in Spanien hat wenig Überraschungen ge- 
bracht. Entscheidungen sind noch nirgends erreicht worden; immerhin mag es nötig 
sein, die bisherigen Vorgänge auch an dieser Stelle noch einmal genau zu verfolgen. 
Das ist nicht leicht angesichts einer Fülle von unabsichtlichen Fehl- und absicht- 
lichen Falschmeldungen, die durch Rundfunk und Presse aller Länder gehen, und 
selbst bei bestem Willen (und einer nicht allenthalben vorhandenen Landeskenntnis 
von Spanien) nicht immer zu guter Zeit erkannt werden können. Im ganzen darf 
dabei gesagt werden, daß die Meldungen der Sender Sevilla und Burgos etwas we- 
niger unzuverlässig sind als die der Sender Madrid und Barcelona. Immerhin — 
auch aus dem vorliegenden fragwürdigen Material läßt sich eine Übersicht gewinnen. 

Bereits kurze Zeit nach dem Ausbruch des Bürgerkrieges war es klar, daß mit 
Ausnahme der asturischen und baskischen Küstenprovinzen der ganze Nordwesten 
Spaniens auf der Seite Generals Molas stand. Daran hat sich nichts geändert. We- 
niger klar zu übersehen war der tatsächliche Machtbereich der Generale im Süden. 
Es zeigt sich nun, daß die Basis in Andalusien zunächst sehr schmal war; erst mit 
dem erfolgreichen Nachschub marokkanischer Truppen ist es gelungen, die Herr- 
schaft über den größten Teil Andalusiens sicherzustellen. Ronda, Bobadilla, Ante- 
quera und Loja mußten aber in heftigen Kämpfen erobert werden! Erst jetzt be- 
steht eine gesicherte Verbindung zwischen Sevilla und Granada; ob sie zwischen 
Granada und Cordoba besteht, ist schon fraglich. Das obere Andalusien mit Li- 
nares und Jaen, den Verbindungen nach Madrid und Valencia leistet noch heftigen 
Widerstand. Auch der Nordwesten Andalusiens mit den Rio - Tinto - Bergwerken 
mußte erst von den marokkonischen Truppen erobert werden. Malaga ist noch 
immer in roten Händen; die Flottenbasis Cartagena steht den Schiffen der Re- 
gierung Giral noch immer offen (wobei freilich zweifelhaft ist, welchen Befehlen 
diese Schiffe überhaupt gehorchen). Im Osten Spaniens hat die Militärerhebung 
keinerlei Fortschritt gemacht; es sei denn, daß man den Landungsversuch der Kata- 
lanen auf Mallorca schon als gescheitert betrachten dürfte. Die vorgeschobenen 
Positionen der Militärbewegung im Bergland von Teruel mußten aufgegeben wer- 
den; Kolonnen aus Valencia und Castellon sind bis in die nächste Nähe von Teruel 
vorgerückt; die Verbindung zwischen Saragossa und Teruel ist zum mindesten 
zeitweise ebenso von katalanischen Milizen unterbrochen worden wie die (wesentlich 
wichtigere) zwischen Saragossa, Huesca und Jaca. Im Norden zeigt sich die Natur 
der baskisch-asturischen Berge in einer jahrhundertelang erprobten Funktion: sie 
fördert mit allen Mitteln den jeweils in der Verteidigung Befindlichen. Das gilt 
für die Besatzung von Oviedo gegenüber den angreifenden asturischen Bergarbei- 
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tern ebenso wie 5o km weiter südlich und westlich für die gleichen Bergarbeiter- 
Milizen, die von Truppen aus Galizien und Leon im Rücken gefaßt werden. Es 
gilt vor allem für San Sebastian und für Irun, die nahezu eingeschlossen, und den- 
noch nur mit größten Opfern zu erobern sind. Beinahe unverändert ist seit Wochen 
auch die Front in der Sierra de Guadarrama von Navalperral bis in die Gegend 
von Guadalajara. 

Nur in einem Gebiet ist eine große, auf lange Sicht vielleicht entscheidende 
Veränderung vor sich gegangen: Badajoz und Merida sind von den nationalen 
Truppen erobert worden; damit ist das ganze Grenzgebiet gegen Portugal in ihrer 
Hand; eine breite Verbindung (mit Bahn und Straße) besteht nun zwischen Sala- 
manca und Sevilla, zwischen Nord- und Südarmee. Das Gebiet zwischen mittlerem 
Tajo und mittlerem Guadiana gehört zu den menschenärmsten Teilen Spaniens. 
Nachdem die Truppen sich in Estremadura eine feste Basis geschaffen haben, ist 
es durchaus denkbar, daß ein verhältnismäßig schneller Stoß gegen Madrid von Süd- 
westen her geführt werden könnte. Nachrichten über Gefechte im Osten der Sierra 
de Guadalupe und bei Navalmoral de la Mata (am Tajo westlich von Talavera) 
sprechen dafür, daß diese Möglichkeit genutzt wird. Endlich scheint festzustehen, 
daß sich — nach vierwöchiger Belagerung auf engstem Raum — noch immer die 
Besatzung von Toledo im alten Festungsbezirk des Alcazar (mit Rückendeckung 
zur Tajo-Schlucht) hält. Der Entsatz dieser Gruppe wäre ein naheliegendes Ziel — 
zumal Toledo seine alte strategische Schlüssellage auch im Straßenzeitalter nicht 
verloren hat. Die Möglichkeit einer wirksamen Umklammerung von Madrid 
zeichnet sich damit ab. — Alles in allem wird man doch wohl sagen dürfen, daß 
trotz gewisser Rückschläge im Osten und eines gewissen Stillstandes im Norden 
die Gesamtentwicklung zugunsten der nationalen Truppen verlaufen ist. 

Der Kampf der beiden Parteien in Spanien aber ist nur ein Ausschnitt dessen, 
was sich — zunächst verdeckt, auf „diplomatische“ Weise — in ganz Europa voll- 
zieht. Die Verhandlungen über die Nichteinmischung sind in Gefahr, ein ähnliches 
Schicksal zu erleiden, wie die jahrelangen Konferenzen über Abrüstung. Man mischt 
sich munter ein, während man die anderen beschwört, es nicht zu tun. Glanz- 
leistungen dieser Art vollbringt das Frankreich Leon Blums, das katalanischen 
Milizen die Benutzung der französischen Bahnen erlaubt, das den Waffenschmuggel 
fördert, und seinem Botschafter in Madrid gestattet, aus edler Begeisterung Geld- 
beiträge für die Kassen der Milizen zu zeichnen. Vor allem von Italien als nächst- 
beteiligter Mittelmeermacht ist es nicht wenig verlangt, sich zu völliger Nicht- 
einmischung zu verpflichten, wenn die Pyrenäen eine so wenig dicht gehaltene 
Grenze sind. 

‘Besondere Schwierigkeiten hat das Verhalten der in der Straße von Gibraltar 
operierenden spanischen Regierungsflotte hervorgerufen. Die völkerrechtswidrige 
Behandlung deutscher und englischer Handelsschiffe hat zuerst die deutsche, dann 
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die englische Marineleitung zu wirksamen Drohungen genötigt. Die unmittelbare 
Wirkung war für die vorliegenden Einzelfälle genügend. Aber es ist keineswegs 
ein erfreulicher Gedanke, zu wissen, daß unter Umständen der Friede der Welt 
an dem Verhalten von Kriegsschiffen hängt, deren gegenwärtige Handlungen nur 
dadurch möglich wurden, daß die Matrosen ihre Offiziere über Bord geworfen 
haben . 

Die Rückwirkung der spanischen Vorgänge auf Frankreich ist so deutlich, daß 
nicht viel darüber gesagt zu werden braucht. Die innere Lage Frankreichs, die 
noch vor einem halben Jahr wenig Abweichungen vom „Normalen“ erkennen ließ — 
so sehr das Regime der parlamentarischen Mitte in Frankreich von innen her zer- 
fressen war —, nimmt rasch an Spannungen zu. Natürlich wäre es falsch, allzu 
einfache Parallelen zwischen Frankreich und Spanien zu ziehen; aber es steht doch 
heute auch in Frankreich so, daß ein Sturz der Regierung Blum in Kammer oder 
Senat sehr schnell zu einer tiefgründigen Staatskrise führen könnte. Was in einem 
solchen Fall in Paris, Lyon, Marseille, Lille, Nantes und Brest an jakobinischen 
Erinnerungen plötzlich lebendig würde, sollte nicht unterschätzt werden — auch 
wenn man sich der großen Unterschiede vor allem der ländlichen und der klein- 
städtischen Struktur diesseits und jenseits der Pyrenäen bewußt ist. — Daß Bel- 
gien bemüht ist, so schnell wie möglich von einem dergestalt sich wandelnden 
Frankreich Abstand zu gewinnen, ist nur natürlich. Vielleicht ist der Zeitpunkt 
gekommen, wo Flamentum und Wallonentum sich finden, um ‚Klein-Pariser“ 
Traditionen zu brechen. 

Neben den Rückwirkungen der spanischen Vorgänge diesseits der Pyrenäen dürfen 
wir aber nicht übersehen, daß jenseits der Straße von Gibraltar Folgerungen ganz 
anderer, aber ebenso wichtiger Art gezogen werden. Es ist noch nicht lange her, 
daß Spanisch-Marokko wirklich von Spanien beherrscht wird. Der Kampf Abd el 
Krims gehört zu den Erinnerungen nicht nur der Lebenden, sondern der Waffen- 
fähigen von heute. Gewiß kann man sagen, daß im Rassentyp kein allzu großer 
Unterschied zwischen Südspanien und den Atlasländern abseits der großen Hafen- 
städte besteht. Aber es liegt der ganze Gegensatz christlicher und islamischer Welt 
dazwischen — mit einer Kampftradition von vielen Jahrhunderten beiderseits der 
Straße von Gibraltar. Wenn heute Marokkaner, die vielleicht noch unter Abd el 
Krim gegen dieselben Offiziere gekämpft haben, denen sie jetzt Gefolgschaft 
leisten, zur Eroberung spanischer Städte durch den spanischen Nationalismus ver- 
wendet werden, so kann das ebensowenig ohne Folge bleiben wie der Versuch der 
Roten in der Tangerzone, einen Eingeborenenaufstand in Spanisch-Marokko gegen 
General Franco hervorzurufen. — Spanisch-Marokko aber ist ein kleiner Teil jenes 
großen nordafrikanischen Gebietes, das unweigerlich in schärfste Bewegung ge- 
riete, sobald sich in Volksfront-Frankreich ähnliche Zustände entwickeln sollten, 
wie sie heute in Volksfront-Spanien herrschen. Die Unruhe in Französisch-Nord- 
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afrika mit seinen starken nationalen, religiösen und sozialen Spannungen ist heute 
schon groß; die Vorgänge in Palästina, die noch keineswegs abgeschlossen sind, 
wären ein Kinderspiel im Vergleich zu dem, was in Nordafrika möglich wäre, 
falls die straffe Herrschaft durch innerfranzösische Störungen gestört würde. Was 
allein in Tunis an internationalen Konflikten daraus entstehen könnte, braucht zu- 
nächst nur angedeutet werden. England weiß, warum es sich über seinen Vertrag 
mit Ägypten freut; und warum es, selbst um den Preis eines Verlustes an „Ge- 
sicht“, so rasch wie möglich mit den Wirren im Gelobten Lande fertig werden 
möchte. Drei arabische Fürsten — die beiden Haschimiten von Irak und Trans- 
jordanien, Onkel und Neffe, sowie Ibn Saud, bemühen sich um die Rolle des 
erfolg- (und ertrag-) reichen Vermittlers zwischen den aufständischen Palästina- 
Arabern und dem britischen Weltreich. Für die Juden kommt auch in Palästina 
(wie in Nordafrika) schlechte Zeit; es ist nur seltsam, daß ihre Hybris ihnen nicht 
erlaubt, das Kommende zu sehen. Blum und Salengro-Salinger sind Beispiel genug. 

Daß es führenden Vertretern des radikalen Judentums sogar in Sowjetrußland 
an den Kragen geht, ist allerdings eine neue Erfahrung — vielleicht die rätsel- 
vollste des an Rätseln reichen großen Schauprozesses von Moskau. Was auch 
immer die Hintergründe und Motive dieses Prozesses sein mögen — die Tatsache 
ist schließlich nicht zu leugnen, daß mit den Verurteilten und Belasteten — 
Sinowjew, Kamenew, Smirnow, Pjatakow, Tomski, Bucharin, Radek, Rykow, 
Sokolnikow, um nur die wichtigsten noch einmal zu nennen — ein großer Teil 
der nächsten Mitarbeiter Lenins beseitigt wird. Dazu Massenverhaftungen vor allem 
im Süden, Bauernnot und gesteigerte Rüstung. Kein Wunder, daß alle Welt sich 
fragt, welches die nächsten Ziele Stalins und seiner nächsten Umgebung sind. Für 
die Außenwelt aufschlußreich genug ist der Umstand, daß das Gold der russischen 
Staatsbank seinen Weg zu Trotzki gefunden hat, und von Trotzki zu allen Unruhe- 
zentren der Welt. Mag man die „Schuldigen“ nun auch abschütteln . . 

Inmitten all dieser Unruhe beharrt die britische Politik in einer fast erstaun- 
lichen Unentschlossenheit. Ist es bloß Zeitgewinn für die eigene Rüstung? Ist es 
das Wissen um die vielen verwundbaren Stellen des Reichskörpers, deren Schutz 
heute schwerfällt? Ist es das alte souveräne Phlegma des Britentums, das sich wei- 
gert, vor veränderten Zeiten zu weichen? Oder sind es Alterserscheinungen einer 
Führung, die — zum erstenmal in der britischen Geschichte — versäumt haben 
sollte, sich zu verjüngen? 

Noch kreuzt Edward VIII. mit seiner Yacht im Mittelmeer ... 
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KARL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


„Erwünscht: Eine neue Fernostpolitik!““ — (,Wanted aNew Far Eastern Po- 
licy“.) — So überschrieb Lothrop Stoddard, einer der lebendigsten politisch- 
wissenschaftlichen Köpfe der USA., einen Maiaufsatz in „Harper's Magazine“. 
Der Wunsch ist vom Standpunkt des Ostufers des Pazifischen Ozeans begreiflich. 
Er wird nicht geringer, wenn man im selben Heft „Japan in the Philippines“ von 
Willard Price liest, mit seinen Lobgesängen auf die Entwicklung von Davao 
auf S.O. — Mindanao als Hintertür zu den Philippinen, mit den 50000 ha japa- 
nischer Ländereien rings umher, der japanischen Ordnung, im Gegensatz zu der 
Vordertür Manila, aus der die USA. sich zum Fortgehen anschicken. 

„Die Japaner werden unsere Rettung sein“, sagt ein amerikanischer Pflanzer zu 
Willard Price. „Drei Tage habe ich in keinem Bett geschlafen, sondern unter den 
Bäumen, um meinen Besitz zu bewachen. Abseits von den dichtbevölkerten Städten 
ist in den Philippinen überhaupt nichts von Regierung und Ordnung zu spüren, 
abgesehen von dem, was die Pflanzer selbst tun. Das wäre nicht so, wenn die Ja- 
paner die Maschine laufen ließen“ (were running things). 

„Im Hanfhinterland von Davao regieren die Japaner. Obwohl umgeben von den 
Bagobostämmen mit ihrer blutigen Kopfjäger-Geschichte, ist das Land friedlich 
und fortentwickelt. Die mächtigen Ota- und Furukawakompanien sind eine Regie- 
rung für sich selbst.“ 

Was augenblicklich im spanischen Mutterlande der einstigen Philippinenkolonie 
geschieht, macht ordnungsliebenden Pflanzern und Händlern die Wahl zwischen der 
Obsorge weißer Kolonialmächte oder Groß-Japans nicht schwer. Man glaube doch 
nicht, daß der Ferne Osten keine Zeitungen und Zeitschriften liest und keine 
Schlüsse daraus zieht, wenn sich der Westen nicht selbst vor Brand, Mord und 
Raub schützen kann! ‚‚Unsre alten Brücken sind verbrannt. Unsre neuen Brücken 
müssen ‚Oriental‘ sein“, schreibt eine große Philippinen-Zeitung. „Eine bittere 
Strömung von nachträglichen Einsichten flutet nach Amerika zurück“, meint 
Willard Price mit Recht! 

„Japan ist der einzige Nutznießer der Philippinen-Unabhängigkeit. Als die 
Tydings-Mc Duffie-Act durchging, lieferten die USA. formell die Philippinen 
an die Japanische Vormundschaft aus... Die japanische Eroberung der Philippinen, 
ganz unähnlich der amerikanischen, wird wahrscheinlich weder plötzlich, noch 
sensationell sein. Sie wird die Form einer schrittweisen wirtschaftlichen Durch- 
dringung annehmen.“ 

„Von den Amerikanern verlassene, für die Philippinos zu schwere Aufgaben 
werden von den Japanern aufgenommen werden. Je größer die japanischen Belange 
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werden, um so wichtiger wird ihr Schutz sein. Wenn bürgerliche Wirren auf- 
springen, wie in China, wie in den Philippinen vor der USA.-Besitzergreifung, 
dann wird die ordnende Macht (stabilizing power) des Ostens sich bewogen fühlen, 
den Frieden wiederherzustellen und ihn künftig aufrechtzuerhalten. So sagen es 
die schlichten Annalen der Reichsbildung.“ 

Das klingt anders, als die wehrgeographischen Leitsätze von McArthur, die wir 
in Heft VIII der „Geopolitik“ nicht verschweigen durften. In solchen Fällen hat 
der Berichterstatter die Pflicht, seinen Lesern die volle Möglichkeit eigener Urteils- 
bildung nach der Seite der größeren Wahrscheinlichkeit hin zu bieten. 

Sie nähert sich sehr dem Urteil vorsichtiger Prüfung auch der Aussichten eines 
etwaigen japanisch-russischen Zusammenstoßes, die uns so vielfach entgegenklingt: 
„Wer über seinen Naturraum hinaus angreift, wird verlieren.“ Man könnte, wie 
ehedem das praktische Orakel von Delphi zum Iydisch-persischen Kriege, aber mit 
mehr Berechtigung, den Kriegssäbelraßlern auf beiden Seiten sagen: „Wenn du 
über den Amur gehst, wirst du ein großes Reich zerstören“ — aber mit größerer 
Wahrscheinlichkeit das eigene! Diesseits haben beide Parteien sich ein vorzügliches 
Eisenbahn-Auffangnetz geschaffen. Jenseits davon stoßen sie ins Wesensfremde. 
Aus der Spannung strahlt größere und wichtigere Kraft, als aus der Entladung: 
mindestens für alle, die unbändige asiatische Kräfte lieber im Gleichgewicht, als im 
Exzeß sehen. 

Zwei Ereignisse, ein außenbürtiges und ein binnenbürtiges, tragen zweifellos zur 
Abwiegelung der weltpolitischen Zyklonwellen im westpazifischen Gebiet bei. Der 
Beschluß zu Berlin, die Zwölfte Olympiade in Japan abzuhalten, und die schnelle 
und scharfe Auseinandersetzung der chinesischen Zentralregierung — von der man 
nach dieser Leistung vielleicht zum erstenmal wieder als Zentralregierung sprechen 
darf — mit dem rebellischen chinesischen Süden, nachdem die Ohnmacht gegen 
die Kommunistenzüge schon bedenklich genug gewesen war. Denn Tatsache ist doch, 
daß vor einem Aufgebot von 300000 Mann, darunter sechs Nanking-Divisionen, 
Heerhaufen von zwischen ı5000 und 30000 Mann der roten Streitkräfte unbe- 
helligt aus Kansu und Schensi nach Schansi und wieder zurück kommen konnten 
und dabei zweimal den Hwangho überschritten. 

Unter solchen Verhältnissen ist es schwerwiegend, wenn ein Mann von der Beob- 
achtungsschärfe des Mongolei-Naturforschers Dr. Roy Chapman Andrews 
(New York Times, 20. 7. 36), frisch aus Nordchina zurück, den japanisch-russi- 
schen Krieg für unvermeidlich und jede ernste Forscherarbeit in der fundreichen 
Mongolei wegen der Zustände dort auf absehbare Zeit für ausgeschlossen hält. Die 
Wiederherstellung der Kunststätten Peipings, wie des Himmeltempels, erfolge nur 
für die Japaner. „Wir haben Peiping mit seinem alten Zauber zum letztenmal ge- 
sehen.“ Es werde sich aus einer chinesischen Stadt in eine japanische verwandeln, 
wie das ehedem russische Harbin mit seiner „Kitaiskaya“ (Chinesenstraße). 
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Im Gegensatz dazu wird es sicher mildernd auf die japanischen Formen des Vor- 
gehens einwirken, daß Japan neben der Verantwortung für die Zwölfte Olympiade 
im Jahre 1940 auch noch die für das Gelingen der glanzvoll geplanten 2600jäh- 
rigen Reichsgründungsfeier zu tragen hat. Dadurch werden eine Reihe von Kräften 
in dem hochgespannten, fieberhaft vorwärts arbeitenden Lande auf eminent fried- 
liche Ziele abgelenkt, deren Arbeitserfolg geradezu an der Aufrechterhaltung der 
Ordnungszustände in Ostasien und im Pazifischen Ozean hängt. 

Ganz darf freilich die 
augenblickliche Ruhe der 
transpazifischen Gegenspie- 
ler vor der Präsidenten- 
wahl der USA. nach außen 
und vor der mit so vielen 
Schalmeienklängen einge- 
leiteten panamerikanischen 
Tagung in Buenos Aires 
nicht mit der Untergrund- 
ruhe gleichgesetzt werden. 

Auf die Philippinen paßt 
ja wohl General MacArthur 
genügend auf, auch wenn 
man die Fortschritte der 
Japaner in Davao mit ban- 
gen Empfindungen sieht; 
vom „Wahren Hawaii“ 
(The Real Hawaii) erzählt lgesretTik v7? 
Rufus B. vom Klein- 
s(ch)mid, der Präsident 
der „University of Southern California“, Los Angeles, in „Current History“, VII, 


Transpolare Luftverbindungsmöglichkeiten 


1936, damit der wahlgierige Amerikaner nicht ganz vergißt, welche Außenschätze 
er zu wahren hat. Im gleichen Heft findet sich neben einer knappen sachlichen 
Darstellung von Kanadas Luftverbindungen eine Skizze der nordischen Luftverbin- 
dungsmöglichkeiten, die raumpolitisch stillschweigend die große Einwirkung der 
Sowjetbünde auf diesem sorgfältig von ihnen studierten Gebiet nachweist. Wir halten 
die Skizze für so wichtig, daß wir das wesentliche aus ihr nach Burt J. McConnell, 
dem Asia Magazine und Current History vom Juli 1936 bringen. Unsere zu geo- 
politischem Denken herangewachsenen Leser werden ganz von selbst ihre Schlüsse 
daraus ziehen. 

Es rächt sich schwer an den beiden großen ostasiatischen Kulturvölkern, daß 
sie sich so leichten Herzens die Schutzanlehnung an die unbewohnbar geglaubte 
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nordische Polarzone von den Russen mit ihrem besseren Blick dafür haben ab- 
jagen lassen. Subtropische Lässigkeit ist freilich lustiger! (Vgl. Jim Marshall: ‚Ma- 
nila Merry-go round“, Colliers, 18. 7. 1936.) Aber sie taumelt hie und da wie ein 
Schmetterling zwischen Katastrophen von oben und von unten dahin. Auch den 
USA. ist es mit ihrem reizvollen pazifischen Besitz zeitweilig so ergangen. Der 
Griff nach Alaska ist nützlicher und zukunftsreicher gewesen. 

Die Philippinen, vielleicht sogar Hawai, sind eine Gegenwartslust und eine Zu- 
kunftslast für jeden außenbürtigen Besitzer, der ihnen im Grunde wesensfremd 
gegenübersteht. Geopolitische Fußtapfen (Foothold, Stepping Stone, Stronghold) 
wie Alaska sind Gegenwartslast, heute schon das nicht mehr, aber Zukunftslust. 
Gerade die englische Sprache hat viele treffende Ausdrücke für solchen Besitztyp. 
Nur mit Menschen erfüllt und widerstandsfähig aus eigener Kraft müssen sie ge- 
macht werden. Das hat man bei Australien und Neuseeland außer acht gelassen. 

Zwischen Australien und Japan ist nach Sonnenwende ein scharfer Zollkrieg ent- 
brannt, den Australien, nach allgemeiner japanischer Meinung, auf Veranlassung 
des Mutterlandes vom Zaun gebrochen hat. Richtig oder falsch vermutet ein großer 
Teil der japanischen Presse (Kokumin, Yomiuri, Asahi, Nichi Nichi u. a.), daß die 
Versteifung Australiens gegen den japanischen Handel — der gegenüber der austra- 
lischen Gemeinwelt mit mehr als 160 Mill. Yen passiv war — auf den Besuch Sir 
Henry Gulletts 1935 in London und sogar auf Abmachungen mit Rußland bei 
Litwinows Krönungsfahrt zurückzuführen sei, um Japan ‚für alle Fälle‘ wolle- 
knapp zu halten. Sterling-Block, Dollar-Block und Sowjetbünde werden in be- 
wußtem und gewolltem Zusammenwirken geahnt, demgegenüber weder Sir John 
Lathams Besuch in Tokio noch Katsuji Debuchis Goodwill-Sendung nach 
Australien das gute Wetter hätten erhalten können. 

Daß man auf diese Weise Japan erst recht keilartig in die noch freien Märkte 
hineintreibt und ihm zwangsläufig die Notwendigkeit zur Landerwerbsausbreitung 
in sie hinein nahe legt, kommt den menschenleeren pazifischen Dominien offenbar 
so wenig zum Bewußtsein wie dem Mutterland, das für 1937 die Verbände von 
Ottawa offenbar fester zu verschnüren vorhat. 

Einstweilen wird Australien auf seiner Wolle sitzenbleiben und die hochgepäp- 
pelte japanische Wollindustrie nach „Ersatz“ auslugen müssen. 

Für Deutschland aber ergibt sich daraus die Lehre, wie wenig ernst das Gerede 
über Rohstoffversorgung ohne rohstofferzeugenden Eigenbesitz zu nehmen ist. 

Inzwischen hat die in Japan so fröhlich blühende Verstädterung ihre Kehrseite 
im Rückgang der Wehrtüchtigkeit (von 1925 bis 1936 250% auf 40%!) gezeigt und 
den Wunsch nach einem Volksgesundheitsministerium wachgerufen (Transpacific, 
2. 7. 1936, S. ı4). Auch hinter die nicht völlige Harmlosigkeit der Freimaurer 
scheint man in Japan selbsttätig gekommen zu sein, nachdem Italien und Deutsch- 
land ähnliche Erfahrungen schon früher gemacht haben. „Jiji“ vermutet ihre Hand 
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hinter der Verschärfung der chinesisch-japanischen Beziehungen und ihr Haupt- 
quartier in den Vereinigten Staaten unter jüdischem Einfluß. 

Aber es sind zunächst derbere Eisenfäden, und es ist der Schatten bereits be- 
flogener Fluglinien, vor allem die Frage der Wehrbauten am 31. ı2. 1936 beim 
Ablauf der Rüstungsstopverträge rings um den Pazifik, die mehr als diese goldenen 
Fäden und Spinnweben im Hintergrund, vor allem die Aufmerksamkeit der ameri- 
kanischen Geopolitiker fesseln. 

„Mit der Gemeinwelt der Philippinenregierung als unsicherem Sechsmonatkind 
und dem Washingtoner Seemachtvertrag von 1922 als einem niedergebrochen dem 
Ende entgegentorkelnden Veteranen reißt das Problem der Pazifikbefestigungen 
und Seemachtstützpunkte wieder die Aufmerksamkeit aller Wehr- und See-Erfah- 
renen und Regierungsmänner an sich.“ So hatte Hanson W. Baldwin am 
3. 5. 1936 in den „New York Times“ einen klugen, wissenden Aufsatz begonnen, 
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dem eine Karte der Pazifikwehranlagen beigegeben war, die wir für unsere Leser 
verdeutscht haben. Denn es muß uns immer lieb sein, wenn wahrhaft friedliebende 
Völker uns wehrpolitische Karten zeichnen und erläutern, die einem deutschen Ent- 
werfer den Vorwurf der Kriegshetze schnell weltüber eintragen würden. Wenn 
Amerikaner dasselbe tun, macht es weniger. 

Wir verzeichnen deshalb aus der amerikanischen Quelle die wehrpolitische Seite 
des erneuten Panama-Kanal-Schutzvertrags mit jährlich 5 Mill. Dollar Neuaufwen- 
dungen für die Kanalbefestigung auf fünf Jahre und riesigen Anlagen in Hawaı. 
Damit quittieren die USA. zunächst das Erlöschen des Par. XIX des Washington- 
Vertrags, der die Verstärkung der Wehrbauten in einem großen Teil des Pazifik für 
Japan, USA. und Britenreich verboten hatte. Nun könnte alles bauen nach Herzens- 
lust und Geldbeutels Kraft. Aber zum Glück bremst gerade wehrgeopolitische Ein- 
sicht und warnt z. B. vor zu starkem Aufwand für Guam, für die kleinen, ihrem 
heutigen Zweck ja schon genügenden Flugstützpunkte Midway und Wake, dann 
Howland Baker, Johnston, Kingmans Reef bis zu dem festen Pago-Pago auf Tutuila. 

Nahe steht sich die Gruppe Korregidor vor Manila (USA.), Formosa-Pescadoren 
(Japan) und Hongkong als Vorposten von Singapore (Brit.) gegenüber und weist 
sich die Zähne. Aber das Britische Reich möchte offenbar aus der Hinterhand spielen 
und legt den Schwerpunkt auf Singapore, so daß mindestens bis 19/5 die erste Wahl 
den USA. zufallen muß, wie sie sich zu Japans Drang nach Süden stellen. 

Großes Aufsehen machte namentlich im pazifischen Westen der USA. (u. a. San 
Francisco Chronicle, 7. 5. 1936) und weite Wellen gezogen hatte eine etwas un- 


vorsichtige Erklärung des japanischen Außenministers Arita, der — vielleicht 
in Verkennung des verhaltenen angelsächsischen diplomatischen Sprachgebrauchs, 
ähnlich wie seinerzeit die „grave consequences“ — ausgesprochen hatte: „Da unser 


Volk sein Wirtschaftsleben nicht anders aufrechterhalten kann als durch Sicherung 
von Rohstoffbezug und Fertigwarenabsatz außerhalb seiner Grenzen, werden wir 
unsere Anstrengungen fortzusetzen haben, durch freundliche Mittel auf Abbau wirt- 
schaftlicher Schranken hinzuarbeiten. Sollten aber trotz unseren Bemühungen die 
Bedingungen dafür nicht zu verbessern sein, so könnten wir uns zum Ergreifen 
notwendiger Maßregeln veranlaßt fühlen, um der Lage zu begegnen.“ 

„Wohin richtet sich diese Drohung?“ fragt man in Amerika. „Geht sie nicht 
über China hinaus, dem man ohnehin durch organisierten Schmuggel genügend zu- 
setze?“ Gewaltsame Öffnung von Märkten in Amerika, Europa oder selbst Afrika 
dürfte wohl nicht gemeint sein. So kämen wohl Niederländisch-Indien, Franzö- 
sisch-Indochina, Britisch-Indien in Betracht — das allerdings bereits anfängt, sich 
selbst für seine dichte Volksmenge seiner Haut zu wehren! 

„Japan fährt fort, sehr beunruhigend zu sein.“ Das sind die hungrigen Ratten 
überall für die satten! Ehe sich die Satten der Neuen Welt aber in Buenos Aires 
darüber ausgesprochen haben werden, was an der Neuen-Welt-Politik, wie man in 
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Genf meinte, von Washington aus „unreal und ein sentimentaler Anachronismus“ 
ist, und was reale gegenseitige Rückversicherung gegen alle Störungen von außen 
her — transatlantische wie transpazifische —, wird man über unbehagliche Allge- 
meinheiten nicht hinauskommen und mit passiver Haltung des pazifischen Ostufers 
rechnen können. Das gerade aber ist es auch, was dem Britenreich Zurückhaltung 
im indopazifischen Raum, als dem schwächsten unter den drei seemächtigen Part- 
nern, auferlegt. Hier ist die Prestigeminderung nur scheinbar nicht so deutlich ge- 
wesen wie im Mittelmeer, im Roten Meer und Nahen Osten; aber sie hat weitere 
Wellenkreise in größere Land- und Seeräume hineingezogen. Eine Generalüber- 
schau über die indische Presse eines größeren Zeitraums zeigt das besonders deutlich. 

Die Indische Presse hatte den Sommer über scharf den Zusammenbruch der 
Völkerbundspolitik und der hinter ihr ungenügend getarnten britischen gegenüber 
Italien verfolgt; auch der beständige Hohn der Sowjetpresse über die andern Völker- 
bundsmitglieder war ihr nicht entgangen. Jawaharlal Nehru, als unbedingter 
Sowjetverehrer, hatte zwar einerseits überraschend günstige Aufnahme des Schein- 
manövers einer „ehrbaren“ Sowjetverfassung durchgesetzt, sich aber andrerseits 
auch Abweisungen seines importierten verwestlichten Sozialismus gefallen lassen 
müssen, die gleichfalls einen weiten Leserkreis gewannen. 

Aufmerksam war der deutsch-österreichische Ausgleich verfolgt, zumeist aber als 
Erfolg Italiens gewertet worden. Seine Beurteilung in Indien litt deshalb etwas 
unter der Unbeliebtheit des italienischen Vorgehens gegen Farbige. 

Ein Besuch von Gandhis Freund Rev. C. F. Andrews auf den Fiji-Inseln 
mit ihrer vordringenden indischen Einwandererbevölkerung fand einen übersteiger- 
ten Widerhall. ‚Singapore of South Pacific“, „Schlüsselstellung“, gleich wichtig 
_ für Australien wie Neuseeland, ist die überall umfahrbare Inselgruppe doch wohl 
nicht, wie die Leser ja nach der Karte urteilen können. Daß den wenigen Euro- 
päern in der wichtigen Vorposten-Inselgruppe gegenüber 85 000 Indern und 98000 
Fijileuten nicht ganz wohl ist, wollen wir gern Reverend Andrews glauben; weniger, 
daß es zwischen den Fijileuten und Indern keine Reibungen und keine Heiraten 
gäbe. „Taking lessons from the Indians“ pflegt in der Südsee gerade so Anlaß zu 
Reibungen zu sein, wie der gleiche Vorgang zwischen Juden und Arabern in Palä- 
stina, wo die indische Presse sehr gut die Ursachen erkennt, auch wenn sich jetzt 
100000 Juden und 850000 Araber in dem Gelobten Lande gegenüberstehen, statt 
der ursprünglich etwas über 50000 Juden. Das merken doch die Araber gerade so 
gut wie die Fijileute, in wessen fremde Hände ihr Grundbesitz kommt, auch wenn 
die Einwanderer etwas geschickter damit umgehen. „Imperialismus“ als Welt- 
erscheinung nimmt bei braunen und gelben Machtträgern ganz ähnliche Formen an 
wie bei weißen und ist für Sowjetbünde und Kolonialmächte gleichmäßig Tunke, 
wenn man ihn zu heftig anprangert, ob er nun indischem, pazifischem oder atlan- 
tischem Raum entstamme. Lasse man doch auch in Indien die Kirche beim Dorfe! 
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Grenzsiedlung bedeutet Grenzsicherung 
In der Nachkriegswelt ist das Problem der 


Grenzsicherung mehr als bisher in den Vorder- 
grund gerückt. Frankreich glaubt durch einen 
Wall aus Beton und Eisen seine Grenzen bes- 
ser sichern zu können als durch Verständigung 
mit Deutschland, andere Staaten füllen den 
Grenzraum mit Wehrsiedlungen, dabei das 
Beispiel der ehemaligen a 
schen Militärgrenzen nach- 
ahmend. Die hierdurch sich 
ergebenden Veränderungen in 
der Bevölkerungsstruktur der 
Staaten erscheint einer ein- eutfchee 25 
gehenden Betrachtung wichtig. ne 
Sind doch in einem uns un- 
mittelbar benachbarten Staate, 
der Tschechoslowakei, von die- 
sen Grenzsicherungsplänen die 
3Millionen vonAußendeutschen 
in der Tschechoslowakei aufs 
schwerste in ihrer Existenz be- 
droht — durch eine Grenz- 
politik, die im Juli 1923 ein 
tschechischer Politiker kenn- 
zeichnete: 

„Wir Tschechen müssen trach- 
ten, die tschechische Indu- 
strie an uns zu reißen. So- 
lange nicht der letzte Kamin 
der deutschen Fabriken ver- 
schwunden ist und das deut- 
sche Kapital in unseren 
Händen, solange müssen wir 
kämpfen. Die Deutschen ha- 
ben hier kein Recht. Man 
soll bei ihnen nicht kaufen, 
damit sie auswandern, die 
Grenze ist ja offen, sie kön- 
nen in ihr großes Deutsches Reich oder nach 
Deutsch-Österreich ziehen...“ 

Die Zeitschrift „Reichsplanung, Organ der 
Akademie für Landesforschung und Reichs- 
planung“ widmet ihr Januar- und Februar- 
heft 1936 zum wesentlichen Teil diesen Grenz- 
siedlungsfragen. Über „Die ehemalige öster- 
reichisch-ungarische Militärgrenze“ berichtet 
Dr. Josef März, die ‚Tschechoslowakische 
Grenzpolitik“ behandelt ausführlich Dr. Karl 
Viererbl. Die Lage im Fernen Osten zeichnet 
für Japan Arthur Kühn (Japanische Grenz- 
und Wehrsiedlung in der Mandschurei), für 
Rußland Erwin Haudan (Russische Wehrsied- 
lung und Grenzpolitik in Sibirien). Zwei Auf- 
sätze über ‚‚Wehr- und Militärsiedlung in den 
polnischen Ostmarken“ von Wilhelm Mar- 
quardt und über „Die neugriechische Grenz- 
kolonisation in Thrakien und Makedonien“ von 
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Dr. Dr. Joachim H. Schultze vervollständigen 
das Gesamtbild. F. 


Gleichberechtigtes Volkstum ? 


Wieviel dem eben vom Präsidenten Benesch 
bekundeten Willen zum Ausgleich der natio- 
nalen Gegensätze in der Tschechoslowakei zu 
tun noch übrigbleibt, möchten wir ohne Be- 
gleitworte an einer Zeichnung darlegen, die 
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Po; 
nach tschechischer Statistik in der Zei- 
tung der Sudetendeutschen „DIE ZEIT“ ver 
öf£entlicht wurde. V. 


Die österreichische Verfassung 


Die neue österreichische Verfassung vom ı. Mai 
1934 enthält einige interessante regionale Be- 
stimmungen, die in das Gebiet der Geojuris- 
prudenz gehören. (‚Die neue österr. Bundes- 
verfassung.‘“ Eingeleitet und erläutert von 
Bundesminister Dr. ©. Ender, 4. Aufl. Österr. 
Bundesverlag, Wien 1935.) 

Artikel 4, Absatz 2 lautet: „Eine Änderung 
des Bundesgebietes, die zugleich Änderung 
eines Landesgebietes ist, ebenso die Änderung 
von Landesgrenzen innerhalb des Bundes- 
gebietes kann — abgesehen von Friedensver- 
trägen — nur durch übereinstimmende Ver- 
fassungsgesetze des Bundes und der Länder 
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erfolgen, deren Gebiet geändert wird. Diese 
Bestimmungen sind auf das Gebiet der Stadt 
Wien sinngemäß anzuwenden.“ 

Artikel 6 lautet: „Bundeshauptstadt und Sitz 
der obersten Organe des Bundes ist Wien. 
Für die Dauer außergewöhnlicher 
Verhältnisse kann der Bundesprä- 
sident den Sitz oberster Organe des 
Bundes an einen anderen Ort des 
Bundesgebietes verlegen.“ 

Unseres Wissens ist das der erste Fall einer 
verfassungsmäßig vorgesehenen „Hauptstadt- 
verlegung‘ für den Notfall. 

Bemerkenswert ist die Formulierung von Ar- 
tikel 95, Absatz ı: 

„Der bewaffneten Macht obliegt der Schutz 
der Grenzen des Bundesstaates.“ 

Sehr klar regelt die regionalen Fragen der 
Verwaltungsgliederung Artikel 123, Absatz 2 
und 6: 

„Die Grenzen der Verwaltungsbe- 
zirke, der Gerichtsbezirke und der 
Ortsgemeinden dürfen sich nicht 
schneiden; Änderungen in den Grenzen 
der Örtsgemeinden, durch die die Grenzen 
der Gerichtsbehörden berührt werden, bedür- 
fen ... der Zustimmung der Bundesregie- 
rung... 

Jede Liegenschaft muß 
Ortsgemeinde gehören.“ 
Durch diese Bestimmung sind die Gemeinden 
die kleinsten territorialen Einheiten des Bun- 
desgebietes, die die Bausteine jeder andern 
Verwaltungsgliederung bilden. Der Grundsatz 
der Unüberschneidbarkeit innerstaatlicher Ver- 
waltungsgrenzen, der damit formuliert ist, darf 
wohl als vorbildlich angesehen werden. Die 
Bestimmung über die Liegenschaften schließt 
gutsherrliche Sonderverwaltungen aus. 

Auf diesen Grundsätzen baut sich auch die 
generelle Regelung des Artikels 124 auf, der 
Städte einer bestimmten Größenklasse in ihren 
Gemeindegrenzen zu  Verwaltungseinheiten 
erster Instanz (‚Bezirken‘) er- 
hebt: ‚Städte mit mehr als 
30000 Einwohnern können durch 
Landesgesetz eigene Stadtrechte 
erhalten, in denen sie mit der 
Besorgung der Bezirksverwal- 
tung betraut werden (landes- 
unmittelbare Städte).‘“ f 
Dadurch ist generell einer Über- 
fremdung ländlicher Bezirke 
durch städtische Verwaltungser- 
fordernisse vorgebeugt: 
Schließlich scheint noch die Be- 
handlung der Bodenreform in 
der Verfassung bemerkenswert: 
Artikel 36, Absatz 1 und 2 be- 
stimmen u.a.: 


zu einer 


„Bundessache ist die Gesetzgebung über die 
... Bodenreform auf dem Gebiete der Land- 
und Forstwirtschaft... 

In Angelegenheiten der Bodenreform ... steht 
die Entscheidung in der Landesinstanz und in 
oberster Instanz Senaten zu, die aus dem Vor- 
sitzenden und aus Richtern, Verwaltungs- 
beamten und Sachverständigen als Mitgliedern 


bestehen... Rayası 


Ein Flugweg für den Notfall 


Das Britische Reich hat immer über Männer 
verfügt, die in der Schule des Außen- und 
Kolonialdienstes zu nüchtern - geopolitischem 
Tatsachensinn erzogen wurde. Zeugnisse da- 
für finden wir überall im englischen Schrift- 
tum. Die nachfolgenden Ausführungen eines 
Westaustraliers, die wir auszugsweise dem 
„UNITED EMPIRE“, Bd. XXVII (1936), 
Heft 8 — August — S.449, der Zeitschrift 
der „Royal Empire Society“ entnehmen, sind 
nur ein kleines Beispiel dafür: 

„Vor einigen Jahren wurde eine Luftlinie von 
Australien nach England mit dem verstorbenen 
Geschwaderführer Bert Hinkler besprochen. 
Die Strecke sollte den Indischen Ozean von 
Onslow (Westaustralien) über die Cocos-Inseln, 
Diego Garcia, die Seychellen nach Mombassa 
(Ostafrika) überqueren. 

Im Hinblick auf die derzeitige Unruhe in der 
Welt wünscht ein kleiner Kreis der öffent- 
lichen Meinung Westaustraliens, daß ein Er- 
kundungsflug auf dieser Strecke in Erwägung 
gezogen wird. Im Kriegsfall ohne Luftver- 
bindung zu sein, müßte verhängnisvoll sein; 
allein diese Möglichkeit empfiehlt diese 
Streckenführung der Überlegung unserer Luft- 
pioniere....“ 

Es folgen einige technische und verkehrs- 
mäßige Überlegungen, dann führt der Ver- 
fasser weiter aus: 

„Obgleich der Hauptzweck des Fluges die Er- 
forschung der Möglichkeiten des Indischen 
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Ozeans sein würde (der bis heute noch nicht 
beflogen ist), muß man doch einige Über- 
legungen auch der Strecke von England nach 
Mombassa widmen, die im Fall einer ‚Panne‘ 
(breakdown) im östlichen Mittelmeer gleich- 
falls unterbrochen sein würde. 
Angesichts der vielen politischen Bemühun- 
gen, dies Gebiet zu schützen, würde es an- 
maßend sein, zu diesem Punkt mehr als eine 
Vermutung auszusprechen: daß nämlich die 
Strecke über Frankreich und das westliche 
Mittelmeer nach Oran, Fort Laby, Kartıum, 
Entebbe nach Mombassa zu legen wäre; denn 
es wäre unbillig anzunehmen, daß Frankreich 
nicht wieder unser Verbündeter sein würde. 
Sollte es aber unmöglich sein, französisches 
Gebiet zu überfliegen, würde eineVerbindung 
von Mombassa zu irgendeinem Hafen West- 
afrikas, von dem eine Verbindung mit Eng- 
land besteht, keine großen natürlichen oder 
militärischen Schwierigkeiten bieten. 
Ein Flugzeugführer, der bereit ist, diesen 
Erkundungsflug zu wagen, der fähig ist, die 
nötigen Vorbereitungen zu schaffen, würde 
mit all denen, die ihm helfen, eine außer- 
ordentliche Aufbauarbeit leisten... 

Chas. L. K. Foot.“ 

V. 


„Haltet den Dieb!“ 


Herr Bucharin, bolschewistischer Methodiker 
und Chef der Moskauer Iswestija, benützt das 
Juliheft 1936 der amerikanischen Zeitschrift 
„Foreign Affairs“ zu einer heftigen Attacke 
gegen die Geopolitik. 

Bucharin überschreibt seine Ausführungen 
„Imperialismus und Kommunismus“. Dem un- 
befangenen Leser — wozu das amerikanische 
Publikum zu zählen ist — mag es schwer- 
fallen, einen Zusammenhang mit der Geo- 
politik herzustellen. Er wird jedoch von Bu- 
charin aufgeklärt: „In Deutschland selbst wird 
der Imperialismus als das heilige Recht der 
‚Arier‘, die an Raummangel ersticken (‚Volk 
ohne Raum‘), frei verkündet. Unnötig zu 
sagen, daß der erforderliche ‚Raum‘ in der 
Sowjetunion gesucht wird... In Italien und 
Japan sind ähnliche Theorien das Glaubens- 
bekenntnis der herrschenden Schichten ge- 
worden, die sie ex professo predigen. Die 
Grundlage all dieser Argumente ist — obgleich 
sich die meisten ihrer Urheber dieser Tatsache 
nicht bewußt sind — die sogenannte Theorie 
der ‚Geopolitik‘, die jetzt besonders im fa- 
schistischen Deutschland in Mode ist.“ 

Die Geopolitik muß zweifelsohne eine £furcht- 
bare geistige Macht sein, da sie nach Bucharin 
imstande ist, drei Großmächten die politischen 
Ziele zu liefern. Als ihre deutschen Vorläufer 
nennt er Richthofen und vor allem Ratzel, 
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der „behauptete, ‚daß sich die Eigenschaften 
des Staates aus denen des Volkes und des 
Bodens zusammensetzen‘. Vor ihm hat Richt- 
hofen ebenfalls den Rassenfaktor in Ergän- 
zung der geophysikalischen Faktoren einge- 
führt. Die heutige Schule der ‚Geopolitiker‘ 
(ein von dem schwedischen Imperialisten 
und politischen Theoretiker R. Kjellen erfun- 
dener Name), die um die deutsche Zeitschrift 
für Geopolitik und deren Herausgeber, Pro- 
fessor Haushofer, gruppiert ist, wiederholt im 
wesentlichen dieselben Ideen.“ 

Die Amerikaner werden sicher überrascht sein, 
auf so billige Art die Männer kennenlernen 
zu können, die Deutschland, Italien und Japan 
anfeuern, den für die Arier nötigen Raum 
in der Sowjetunion zu suchen. Doch müssen 
da entweder dem Genossen Bucharin irrige 
Informationen über die Geopolitik zugekom- 
men sein, oder aber die Geopolitik ist eine 
selten naive Angelegenheit: Wie sollen denn 
Deutschland und Italien überhaupt an den 
russischen Raum herankommen? Zwischen die- 
sen beiden Ländern und der so ‚bedrohten‘ 
Sowjetunion liegen ja weite Länder und große 
Staaten, die kaum eine deutsche oder italie- 
nische Spazierfahrt nach Rußland ohne Wei- 
terungen bewilligen werden. Eigentlich müßte 
das doch die Geopolitik am allerersten 
wissen! 

Wer aber meint, Bucharin könnte falsch in- 
formiert sein oder Gespenster sehen, der wird 
von ihm schnell eines Besseren belehrt. Es 
ist vielmehr so, daß die Geopolitiker in der 
Tat Primitive sind, denn: ‚Die Schreibereien 
der zeitgenössischen Geopolitiker erscheinen 
als sehr kindisches Geschwätz.“ Wie konnte 
denn dieses Geschwätz zur politischen Grund- 
lage von drei Großmächten werden? Doch aus 
Moskau wird der Zweifelnde, insbesondere der 
mit viel gesundem Menschenverstand begabte 
Amerikaner, erleuchtet: 

„Aber wie lächerlich auch die Geopolitik ist 
unter dem Gesichtspunkt der Logik, so spielt 
sie doch eine sehr aktive reaktionäre Rolle 
in der Praxis. Sie liefert eine Entschuldi- 
gung für den kriegerischen Faschismus, eine 
Rechtfertigung für Krieg und Imperialismus; 
sie predigt neue Eroberungen und Interven- 
tionskriege. Darin liegt das Wesen der Sache, 
nicht in der scheinmoralischen, dichterischen 
Sophisterei, mit der die Imperialisten oft ihre 
Prosa verschleiern.‘“ 

Jetzt ist die Welt im Bilde. Der Kommunis- 
mus ist natürlich — laut Bucharin — der fried- 
liebende Gegenspieler dieser furchtbaren Geo- 
politik — eine Tatsache, die nach den spani- 
schen, französischen und griechischen Erfah- 
rungen, der ostturkestanischen und außermon- 
golischen Politik der Sowjets ungemein ein- 
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leuchtend erscheint. So einleuchtend, daß man, 
trotz der Billigkeit der Methode, versucht ist, 
die Worte Bucharins einmal im umgekehrten 
Sinn zu verwenden, statt „Geopolitik‘ einmal 
zu sagen: „Bolschewismus“: „Der Bolschewis- 
mus predigt neue Aufstände und Revolutions- 
interventionen. Darin liegt das Wesen der 
Sache, nicht in der scheinmoralischen, dichte- 
rischen Sophisterei, mit der die Kommunisten 
oft ihre Prosa verschleiern.‘“ Wir fragen: 
Paßt dieser Satz besser auf die Geopolitik 
oder auf den Bolschewismus? 

Für den deutschen Leser: Wir greifen diese 
bolschewistische Phraseologie hier nur des- 
wegen kritisch auf, um ein sonst wenig be- 
achtetes Kapitel internationaler Drahtzieherei 
zu zeigen; es ist notwendig, selbst auf neu- 


tralem wissenschaftlichem Gebiet auf politi- 
scher Wacht zu stehen. Wer sich für die gei- 
stige Auseinandersetzung zwischen Geopolitik 
und Marxismus interessiert, findet sie in dem 
Aufsatz von Wittfogel: Geopolitik, Geogra- 
phischer Materialismus und Marxismus (in der 
Zeitschrift „Unter dem Banner des Marxis- 
mus“, III. Jahrg., 1929, Heft ı, 4, 5) bzw. 
den wichtigsten Auszügen daraus nebst einer 
kritischen Beleuchtung in Z. f. Geopolitik IX, 
1932, Heft ı0, S. 581 ff. 

Wir vermerken zu der Stimme aus Moskau 
nur nebenbei, daß ‚Le Temps“ im befreun- 
deten Paris sich fast zur gleichen Zeit zu 
einem umfangreichen Angriff auf die Geo 
politik bemüßigt gefühlt hat... 

Rayası 


FRANZ SPRINGER: 
Rundfunk und Geopolitik Ill 


Der englische Empire-Rundfunk (>) 


Diesem Teil der Abhandlung ist die Aufgabe gestellt, ‚‚die rundfunkpolitische 
und organisatorische Lage der Stützpunkte des Empire-Rundfunks darzulegen und 
in Vergleich zu den rundfunkpolitischen Maßnahmen der übrigen Staaten zu 
setzen“. Es handelt sich dabei um ein Sachgebiet, das noch durchaus der Erschlie- 
ßung harrt und dessen Problemstellung so umfassend und neu ist, daß die Klärung 
gewisser grundsätzlicher Voraussetzungen naturgemäß im Rahmen eines Aufsatzes 
zunächst den breitesten Raum einnehmen muß. 

Der Einbruch des Rundfunks in die Bezirke des geistigen, politischen und tech- 
nischen Lebens unserer Zeit hat sich in aller Stille vollzogen, und seine politisch- 
kulturelle Bedeutung ist auch heute noch für viele durch das technische Phänomen 
„Rundfunk“ verdeckt. Der rationalistische Geist unseres Zeitalters hat wesentlich 
dazu beigetragen, im Rundfunk zunächst ein technisches Instrument zu sehen, das 
es nach technischen Gesichtspunkten auszubauen galt. Es muß darum auch im 
Rahmen dieser, einem Teilgebiet zugewandten Abhandlung darauf hingewiesen 
werden, daß die Auseinandersetzung über die Frage, ob der Rundfunk dem Primat 
des Geistigen folgend zu entwickeln sei, oder ob er der Eigengesetzlichkeit tech- 
nischer Entwicklung überlassen bleiben soll, das beherrschende Moment aller Aus- 
sprachen und Darlegungen über den Rundfunk überhaupt ist. Die Rundfunk- 
entwicklung in Deutschland seit dem Jahre 1933 hat bewiesen, daß die technische 
Entwicklung der geistig-kulturellen Führung bedarf, wenn sie nicht entarten 
soll, bzw. wenn sie den ihr innewohnenden Möglichkeiten gerecht werden will. 
Wenn z.B. die nationalsozialistische Rundfunkführung in der bekannten „Rund- 
funkeinheit“, d. h. der Vereinigung aller technischen, wirtschaftlichen und politisch- 
kulturellen Faktoren unter politischer Führung, eine völlig neue Entwicklungsform 
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des Rundfunks geschaffen hat, so ist darin nicht das Produkt einer schemati- 
sierenden und nivellierenden politischen Zentralgewalt zu sehen. Wenn das große 
Werk des Präsidenten der Reichsrundfunkkammer, Dreßler-Andreß, richtig ein- 
geschätzt werden soll, so ist das nur möglich nach den Maximen eines wahr- 
haft ganzheitlichen Denkens. Für den Rundfunk als Aufgabenstellung unseres 
technischen, wirtschaftlichen und politisch-kulturellen Lebens bedurfte es einer 
Führung, die in der Lage war, die nach gemeinschaftsfeindlichen Tendenzen ge- 
wachsenen Wirkungsfaktoren des Rundfunks aufeinander hinzuordnen. Die Mög- 
lichkeit der politischen Einwirkung im engeren Sinne, d. h. die bloße Beherrschung 
des Instrumentes Rundfunk und der Zweck reibungslosen Ablaufs, erschöpfen in 
keiner Weise die Ziele nationalsozialistischer Rundfunkpolitik. Das Wesen des 
Politischen ist keine abstrakte Ideologie, entstanden aus einer scheinbaren Paralleli- 
tät geistiger und materieller Erscheinung in den Völkern, sondern es ist das Leben 
schlechthin in allen seinen Formen, und im besonderen das völkische Leben als 
geschichtlich gewordene Einheit aus Rasse, Sprache und Raum, die in ihrer gei- 
stigen Verdichtung den Sinn des Politischen erzeugen. Der Rundfunk ist insofern 
ein Schulbeispiel echten politischen Denkens, als er die durch eine jahrzehntelange 
Fehlentwicklung verschütteten inneren Wechselbeziehungen völkischen Lebens durch 
den Zwang seiner Entwicklung aufdeckt. Auflösung des partikularistischen Länder- 
rundfunks, Gemeinschaftsarbeit der Rundfunkindustrie in der Form des Volks- 
empfängers, des Überseekurzwellengerätes und eines besonderen Gerätes für den 
Gemeinschaftsempfang in den Betrieben, die Revolution des Gemeinschaftsemp- 
fanges und schließlich der Volkssenderwettbewerb — alles das sind Ausdrucks- 
formen eines völlig neuen Denkens und einer neuen Organisation der Volkskräfte. 
Schon diese wenigen Tatsachen nationalsozialistischer Rundfunkpolitik zeigen, daß 
sich hier Entwicklungen anbahnen, die bereits in ihrer gegenwärtigen Phase bei- 
spielhafte Lösungen für den gesamten Ablauf unseres völkischen Lebens darstellen. 
Überblicken wir diese Maßnahmen, dieses System lebendiger Wechselbeziehungen 
aller um den Rundfunk gelagerten Kräfte, so will es scheinen, als sei hier die klas- 
sische Forderung des Liberalismus nach der „Harmonie“ der Dinge vorbildlich ver- 
wirklicht. Und es ist tatsächlich nicht zuviel gesagt, wenn wir annehmen, daß die 
Stoßkraft des liberalen Gedankens in seiner einzigen und wahren Heimat — Eng- 
land — auf diesem schöpferischen Drang zur Schaffung der Harmonie des Lebens, 
d.h. zum Glück beruht. Es ist auch nicht zu bezweifeln, daß der Liberalismus 
klassischer Prägung (und nur mit diesem haben wir es in der englischen Politik 
zu tun) ein echter und schöpferischer Ausdruck englischen Wesens ist. Der ökono- 
mische und geistige Liberalismus bilden zusammen jene „Harmonie“, die sich bri- 
tische Weltgeltung nennen läßt. Was England aber durch Jahrhunderte im Libe- 
ralismus als politisches System nach innen und nach außen allmählich entwickelt 
hat, ist wie alles Große in der Welt eine Erscheinung sui generis, und die Expan- 
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sionskraft dieser englischen Idee ist leider nur zu oft verkannt worden. Sie ist 
keineswegs die Lösung, und ihre Übernahme führt auch die Völker untereinander 
nicht zur „Harmonie“, sondern sie ist das eigentliche Geheimnis und die Ver- 
ewigung der Führung der Nation, die diese verführerische Lösung herausarbeitete, 
sie ist das lähmende Gift im Volkskörper der übrigen Nationen, die von dieser 
Idee befallen wurden. 

In dieser Zeit des Umbruches, den der Nationalsozialismus für die gesamte 
Weltpolitik dadurch eingeleitet hat, daß er erstmalig in der deutschen Geschichte 
eine eigene politische Weltanschauung der Deutschen nicht nur 
formuliert, sondern durchgesetzt hat, in dieser Zeit sind viele bis vor kurzem gültige 
Wertvorstellungen durchaus fraglich geworden. Die neue Idee des Nationalsozialis- 
mus steht vor der ungeheuren Aufgabe, nicht nur das materielle Leben des Volkes 
nach einem Zustand des Zerfalls zu ordnen, sondern sie muß auch die Bezirke des 
Geistigen neu begrenzen und neue Blickwinkel festsetzen. Es kann darum nicht der 
Sinn einer Darlegung über das Thema „Rundfunk und Geopolitik“ sein, eine mehr 
oder minder große Menge von einschlägigem Material referierend zur Kenntnis 
zu bringen, damit ist im Grunde nur eine Bereicherung des Wissens des Lesers 
erreicht. Ob er dieses Wissen in Verstehen umwandelt oder in entsprechende Hand- 
lungen umsetzt, hängt davon ab, inwieweit die geistigen Grundlagen gemeinsam 
sind. Diese gemeinsamen geistigen Grundlagen sind keineswegs in einer sogenannten 
„Allgemeinbildung“ gegeben, sondern vielmehr in einem „Gemeinsinn“, wie er 
beispielhaft dem englischen Volke eigen ist. Wo es an diesem Gemeinsinn fehlt, 
ist es Aufgabe einer echten politischen Bewegung, diesen zunächst zu begründen 
und dann, wenn seine Breitenwirkung für immer gesichert ist, von ihm aus eine 
ebenso echte Abstraktion des Lebens in einer neuen Form der Bildung zu be- 
gründen. Dies sei zur Erklärung für die häufige Frage gesagt, warum der deutsche 
Rundfunk in seinem gesamten Programm immer wieder die Erlebnisgrundlagen 
der Volksgemeinschaft herausstellt und es ablehnt, eine drahtlose Universität, in 
der Art der früheren „Deutschen Welle“, zu sein. Ein Volk wie das englische frei- 
lich mag mit Recht von dem Begriff „Bildungsrundfunk“ sprechen, denn die 
Normen englischer Erziehung fußen durchaus auf einem echten Gemeinsinn, im 
Gegensatz zu dem westlerischen Intellektualismus, der auch das deutsche Bildungs- 
wesen bis zum Jahre 1933 beherrscht hat. 

Es sind damit auch die Schwierigkeiten angedeutet, die sich für eine ver- 
gleichende Bewertung und Auswertung des deutschen und des englischen Rund- 
funks ergeben. Besonders erschwerend wirkt sich auch die rassische Verwandt- 
schaft der beiden Nationen aus, die allenthalben formale und inhaltliche Gemein- 
samkeiten zur Erscheinung bringt. Die um Jahrhunderte verschiedene Periode einer 
bewußten Volkwerdung aber schließt zugleich die wahllose Übernahme der beider- 


seitigen Formen und Inhalte aus. 
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Es muß darum betont werden, daß die Wertung des englischen Rundfunks 
vom deutschen Standpunkt her für den deutschen Rundfunk erfolgt. Auch dort, 
wo ein ablehnender Standpunkt eingenommen wurde, wie z. B. in der Feststellung 
der imperialistischen Aufgaben des Empire-Rundfunks, sollte nicht etwa Staat und 
Rundfunk kritisiert werden. Wertvoll für die deutsche rundfunkrechtliche und 
rundfunkpolitische Forschung ist allein die Feststellung, wie nah oder wie fern der 
Rundfunk eines Landes und vor allem seine geistigen Grundlagen den deutschen 
Auffassungen steht. 

Da wir es bei dem gesamten englischen Rundfunkwesen in den Dominions und 
Kolonien sowohl wie im Mutterland mit einem einheitlichen Gebilde zu tun haben, 
wurde im vorangegangenen Aufsatz zunächst vom Empire-Rundfunk im allge- 
meinen gesprochen. Es war in diese Betrachtung eingeschlossen der sogenannte 
Empiredienst. Er umfaßt die im Mutterland befindlichen Kurzwellensender, die 
mit wechselnden Wellen und besonderem Programm den in letzter Zeit auf sechs 
Zonen ausgedehnten Empiredienst versehen. Zu unterscheiden ist dieser Dienst 
vom eigentlichen Empire-Rundfunk, wie wir ihn nennen. Meist in Form gemein- 
nütziger Gesellschaften, die voneinander unabhängig in den einzelnen Dominions 
und Kolonien geschaffen wurden, untersteht dieser Rundfunk den Dominial- oder 
Kolonialbehörden. Seine Aufgaben sind mit denen der Regionalsender im Mutter- 
land zu vergleichen bzw. denen der deutschen Reichssender. Der Empiredienst dient 
in seinem Programm vorwiegend dem Reichsinteresse, die Sender des Empire-Rund- 
funks haben sich die Versorgung ihrer Gebiete in einem engeren, landschaftlich 
bedingten Sinne zum Ziel gesetzt. Die Begrenzung drückt sich auch in der Wahl 
der Mittel- und Langwellen aus. Auch dort, wo Kurzwellensender verwendet wer- 
den, sind diese durch die gewaltigen Entfernungen innerhalb eines Gebietes be- 
dingt und meist von geringer Stärke. Diese beiden Formen bestehen natürlich 
nicht voneinander völlig getrennt. Es gibt einen regen Übertragungsdienst, d.h. 
die Sender des Empire-Rundfunks übernehmen häufig Programme des Empire- 
dienstes vor allem bei Ereignissen von allgemeinem und nationalem Interesse. Die 
Gleichschaltung der beiden Sendergruppen ist auch durch die zentrale Verwaltung 
der Empireangelegenheiten in London gegeben. Die direkte Leitung freilich ist 
bewußt dezentralisiert, um die Form der Gesellschaften den jeweils verschiedenen 
Verhältnissen anzupassen. Im allgemeinen ist die Gestaltung des britischen Rund- 
funks das Vorbild der Sendegesellschaften im Empire. Eine Reihe von Aus 
schüssen, im Mutterland sowohl wie im Empire, sind laufend um die gesetz- 


geberische und organisatorische Angleichung des Rundfunks an dessen £fortschrei- | 


tende technische Entwicklung und vor allem an die sich gleichfalls dauernd im 


Fluß befindlichen politischen Entwicklungen bemüht. Als ein Beispiel fortschritt- 


licher Arbeit in dieser Richtung sei der Bericht des vom englischen Postminister 
ernannten Ausschusses genannt, der sich mit der zukünftigen Gestaltung des briti- 
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schen Rundfunks befaßte. Der nach seinem Präsidenten Lord Ullswater benannte 
Ausschuß hat in der Zeit vom Mai bis Dezember 1935 insgesamt 35 Sitzungen ab- 
gehalten und 79 Berichte über die verschiedenen Fragen des Rundfunks geprüft. 
Einige Abschnitte der Empfehlungen des Ausschusses seien anschließend wieder- 
gegeben: 
c) Regionale Gesichtspunkte 
Das Gebot der Stunde lautet ‚‚Dezentralisation“. Die Praxis der Einführung einer gewissen 


Anzahl von regionalen Darbietungen in das Programm soll beibehalten werden. Wales soll sobald 
als möglich ein eigener Rundfunkbezirk werden. 


d) Personal 
Die wichtigsten neu zu besetzenden Posten sollen öffentlich ausgeschrieben werden. Die Er- 
nennungen erfolgen auf Empfehlung eines besonders hierzu bestimmten Ausschusses. Dem Per- 
sonal soll jederzeit die Möglichkeit geboten werden, sich zu organisieren, falls der Wunsch 
hierzu besteht. Das Programmpersonal soll sich von politischen Kontroversen fernhalten. An- 
dererseits darf sein Privatleben von der BBC. nicht überwacht werden. Eine Kritik an der BBC. 
schließt die Mitarbeit der kritisierenden Person nicht aus. 


e) Beratender Ausschuß und Ausschüsse 

Der allgemeine beratende Ausschuß bleibt weiterbestehen. Ferner muß in jedem Bezirk ein 
allgemeiner beratender Ausschuß sowie eine Körperschaft vorhanden sein, die die zentralen und 
regionalen Sachverständigenausschüsse umfaßt. Die Amtsdauer beträgt /} Jahre, eine Wieder- 
wahl ist zulässig. Die Ausschüsse sollen möglichst verschiedene Belange repräsentieren, und 
zwar derart, daß in ihnen nicht allein Sachverständige, sondern auch Hörerschaft und junge 
Generation vertreten sind. 

£f) Kontrolle 

Die laufenden Geschäfte, organisatorische Maßnahmen sowie die Führung der täglichen Ge- 
schäfte müssen der Initiative der Corporation (BBC.) überlassen bleiben. Der für Organisations- 
und kulturelle Fragen verantwortliche Minister soll ein im Unterhaus vertretener Kabinetts- 
minister sein. Vorgeschlagen wird hierfür ein älteres Regierungsmitglied, das innerhalb seines 
Amtsbereiches nicht mit allzu großer Verantwortung belastet ist. Er soll das Recht des Ein- 
spruches gegen Programme haben und verpflichtet sein, den Haushalt des Rundfunks im Par- 
lament zu vertreten. Für die technische Kontrolle bleibt jedoch der Generalpostmeister zuständig. 
Wenn auf Antrag einer Regierungsbehörde eine Nachricht gesendet wird, soll die BBC. das 
Recht haben, dies in geeigneter Form zum Ausdruck zu bringen. Beibehalten wird die unmittel- 
bare Regierungskontrolle bei wichtigen nationalen Fragen. 


h) Kommentare der Gesellschaft 
Gemäß dem bestehenden Brauch hat die BBC. davon Abstand zu nehmen, ihre persönlichen 
Ansichten über Tagesereignisse bei den Sendungen zum Ausdruck zu bringen. 


i) Pressenachrichten 

Der Nachrichtendienst ist unparteiisch und objektiv. Die BBC. ist frei in der Wahl der 
Quellen zur Beschaffung der Nachrichten. Die bestehenden Einrichtungen arbeiten zufrieden- 
stellend, einer weiteren, in Zukunft erforderlich werdenden Entwicklung dürfen keine Hinder- 
nisse in den Weg gelegt werden. 

k) Politische Sendungen 

Die Aufmerksamkeit der Hörer ist auf das Parlament als den natürlichen Mittelpunkt für 
politische Fragen zu lenken, Parlamentsnachrichten müssen im Nachrichtendienst berücksichtigt 
werden. Wenn Funkberichte aus den Parlamentssitzungen übertragen werden, müssen dem Be- 
richterstatter alle nötigen Erleichterungen gewährt werden. 

Hinsichtlich der wichtigeren politischen Fragen ist es wünschenswert, wenn die BBC. sich 
mit den Parteien in Verbindung setzt. Während der allgemeinen Wahlen muß die für politische 
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Ansprachen zur Verfügung stehende Zeit absprachegemäß zwischen den einzelnen Parteien ver- 
teilt werden. Alle politischen Sendungen hören drei Tage vor der Wahl auf. 


p) Empiresendungen 
Der Rundfunk-Empiredienst muß besonders genehmigt, gepflegt und gefördert werden. Der 
angemessene Gebrauch anderer Sprachen als der englischen ist zulässig. 


u) Empfänger 
Funkhandel und BBC. müssen gemeinsam Konstruktion und Propagierung eines preiswerten, 
genormten Empfängers fördern. (Beispiel des deutschen Volksempfängers, d. V.) 


Mehr als alle anderen Darlegungen beweist dieser amtliche Bericht, welche Be- 
deutung dem Rundfunk seitens englischer Regierungsstellen zugemessen wird. Eine 
Bestätigung der Richtigkeit deutscher Rund£unkpolitik ist es auch, wenn dieser Be- 
richt klar den Primat des Geistigen bzw. Politischen in der Rundfunkarbeit feststellt 
und zum Ausdruck bringt, daß der Rundfunk vor allem gesetzgeberisch nicht nach 
technischen Normen geleitet werden kann. Der Generalpostmeister soll darum im 
Gegensatz zum gegenwärtigen Zustand nur noch das Recht der ‚technischen Kon- 
trolle“ haben. Das Hoheitsrecht ist also von ihm weg zu einem kulturpolitischen 
Ressort verlagert. In letzterem drückt sich ein Fortschritt Englands aus. In Deutsch- 
land ist der Rundfunk noch immer stark gebunden an das aus grauer Vorzeit stam- 
mende Fernmeldeanlagengesetz, das den Rundfunk im Sinne einer Fernmeldeanlage 
erfaßt. Ein Einbruch in diese technische Auffassung ist allerdings durch die Ver- 
ordnung des Führers und Reichskanzlers vom 30. Juni 1933 gegeben, in welcher 
der Rundfunk seiner kulturellen Bedeutung entsprechend dem Aufgabenbereich des 
Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda überwiesen wird. 

Eine Reihe weiterer Anzeichen deuten darauf hin, daß in England sowohl wie 
im Empire an der Ausgestaltung des Rundfunks und vor allem seiner politischen 
Sicherung fieberhaft gearbeitet wird. Fast allenthalben kommen zumindest für die 
strategisch wichtig gelegenen Sender private Organisationsformen in Fortfall. Die 
Initiative der Rundfunkgestaltung geht an die Regierungen über, und die Empfeh- 
lungen der eingesetzten Ausschüsse zeigen überall die gleiche Tendenz eines größt- 
möglichen Ausbaues und zugleich der politischen Sicherung durch eine geschickte 
Verschachtelung von selbständiger Sendeorganisation und technischer und politischer 
Kontrolle durch Ausschüsse und Regierungsstellen. 

Kanada ist eines der letzten Beispiele für die allgemeine Arbeit am Rund- 
funk. Im April d. J. ernannte die Regierung einen Ausschuß zur Prüfung der Lage 
des Rundfunks, in welchem 23 Parlamentsmitglieder vertreten waren. Laut amt- 
licher Mitteilung hat dieser Ausschuß folgende Aufgaben: 

ı. Prüfung der Arbeit des Kanadischen Funkausschusses und der Art, wie er das kanadische 

Rundfunkgesetz von 1932 und die Ausführungsbestimmungen des Gesetzes angewandt hat; 


. Feststellung, ob Änderungen am bisherigen Rundfunksystem erforderlich sind und welche; 

3. Feststellung, ob die bisherigen Gesetze und Bestimmungen ganz oder teilweise abgeändert 
werden müssen und welche Zusätze evtl. erforderlich sind; 

4. Prüfung, in welchem Ausmaß Mißbräuche zu politischen oder Werbezwecken erfolgt sind 
und Angabe der Grundsätze betr. ihre Regelung und Kontrolle. 


vw 
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Interessant ist der Zeitpunkt der Einsetzung des Ausschusses, der im April d.J. 
mitgeteilt wurde und im Vergleich zu ihm die Veröffentlichung der Empfehlungen 
des Ullswater-Ausschusses im März d.J. Diese zeitliche Folge dürfte kein Zufall 
sein, abgesehen davon, daß das Rundfunkwesen in Kanada entsprechend den neuen 
politischen Aufgaben dieses Dominions, wie sie sich aus gewissen strategischen Ver- 
schiebungen im Zusammenhang mit seinem mächtigen Nachbar ergeben haben, 
dringend der Erneuerung bedarf. Trotz staatlicher Reglung des Rundfunkwesens 
und der besonderen Kontrolle einer Kommission ist ein großer Teil der Sender 
Kanadas in Privathänden und wird von den Erträgnissen aus Reklamegebühren 
bestritten. Es sind in letzter Zeit zahlreiche Stimmen laut geworden, die von einer 
kulturellen Überfremdung Kanadas durch Amerika sprechen und dabei auch die in 
beiden Ländern gleiche Rundfunkorganisation und Programmgestaltung erwähnen. 
Es wurde in diesem Zusammenhang auch von einer notwendigen Abgrenzung ge- 
sprochen, die aber zwischen den beiden Ländern allein schon aus geopolitischen 
Gründen unmöglich ist, da keine natürliche Grenzen und voneinander getrennte 
Räume bestehen. Richtig ist vielmehr, daß sich in beiden Ländern gleichartige Be- 
strebungen zeigen, den Rundfunk als wesentlichstes Instrument der öffentlichen 
Meinungsbildung nicht in Privathand zu lassen, sondern unter staatliche Kontrolle 
zu bringen. Wir bemerken da einen Vorgang, der allenthalben zu beobachten ist 
und den wir a.a.O. bereits mit dem Anwachsen autoritärer Elemente in der Ver- 
fassung des Empire bzw. mit der immer häufiger auftretenden Intervention des 
Allgemeininteresses bezeichnet haben. Es ist auch nicht so, daß der Zwang zur 
Intervention des Staates ohne Druck erfolgt. Dieser Druck ergibt sich vor allem 
aus der zügellosen Handhabung der gegebenen Konzessionen an Private. In Ame- 
rika z.B. hat die private Initiative im Rundfunk längst das politische Instrument 
erkannt und greift auf dem Wege über eine Konzession, die ursprünglich einem 
kaufmännischen Interesse gewährt wurde, in das politische Leben ein. Wie der 
Weltrundfunkverein mitteilt, befinden sich von den 620 amerikanischen Sendern 
allein 125 in Besitz von Zeitungen oder sind in irgendeiner Form mit diesen ver- 
bunden. Es soll hier auch im Interesse späterer Darlegungen über die internationale 
Zusammenarbeit der Rundfunkgesellschaften und im besonderen ihrer Nachrichten- 
dienste auf den Beschluß des Scripps-Howard-Konzerns vom Ende des vorigen Jahres 
hingewiesen werden. Dieser Konzern, zu welchem die United-Press gehört, hat be- 
schlossen, die Aktien einer Anzahl von amerikanischen Sendern aufzukaufen. Wir 
wollen auch nicht verfehlen, zu beachten, daß der frühere Präsident der United- 
Press, Karl A. Bickel, an der Spitze dieses Unternehmens steht und kürzlich ein 
Buch über die Bedeutung des Rundfunks verfaßt hat. Es sind das Vorgänge, die 
nicht vereinzelt dastehen, sondern symptomatisch sind, und wenn sie unbeachtet ge- 
lassen werden, Gegenstand von Überraschungen und vollendeter Tatsachen in naher 


Zukunft sein können. 
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Die Gesetzgebung der Länder versucht hier regelnd einzugreifen. Kanada und 
Amerika beschreiten auch bezüglich des Rundfunks den gleichen Weg. Dem Aus- 
schußauftrag in Kanada entspricht in Amerika ein Gesetzentwurf zur Abänderung 
der „Communication Act“, der am ı5. Juli ı935 Kammer und Senat zuging. 
Dieser Entwurf bestimmt, daß ‚Jede Mitteilung oder jedes Programm, das von 
einer ausländischen Regierung, einer Abteilung oder Stelle dieser Regierung und 
für ihre Rechnung oder in ihrem Interesse gesendet wird, von keiner anderen Sende- 
stelle verbreitet werden darf, bevor es nicht dem Staats-Departement unterbreitet ist 
und eine schriftliche Genehmigung vorliegt, die beim Sender deponiert wird“. 

Die starke Beeinflussung der kanadischen Bevölkerung durch die amerikanischen 
Sender hat die Regierung aufhorchen lassen und hat zu einer Art Bewegung ‚Kana- 
discher Rundfunk für die Kanadier“ geführt. Die 1932 geschaffene „Canadian 
Radio Broadcasting Commission“ erwarb in Kürze fünf wichtige Sender in Montreal, 
Ottawa, Toronto und Vancouver und dehnt ihren Einfluß immer weiter aus, so daß 
gesagt werden kann, daß auch der kanadische Rundfunk allmählich ganz unter 
staatliche Verwaltung kommen wird. Voraussetzung dafür wird freilich sein, daß 
auch dort die Empfehlungen des Ullswater-Ausschusses sinngemäß angewandt werden 
und z.B. das Hoheitsrecht über den Rundfunk von dem bisher ressortierenden Mini- 
sterium für Marine und Fischereiwesen auf eine dem geistigen Wesen des Rund- 
funks entsprechende Stelle übergeht. 

Ähnliche Vorgänge zeigt die Rundfunkentwicklung in den übrigen Dominions, sie 
treten nur ın anderen Formen auf. Australien und Neuseeland, Länder mit einem 
hochorganisierten Rundfunk, kommen in ihrer Rundfunkgestaltung fast an das 
Mutterland heran. Auch in Australien organisierte sich der Rundfunk zunächst aus 
privater Initiative, ein für die Empire-Methoden Englands typischer Vorgang. Be- 
reits im Jahre 1923 aber erfolgte in der Form einer allgemeinen Gebührenreglung 
ein staatlicher Eingriff, der sich dann bis zu einer immer strafferen Organisation 
des Sendewesens und einer klaren Trennung des staatlichen Rundfunks (A-Sta- 
tionen) vom privaten Reklamerundfunk (B-Stationen) verstärkte und gegenwärtig 
sich besonders der Programmgestaltung zugewandt hat. Nach den neuesten Meldun- 
gen umfaßt der staatliche Rundfunk ı5 Sender, einschließlich des Kurzwellen- 
senders 3LR-Lyndhurst. 67 kommerzielle Sender haben längst nicht die Bedeutung, 
die ihre große Zahl vortäuscht. Sie sind einmal von sehr geringer Stärke und reichen 
über ihren örtlichen Berich nicht aus, und ihr Programm ist ferner durchaus unter- 
haltend bzw. der kaufmännischen Werbung angepaßt. Diese Organisation des Sende- 
wesens vereinigt die Vorteile des englischen und des amerikanischen Systems und 
vermeidet beider Nachteile, die einerseits in der hemmungslosen Privatinitiative und 
anderseits in deren Ausschaltung erblickt werden könnten. Nicht übersehen werden 
darf die sehr geschickte Anpassung dieser Organisation an die Aufgaben des Empire- 
Dienstes. Der Hörer verfügt über /} Programme: 
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1. Die Sendungen des Empire-Dienstes, die er mit dem Kurzwellenteil seines Ge- 
rätes (und nur solche werden in den Handel gebracht) empfängt. 

2. Tagsüber die regionalen Sendungen der A-Stationen. 

3. In den Abendstunden das Gemeinschaftsprogramm aller Sender von den Stationen 

Sydney und Melbourne. 

1. Das besondere Unterhaltungs- und Werbeprogramm der B-Stationen. 

Rechnet man noch den Auslandsempfang hinzu sowie die für die Ausbreitung 
des Rundfunks günstige große räumliche Entfernung der Städte und Siedlungen, 
so ist verständlich, daß die Rundfunkentwicklung dieser Länder eine außerordentliche 
Aufwärtsbewegung zeigt, wie sie sonst nur noch in Deutschland zu bemerken ist. 
Da Australien und Neuseeland die gleichen Organisations- und Programmformen 
entwickelt haben, sei hier zur weiteren Orientierung ein typischer Programmplan. 
mitgeteilt, bei dessen Beurteilung aber auf die oben dargelegte Programmübersicht 
verwiesen wird. Bei einer Hörerzunahme um 31 v.H. beziffert die New Zealand 
Broadcasting Board ihre Gesamtausgabensumme mit £ 186535 für das Jahr 1934. 
An reinen Programmausgaben wandte sie £ 46167 auf, die sich auf folgende Ge- 
biete verteilen: 


in 0% 
ernste Musik 17,26 
leichte Musik 12,88 
Tanzmusik, moderne 9,00 
Tanzmusik, alte 0,99 
Hörspiele 3,38 
Hörberichte und Sportberichte 2,793 
allgemeine bildende Vorträge, einschl. Schulfunk 7,65 
Nachrichten, Wetterdienst, Börse 7,25 
Gottesdienst, religiöse Vorträge 3,76 
Kinderstunden 5,10 


Mit welchen Einnahmen demgegenüber der englische Rundfunk im Mutterland 
rechnen kann, zeigt folgende Aufstellung: 

Einnahmen der BBC. im Jahre 1935: £ 2472572 (darunter £ 421576 aus Ver- 
öffentlichungen, — die Programmzeitschriften sind zugunsten der BBC. mono- 
polisiert). 

Die Ausgaben verteilen sich wie folgt: 

£ 1110572 für Programme, 

£ 386529 ‚ technischen Betrieb, 

£ 182560 ‚, Bauten, Unterhalt usw., 
£ 118898 ‚ Verwaltungskosten, 


Rest für Pensionen, Abschreibungen und Steuern. 
Diese außerordentlichen Aufwendungen für Programme haben den englischen 
Rundfunk an die Spitze aller Rundfunkgesellschaften der Welt gestellt, was die 
technische und künstlerische Qualität der Darbietungen angeht — eine Stellung, die 
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er nur noch mit dem deutschen Rundfunk zu teilen hat, dessen Gebührenverwaltung 

ebenfalls allein mit Rücksicht auf die künstlerische und technische Verbesserung 

der Sendungen erfolgt. Die BBC. ist also auch in Fragen der Programmgestaltung 

ein Vorbild der Gesellschaften im Empire, was sich nicht nur in der beherrschenden 

Entwicklung des Kurzwellenempfangs, sondern auch in den zahlreichen Übernah- 

men von BBC.-Programmen auf die Stationen des Empire-Rundfunks ausdrückt. 
%* 

Indien ist das dritte große Gebiet der ersten Sendezone des Empire-Dienstes. 
Gegenüber einer Einwohnerzahl von 363 100 000, die 200 Sprachen und Hunderte 
von Mundarten sprechen, will die Zuordnung Indiens zu Australien und Neuseeland 
in die gleiche Sendezone zunächst nicht recht einleuchten. Tatsächlich ist hier eine 
technische Schwierigkeit vorhanden, denn die drei Länder liegen im gleichen Richt- 
winkel des Kurzwellenstrahlers, aber es ist zweifelhaft, ob dieses Bedenken nicht zu 
überwinden gewesen wäre, etwa durch Aufstellung eines zweiten Richtstrahlers auf 
besonderer Welle und mit einem besonderen „Indien-Programm“. Letzteres ist es 
wohl gewesen, was vermieden werden sollte, denn der Gebrauch von Fremdsprachen 
im Empire-Dienst wäre dann nicht zu vermeiden gewesen und hätte die politischen 
Tendenzen dieser Rundfunkarbeit allzu offensichtlich gemacht. Hinzu kommt die 
wesentliche Aufgabe des Empire-Dienstes, Bindeglied zu sein für die weiße Ober- 
schicht in den Kolonien mit dem Mutterland und schließlich die geopolitisch be- 
dingte Zusammengehörigkeit der drei Gebiete der Zone im Sinne eines großen Welt- 
spannungsfeldes mit gemeinsamen Entwicklungstendenzen. Für die englische Ober- 
schicht der drei Gebiete ermöglicht die gemeinsame Sendezone also die einheitliche 
politische Ausrichtung und Angleichung. Für die in Indien überwiegende farbige 
Bevölkerung, deren politische Problematik zwar überaus kompliziert, aber in dem 
Willen zur völkischen Selbständigkeit doch geeint ist, mußten besondere Methoden 
der Rundfunkarbeit gefunden werden. Hier empfahl sich ein starker Ausbau des 
nationalen Rundfunks mit weitgehenden Konzessionen an die völkische Eigenart. 
Umfassende Vorarbeiten erfolgten darum im Interesse der Lösung des indischen 
Rundfunkproblems und in der Erkenntnis der ungeheuren Bedeutung der Entschei- 
dung, wie der Rundfunk methodisch vorzugehen habe. Nach der üblichen Pionier- 
arbeit einer privaten Gesellschaft in Bombay und Kalkutta übernahm die Regierung 
im Jahre 1930 den Ausbau der indischen Rundfunkorganisation. Sie paßte sich 
dabei den herrschenden Verhältnissen so kollkommen an, daß ihr Vorgehen ein- 
gehender dargelegt zu werden verdient. Die gespannte politische Atmosphäre des 
Landes forderte gebieterisch den Einsatz eines Instrumentes, das in der Lage war, 
unmerklich, aber stetig eine den Zielen der englischen Regierung gemäße politische 
Meinungsbildung durchzusetzen. Da an eine Meinungsbildung im engeren Sinne der 
politischen Parteienbildung nicht zu denken war, kam es darauf an, die Errungen- 
schaften der modernen Kultur und Zivilisation an die Massen heranzutragen und so 
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durch einen selbsttätigen Zwang zum vergleichenden Denken den Fanatismus weiter 
Bevölkerungskreise wirksam zu paralysieren. Hinzu kam die Schwierigkeit der 
zahllosen Sprachen und Dialekte, das Analphabetentum, die ungeheuren räumlichen 
Entfernungen und wesentlich auch die geringe Elektrifizierung des Landes. Alle 
diese Schwierigkeiten sind von den englischen Behörden hervorragend gelöst worden. 
Die Unmöglichkeit der allgemeinen Verwendung der englischen Sprache wurde als 
Möglichkeit zur Gewährung einer innenpolitischen Konzession erkannt, und die Ein- 
führung der Landessprache im Rundfunk erwarb diesem auch viele Freunde. Da 
sich die Programmgestaltung zunächst dem indischen Kulturkreis anpaßte (indische 
Musik), fand der Rundfunk auch entscheidende Förderung durch die einheimi- 
schen Fürsten. Neben der Errichtung von Sendern in den Hauptstädten aber, die 
verhältnismäßig leicht durchzuführen war, erhob sich immer dringlicher das Pro- 
blem des Rundfunks auf dem Lande. Hier waren alle Voraussetzungen wirkungs- 
voller Beeinflussung noch um ein Vielfaches erschwert. Die grundlegenden Unter- 
suchungen der Behörden ergaben die Abkehr von dem sonst überall geübten System 
des individuellen Hörens, der Gemeinschaftsempfang wurde die Grundlage 
des Rundfunks auf dem Lande. Es ist interessant, daß hier ein politischer und durch 
die ökonomischen Verhältnisse gegebener Zwang England ähnliche Wege finden ließ, 
wie sie Deutschland im Jahre 1933 im Interesse einer schnellen und umfassenden 
Rundfunkversorgung seiner Bevölkerung beschritten hat, mit dem Unterschied aller- 
dings, daß der Gemeinschaftsempfang in Indien die primitivste Stufe der dortigen 
Rundfunkentwicklung darstellt, im Gegensatz zu dem Charakter einer öffentlichen 
Feier, den der Gemeinschaftsempfang in Deutschland erhalten hat. 

Im Jahre 1935 trat die Entwicklung des indischen Rundfunks in ein neues 
aktiveres Stadium. Ein leitender Mitarbeiter der BBC., L. Fielden, trat in die Lei- 
tung des indischen Rundfunks über, und zwar in Form der Leitung einer beson- 
deren Rundfunkgeschäftsstelle beim Ministerium für Handel und Industrie. Be- 
achtlich auch hier wieder die aus taktischen und technischen Gründen erfolgende 
Ressortierung des Rundfunks bei einem technischen Ministerium. Als erste Maß- 
nahme hat diese Behörde die Schaffung von vier Zentralsendestellen vorgesehen, 
und zwar in Bombay, Kalkutta, Delhi und Madras. Diesen schließen sich Zwischen- 
sender in den einzelnen Provinzen an. Die Zentralsender senden zunächst in den 
hauptsächlichen Landessprachen, Delhi in Urdu, Kalkutta in bengalischer Mundart, 
Bombay in marathischer und gujehranischer Mundart, Madras in der Sprache der 
Tamilen und der Telegu-Mundart. Die Zentralstellen senden die allgemeinen Dar- 
bietungen (Nachrichtendienst!), hinzukommen die regionalen Beiträge der Zwischen- 
sender. Die treibende Kraft der BBC. wird erkennbar in der Übertragung geeig- 
neter Programme mit Hilfe ihres Empire-Dienstes, wobei darauf Wert gelegt werden 
soll, die Bevölkerung zum Verständnis der westlichen Musik zu erziehen. Ein Sender 
in Kalkutta wird die Kurzwellensendungen der BBC. übernehmen, umformen und 
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auf das indische Netz übertragen. Es zeigt sich in dieser Maßnahme der Weg, auf 
welchem das gesamte Rundfunkproblem leicht hätte gelöst werden können, wenn 
die politischen Notwendigkeiten nicht so stark gewesen wären und zum Beschreiten 
eines besonderen Weges genötigt hätten. 

Die Schaffung der Zentralsendestellen, denen die Gestaltung der wesentlichen 
Programmteile aller Sender obliegt, bedeutet also eine Schlüsselstellung englischer 
Politik in Indien. Wie sehr die Bedeutung des Rundfunks auch von den Indern 
selbst erkannt ist, zeigt das Beispiel des Nizam von Haiderabad, der für seine 
ı5 Millionen Untertanen die Einführung des Rundfunks tatkräftig fördert. Zwei 
Sender für Haiderabad und Aurangabad sind bereits in Auftrag gegeben und werden 
neben den englischen Auflagen in den Landessprachen Hindostani, Marathi, Gul- 
barga und Warangab arbeiten. Da der allgemeine Programmteil von den Zentral- 
sendestellen bestritten werden soll, überwiegen bei diesen Regionalsendern Vorträge 
über Gesundheitslehre, Landwirtschaft und andere Bildungsfragen, sowie musika- 
lische Darbietungen. Die Anlagen für den Gemeinschaftsempfang in den Dörfern 
(Schulen und öffentliche Plätze) sind allein für den Empfang des Ursenders gebaut 
bzw. auf seine Frequenz abgestimmt und werden von Batterien gespeist, für deren 
Erneuerung eine besondere Zentralstelle Sorge trägt. 

Die in der letztgenannten Maßnahme enthaltene Sicherung und die Anlage der 
Rund£funkorganisation überhaupt beweisen, daß die Lösung des Sprachenproblems 
in Wirklichkeit keine politische Konzession darstellt. Von einer Kritik der engli- 
schen Konservativen, den Gegnern jedes Nachgebens gegenüber dem indischen Natio- 
nalismus, an den Maßnahmen des ‚Indian State Broadcasting Service“ ist darum 
auch nichts bekanntgeworden. (Fortsetzung im Oktoberheft.) 


(Vgl. auch Dr. Franz Springer, ‚Die politischen Prinzipien des Rundfunkrechtes in den Ver- 
einigten Staaten von Amerika, Italien, England und Sowjetrußland‘. Spaeth & Linde, Berlin 1936). 


Eine Geschichte der Verfassung Indiens von 1600—1935 
Von Arthur Berridale Keith (London, Methuen & Co., Ltd.) Gewürdigt von Dr. Taraknath Das 


In diesem Werk gibt Professor Arthur Berridale Keith einen gedrängten, aber umfassenden 
Überblick über die Entwicklung einer verfassungsmäßigen Regierung in Britisch-Indien seit 
den Anfängen der ÖOst-Indischen Gesellschaft bis zur Gegenwart. 250 Seiten — mehr als 
die Hälfte des Buches — sind einem anschaulichen Bericht über die Politik der britischen 
Regierung seit den Morley-Minto-Reformen (1905), dem „Government of India Act‘ von 
1919, dem „Simon Commission“-Bericht, den Rundtisch-Konferenzen und dem „Government 
of India Act“ von 1935/36 gewidmet. Die Arbeit ist äußerst zeitgemäß und ein 
wertvoller Beitrag für das Studium der indischen Verhältnisse. 

Obwohl die britische Regierung in keiner Weise beabsichtigte, dem indischen Volk irgend- 
welche wesentlichen Zugeständnisse einzuräumen zur Verwirklichung seiner nationalen 
Bestrebungen, eine selbständige Regierung zu erhalten, zwang die nationale Bewegung Lord 
Morley, den damaligen Staatssekretär für Indien, zu gewissen Zugeständnissen, „um die Unter- 
stützung der indischen Gemäßigten und der Aristokratie für die indische Regierung“ gegen 
die radikalen und revolutionären Elemente zu gewinnen. Während des Weltkriegs führte die 
britische Regierung durch ihre offizielle Erklärung vom 20. August 1917 feierlich eine Politik 
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der ‚„allmählichen Einsetzung einer Volksvertretung in Indien als einem wesentlichen Teil des 
Britischen Reiches“ ein. Der „Government of India Act“ von 1919 (gewöhnlich bekannt als 
Montague-Chelmsford-Reformen) gab in seinem „System der Doppelregierung“ („system of 
dyarchy‘‘) den Vertretern des Volkes keine tatsächliche Möglichkeit einer Selbstregierung. 
Die Unzulänglichkeiten der Reformen, die die feierlichen Versprechungen, dem indischen Volk 
eine selbständige Regierung zu geben, verletzten, waren eine der Ursachen für die weitere Un- 
zufriedenheit und fortgesetzten politischen Umtriebe in Indien während der letzten Jahre. 

Obgleich der neue Verfassungsentwurf für Indien (1935-1936), der das Ergebnis verschiede- 
ner Umfragen und Besprechungen ist, „provincial autonomy“ und „semblence of responsible 
government“ verspricht, überträgt er der Regierung weder die Kontrolle über die Finanzen 
noch über die nationale Verteidigung und die Außenpolitik. Er stattet den Vizekönig und die 
Gouverneure der Provinzen mit unbeschränktem Vetorecht aus und gibt ihnen die Macht, in 
kritischen Zeiten Sonderbestimmungen zu erlassen, läßt also die Wünsche der Gesetzgeber voll- 
kommen unbeachtet. Man kann deshalb zuverlässig voraussagen, daß die neue Verfassung nicht 
einmal die gemäßigten Nationalisten, die den „Dominion Status“ verlangen, befriedigen wird, 
ganz abgesehen von denen, die für „volle Unabhängigkeit“ außerhalb des Britischen Reiches 
(the Federated Republic of the United States of India) eintreten, oder von den Radikalen, die 
die Errichtung einer sozialistischen Republik predigen (Nehru). „Nur schwerlich ist die Be- 
rechtigung der Auffassung in Indien zu leugnen, die bundesstaatliche Verfassung sei hauptsäch- 
lich durch den Wunsch zustande gekommen, den Beschluß, der Zentralregierung von Britisch- 
Indien volle Verantwortlichkeit zu übertragen, zu umgehen. Die angeblich zugestandene Verant- 
wortlichkeit wird um so bedeutungsloser durch die — dem Kurs der britischen Regierung 
nach — nicht überraschende Maßnahme, der bundesstaatlichen Regierung die Kontrolle über die 
Landesverteidigung und die Außenpolitik vorzuenthalten.“ (S. 474.) 

Der gut unterrichtete Verfasser weist darauf hin, daß, obgleich der „Government of India 
Act“ von 1935/36 nicht endgültig die Gewährung des „Dominion Status“ verspricht, Indiens 
Stellung doch eigentlich als die eines Dominions anerkannt wird, durch Tatsachen, wie z.B. 
Indiens Teilnahme am Obersten Kriegsrat des Empire und der Reichskonferenz von 1918, 
Indiens Aufnahme als gleichberechtigtes Mitglied in den Völkerbund und durch verschiedene 
Erklärungen höherer britischer Beamter, insbesondere durch die des indischen Vizekönigs, 
Lord Irwin (jetzt Halifax), im Jahre 1929: „Indiens Stellung im Imperium wird grund- 
- sätzlich als die eines Dominions betrachtet.“ 

Bei der Erörterung der zukünftigen Beziehungen Indiens zum Britischen Weltreiche, weist 
Prof. Keith darauf hin, daß die indische Zusammenarbeit mit dem Britischen Reich für die 
Zukunft wohl kaum gewährleistet sein wird, wenn das indische Volk nichts gerecht behandelt 
wird und ihm die ihm innerhalb des Britischen Reiches zustehenden Rechte eingeräumt 
werden. (S. 476.) Taraknath Das. 


Hans HuMMEL: Büchertafel 


4. Rudolf Kjellen u. Karl Haushofer: 
Macht und Erde. Bd. I: Die Großmächte 
vor und nach dem Weltkriege. 25. Aufl., 
35ı S., 69 Karten. Teubner, Leipzig-Berlin 
1935. Geh. RM. 9.20, geb. RM. 10.80. 

Der Herausgeber kündigt an, daß diese 
Jubiläumsauflage gleichzeitig die letzte Auf- 
lage des berühmten Werkes in seiner alten, 
auf Kjellen zurückgehenden Form sein wird, 
da sich mit der Veränderung der politischen 
Situation in der ganzen Welt, mit der Ver- 
änderung der politischen Wertungssysteme 
die alte Gestalt des Werkes nicht mehr er- 
halten läßt. Um so mehr begrüßen wir, daß 
auch in dieser Auflage die Teile über das 
Vorkriegseuropa unverändert übernommen 


wurden. Das Werk hat an sich mit jeder 
Neuauflage an innerem Ausschliff so gewon- 
nen, daß man versucht ist zu sagen, ‚diese 
Auflage sei mit Recht die letzte, weil sie 
unter den von Kjellen gegebenen Disposi- 
tionen die höchstmögliche Entwicklungsstufe 
erreicht hat. Im einzelnen brauchen wir das 
hier oft besprochene Werk nicht mehr be- 
sonders zu empfehlen, da es zum Handwerks- 
zeug gehört. 

5. Arthur Hertel: Sinngebung der Geo- 
medizin. Diss. 36 S. Berlin 1935. Einer 
Würdigung der Verdienste von Prof. Zeiß, dem 
auch den ZfG.-Lesern gut bekannten Schöpfer 
des Begriffes der Geomedizin, folgt eine knappe 
Charakterisierung der jungen Disziplin. 
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6. Ardissone Romualdo: La Forma del 
territorio de les Estados. Ensayo de Geo- 
grafia Politica. Buenos Aires 1933, 56 S. 

Dieser Aufsatz des argentinischen Autors, 
der in der Zeitschr. Humanidades, Bd. XXIII, 
S. 313-265 erschienen ist, behandelt die 
Frage der Gebietsform eines Staates. Aus- 
gehend von dem theoretischen Ideal der 
Kreisform, wobei die Hauptstadt in der 
Mitte liegt (als Beispiel wird Rumänien an- 
geführt), behandelt der Verfasser die Fälle 
der Nordsüdausdehnung (Chile) und Ost- 
westausdehnung (Tschechoslowakei). Daß eine 
so „oberflächliche‘‘ Behandlung dieser Frage 
das Problem nicht erschöpft, lassen die Be- 
trachtungen des Verfassers über die Industrie- 
zone im äußersten Süden von Finnland durch- 


blicken. 


Wehrpolitik und Wehrwissenschaft 

1. Eugen von Frauenholz: Wehrpolitik 
und Wehrwissen. 144 S. Quelle & Meyer, 
Leipzig 1935. Geb. RM. 1.80. 

2. Gerhard L. Binz: Die Erforschung 
der Wehrgrundlagen. 63 S. Dupont, 
München 1935. Kart. RM. 1.80. 

3. Erich Ludendorff: Der totale Krieg. 
120 S., Ludendorffs Verl, München 1935. 
Geh. RM. 1.50, geb. RM. 2.50. 

Während F., der Münchner Kriegswissen- 
schaftler, einen gedrängten Überblick über 
die deutsche Wehrgeschichte gibt und nur 
zum Schluß auf 20 Seiten dıe Grund- 
probleme der Wehrwissenschaft entwickelt, 
geht B. an diese Grundlagen heran und gibt 
eine aufschlußreiche Disposition der wehr- 
wissenschaftlichen Disziplin. B. definiert zu- 
nächst die Begriffe Wehr und Wehrwissen- 
schaft, gibt dann die Ausgangsstellung und 
teilt den Gesamtbereich in vier Lehrabschnitte: 
Wehrvolk, Wehrstaat, Wehrraum und Wehr- 
stoff. B., der aus Verdeutlichungsgründen von 
Wehrbedingungslehre spricht, um das ver- 
waschene Wort Wehrwissenschaften besser zu 
erklären, bringt wirklich eine Ordnung in das 
Chaos der Vorstellungen. Er weist auch der 
Wehrgeopolitik ihren richtigen Platz im Ge- 
bäude der Wehrwissenschaften an. Diese Ord- 
nung ergänzt General L. nach der praktischen 
Seite, indem er die Formen des totalen Krie- 
ges umreißt. Von der Grundlage der Wehr- 
geschlossenheit des ganzen Volkes ausgehend, 
behandelt er vornehmlich die Wirtschafts- 
und die reinen Wehrmachtsfragen. In einem 
Schlußabsatz räumt er dem Feldherrn, dem 
Führer des Krieges seine bedeutungsvolle, 
ausschlaggebende Stellung ein. 
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4. Justus Schmitt: Wirtschaftliche Mo- 
bilmachung. 86 S. Voggenreiter, Potsdam 
1936. Geh. RM. 1.80, geb. RM. 2.40. 

5. Gotthold Mühlner: Bevölkerungs- 
entwicklung unter kriegswissenschaft- 
lichen Gesichtspunkten. Schriften zur 
kriegswirtsch. Sch. u. Forsch., 45 S. Hanseat. 
Verlagsanst., Hamburg 1935. Kart. RM. 1.80. 

6. Hermann Pantlen: Krieg und Fi- 
nanzen. Schriften z. kriegswirtsch. Sch. 
u. Forsch., 64 S. Hanseat. Verlagsanst., 
Hamburg 1935. Kart. RM. 1.80. 


7. Fritz Fetzer: Ölpolitik der Groß- 
mächte. Schriften z. kriegswirtsch. Sch. u. 
Forsch., 69 S. Hanseat. Verlagsanst., Hamburg 
1935. Kart. RM. 1.80. 

Sch. (4) gibt in einer wirklich knappen 
Studie eine sehr notwendige Einführung in 
die Wehrwirtschaftslehre, die von allem Zah- 
lenballast befreit ist. Wer vom Potential re- 
det, soll auch zusehen, wie man dieses Kriegs- 
potential effektivieren kann, daher verlangt 
Sch. die Umstellung auch der Friedenswirt- 
schaft auf eine wehrwirtschaftliche Grund- 
lage, die ja überdies in vielen Fällen auch 
den Friedenserfordernissen selbst entgegen- 
kommt und sich fördernd auswirkt (Verlage 
rung usw.). 

Aus diesem großen Problemkreis greifen 
nun die von Kurt Hesse herausgegebenen 
Schriften (5-7) Einzelfragen heraus, wobei 
eben nur die Bezeichnung „Kriegswirtschaft“ 
unvorsichtig irreführend ist, während „Wehr“ 
doch immerhin den passiven, herausschie- 
benden und vorsehenden Charakter dieser Ge- 
dankengänge betont. Um so eher paßt dieses 
„Krieg-“ nicht, wenn — wie es M. (5) tut — 
zunächst nur altbekannte bevölkerungspoli- 
tische Gedankengänge erörtert werden und 
man auch weiterhin nicht viele Neuigkeiten 
entnehmen kann, so wie sie z. B. P. (6) in 
wohlabgewogener Ausführlichkeit ans Licht 
zieht. Die genaue Verfolgung der finanzpoli- 
tischen Auswirkungen kriegerischer Vorgänge 


(hier nun wieder wirklich „Krieg“ —, es geht 
in der Reihe etwas durcheinander!) läßt sehr 
wertvolle Rückschlüsse auf eine sorgsame 


Friedensfinanzpolitik zu — ein wertvolles 
Buch. F. (7) sortiert in einer „Wehr“wirt- 
schaftlichen Arbeit die Ölproduktion, Ölver- 
sorgung, Ölgesetzgebung an Hand des japani- 
schen Beispieles der Vorsorge und der Ein- 
schränkung. Nur leider: allen Großmächten 
geht es in dieser Frage anders; das Öl- 
problem ist wohl das verwickeltste aller Natio- 
nalwirtschaften. 


Wir weisen unsere Leser auf die Werbeblätter hin, die diesem Heft beiliegen: der Buch- 
handlung des Waisenhuuses, Halle-Berlin, der Firma Robert Frohn, Sohn, Remscheid, des 
Verlages Anton Pustet, Salzburg, und des Kurt Vowinckel Verlages, Heidelberg-Berlin. 


SIR: 
Verantwortlich ist: Professor Dr. K. Haushofer, München O 27, Kolberger Str. 18 / Verlag: Kurt Vowinckel, 
Heidelberg, Wolfsbrunnenweg 36 / Druck: Spamer A.-G. in Leipzig 


Papier von E. A. Geese, Berlin SW 68 


D.-A. II. Vj. 4000 


Enafand= Bücher 
A. DEMANGEON 


Bas Britifehe Weltreich 


Eine kolonialgeographische Studie, die das verzweigte, dem Außen- 
stehenden so unübersichtliche Reich in seinem Entstehen, Aufbau und 
Problemen zeigt. Den Ausgangspunkt bildet die geographische Struktur, 
aus der im Geiste germanischen Seefahrertums der Staat entwickelt wird. 


8°. 363 Seiten. 5 Karten. Leinen RM 6.— 


AL. CARTHILL 


Merkorene Herrfchaft: 
Wie England Indien aufgaß 


Carthill: der geistreichste Erbe der Richelieu und Talleyrand, ein 
Machiavell in moderner angelsächsischer Ausgabe, getragen von souve- 
räner Intelligenz und vom Willen zu bessern. Berlin, BZ am Mittag 


Das Buch ist ein Lehrbuch der Staatsmannskunst und der großen Politik 
vom englischen Standpunkt aus. Der Autor ist zugleich Staatsmann, 
Historiker und Philosoph von reichem Wissen; und schon seinen oft 


stark ironischen Darlegungen zu folgen, ist ästhetischer Genuß. 
Berlin, Deutsche Allgemeine Zeitung 


8°. 314 Seiten. 1 Karte. Leinen RM 6.40 


Die Erßfeßaft des Pißeralismus 


Eine Kampfschrift gegen den Liberalismus, die scharfe und geistvolle 
Kritik am liberalen Wesen von einem alten Tory. Carthill vereint 
außerordentlichen staatsmännischen Blick, umfassende Bildung und eine 


geistvoll-bissige Ironie mit der Erfahrung des alten Regierungsmannes. 


8°. 200 Seiten. Leinen RM 4.80 


KURT VOWINCKEL VERLAG GMBH. . HEIDELBERG 


Soeben erscheintinder Reihe unserer Biographien 


ein neuer wichtiger Band: 


E.SCOTT 


DIE STUARTS 


520 Seiten mit 15 Bildtafeln u.8 zeitgenössischen Dokumenten 
Broschiert RM 8.50, Ganzleinenband RM 10.— 
* 
Von den frühen Stuarts bis zum Verlöschen 


der Linie im Jahre 1807 


Wie eine schottische Ballade liest sich die Geschichte dieses 430 jährigen Ge- 
schlechtes, die farbenprächtige Abfolge der Abenteuer des Herzens, des Geistes, 
der Politik. Die Stuarts waren wie kein anderes Geschlecht die Repräsentanten 
eines adeligen Zeitalters, des Zeitalters der Kavaliere. Von ihren Gegnern 


schamlos verleumdet, wurden sie über die Maßen gelobt von wenigen Freunden, 
und der Streit über sie ist heute noch nicht verstummt. Sie waren zu sehr 
Edelleute, um erfolgreiche Könige sein zu können, um das harte Gesetz der 
Macht zu begreifen. Aber keine Herrscherfamilie könnte die Phantasie stärker 
beschäftigen. Wo gab es je auf einem königlichen Thron eine Frau von so 
berückender Schönheit, die über die Jahrhunderte hinaus wirkt, von solcher 
Hochsinnigkeit und Verlorenheit wie Maria Stuart? Und dann ihr Sohn 
Jakob I., der weiseste Tor der Christenheit, dessen Unglück es war, in einer 
Zeit fanatischer Glaubenskämpfe Einsichten zu haben, die ein paar Jahr- 
hunderte zu früh kamen — Karl I., der für seinen ehrlichen Namen das 
Schafott bestieg — Karl II., der europäische Flüchtling und Abenteurer und 
der erfolgreichste von allen — endlich Jakob II., der Soldat und Seeheld, der 
auch seines Glaubens wegen den Thron verlor, und schließlich die tragische 
Dämmerung des Geschlechtes mit dem „alten Chevalier‘, mit Karl Eduard 
und dem Kardinal Heinrich von York, — alles Stoffe für Königsdramen, wie 
sie Shakespeare schrieb. 

Die vorliegende Gesamtdarstellung hat den Vorzug, die Sachlichkeit wissen- 
schaftlicher Bildung zu vereinigen mit Liebe zum Stoff und mit der Kunst der Dar- 
stellung. Das Buch ist ein Beispiel jener seltenen Art von Geschichtsschreibung, 
die begeistert ist ohne pathetisch, genau ohne pedantisch, intim ohne indiskret 
zu sein. Es lebt aus der großen Überlieferung englischer Porträtkunst und 
Psychologie, die doch nie den Blick für die großen Linien der Politik verliert. 


VERLAG GEORG D.W. CALLWEY - MÜNCHEN 


FRIEDRICH BURGDÖRFER 


Der Leiter der amtlichen deutschen Bevölkerungsstatistik 


KURTVOWINCKEL VERLAG GM.B.H, HEIDELBERG 


Volk ohne Jugend 


Zu diesem Standardwerk über Geburtenschwund und Überalterung des 
deutschen Volkskörpers muß jeder greifen, der das deutsche Bevölke- 
rungsproblem in seiner ganzen Tragweite überschauen will. Burgdörfer 
legt die Lebensadern des deutschen Volkes in einer so eindringlichen und 
gewaltigen Schau bloß, wie sie kein anderer Staat der Welt so exakt 
und umfassend besitzt. Auf den in diesem Werk niedergelegten Fest- 
stellungen baut die Bevölkerungspolitik des III. Reiches auf. 

536 Seiten, 3. vermehrte Auflage, 35 Karten und Skizzen. Kart. RM 6.50. Leinen RM 8.— 


Bevölkerungsentwicklumg im Britten Reich 


Einziges und maßgebendes Werk über den erstaunlichen Umschwung 
der Bevölkerungsbewegung nach dem Umsturz, 


Diese Schrift wird der NSDAP., ihren Gliederungen und angeschlossenen 
Verbänden sowie den außerparteilichen Organisationen und Körperschaften 


zur Anschaffung und Förderung empfohlen. 
Hauptstelle für Schrifttumspflege bei dem Beauftragten des Führers 
für die gesamte geistige und weltanschauliche Erziehung der NSDAP. 


83 Seiten, 15 Abbildungen. Kart. RM 2.40 


Äustührlicher Prospekt kostenlos! 


Überblichen Sie das 
neuerscheinende Scheilttum 


x 


wieklich vollständig? 


Seit 12 Jahren haben wir, die Buch- 
vertrieb-GesellschaftmbH, erprobte 
Spezialabteilungen, insbesonderefür 
geopolitische Literatur ausgebaut. 


Den Überblick über die Neuerschei- 
nungen der ganzen Welt bieten wir 
unseren Kunden kostenlos in Rund- 
schreiben und in einer monatlich 
versandten Zeitschrift „Neues vom 
Büchermarkt‘‘, 


Haben Sie sich auf die Bearbeitung 
eines bestimmten Themas oder eines 
Sondergebietes spezialisiert? Wir 
gebenIhnen laufend Nachricht, wenn 
irgendwo ein für Sie wichtiges Werk 
erscheint. 


Daß wir Ihnen die übrigen Hilfsmittel 
einer modernen Buchhandlung: 
regelmäßige Ansichtssendungen, 
Monatskonto undRatendienst, bieten, 
ist selbstverständlich, ebenso wie 
wir Ihren Bedarf an Unterhaltungs- 
u. Geschenkbüchern sowie Ihre Zeit- 
schriften schnell und zuverlässig lie- 
fern. DabeihabenSiekeine Unkosten; 
denn wir arbeiten im Inland ohne 
Porto- und Verpackungsaufschläge! 


Bitte schreiben Sie uns unter Bezug- 
nahme auf diese Anzeige, damit wir 
Ihnen nähere Mitteilung und unsere 
Interessenkarte zusenden, die die 
Grundlage unserer Beratung bildet. 


N Buchvertrieb-Gesellschaft mbH 


Buchvertrieb- N Berlin-Schmargendorf 


Ban 
N 
Gesellschaft, *. Postfach 
Berlin-Schmargendorf 
Postfach N 
S 
Bitte senden Sie mir als Unter- EN 
lage für zukünftige kostenlose Buch- Rn 
beratung Ihre Interessenkarte N 


ANSCHRIFT: 


Tatsachenberichte aus Sowjeteußland 


EWALD AMMENDE: 


Mus Rußland hungern? 


Menichen: und Bölferichidjale in der 
Sowjetunion 


XXIV und 356 Geiten mit 22 Abbildungen 
Preis brofchiert NM. 6.—, Leinen geb. AM. 7.50 


Nirgendwo ift dieg bisher erjchütternder und lüber- 
zeugender nachgetwiefen worden als in diefem Buch, 
das jeder fennen muß, der e8 unternehmen will, über 
die heutige Lage im forpjetruffifchen Paradies ein be= 
gründetes Urteil abzugeben. Germania 


Hilfe wird in diefem Bud von denen verlangt, bie 
dem Boljihewismus die Tore des Wölferbundes ge= 
öffnet Haben. E3 ift ein Auf an Menfchen, die nicht 
fehen mwollen, weil fie nicht fehen dürfen, die fi blind 
ftellen müffen, mweil fie wiffen, daß fie mitfchuldig find. 
Das Bud) ift mit einem unendlichen Quellenmaterial 
fehr gründlich zufammengeftellt. Ammende hat Ruß 
land al® Student bereift, war al3 mirtfchaftlicher 
Sadverftändiger mehrfach im bolfchemiftifhen NRuß- 
land. Er ift ein einmwandfreier Kronzeuge für alle. 
Berliner Jllufte. Nahtausgabe 


OL6GA DIMITRIEWNA: 


18 Sabre Somietherrichnit 


Erlebnijje und Erfahrungen einer Frau 


VIII und 224 Seiten 
Preis brofchiert AM. 3.—, Leinen geb. AM. 4.50 


...nimmt in der unabjehbar gewordenen Rußland- 
literatur eine bejondere Stelle ein: erftens, weil hier 
die Dinge mit den Augen der Frau gejehen find, 
zweitens, mweildie Verfafferin eine entichiedene Gegnerin 
de3 Barentums und anfangs ebenjo entfchiedene An- 
hängerin der Nevolution geiefen ift. Erfahrungen und 
Erlebniffe Haben ihre Sinnesänderung bemirft. Was 
die Verfafferin berichtet, follte die gegenüber dem 
Bolihewismus fchon mieder gleichgültiger werdende 
Menjhheit aufrütteln und die verlorengegangene Soli= 
darität gegenüber dem bolfchemiftifchen Erzfeind wieder- 
finden helfen. Schönere Zufunft, Wien 


Auf Inappem Raume find hier in Eriftallflarer Sprache 
die Dinge in geradezu Hafjiiher Weije gefchildert. 
Blätter für Bücherfreunde, Leipzig 
Ein erfchütternde3 Dokument der jüngften Vergangen- 
heit. Befonderes Interefje des Leferd werden die ein- 
gehenden Ausführungen der PWerfafferin über die 
Sugendfragen und die tommuniftifche Ehegefeßgebung 
finden. Weftdeutihe Fanfare 


WILHELM BRAUMÜLLERVERLA& 
WIEN IX und LEIPZIG 


Spanien 


Frühere Aufsätze, 
die in der Zeitschrift für 
GEOPOLITIK erschienen: 


Das Spanische Kolonialreich als 


Beispiel eines künstlichen Staates. 
Von E. Samhaber (1933, Heft 10, S. 587—594). 


Politische Aspekte des Neuen 
Spanien. 
Von W. Schück (1932, Heft 11, S. 650659). 


Diese beiden Hefte sind noch lieferbar für 
RM 1.50, statt RM 2.—. 


Nicht mehr lieferbar ist: 
Madrid, Werden einer Großstadt 


in einer Steppenlandschaft. 


Mit Abbildungen und Karten von S. Passarge 
(1924, Heft 11, S. 688—694). 


KURT VOWINCKEL VERLAG GMBH. 
HEIDELBERG 


Dleibe gejund, 

jung und elaftiich durch 
Ifarrer Erpenjtein’s 
Gejundheitstee! 


Gibt geiftige Frifche, Spann: 
fraft und Ausdauer. Entgiftet 
das Blut ufw. Schmeckt beffer 
als der teuere gefundheitsfchäd- 
liche fhmwarze Tee. Auch lieferbar 
in Pulverform zum Einnehmen. 
Probepakung nur 1.— 


Zu beziehen durch die Auslieferungsitelle der 
Pfarrer Erpenftein’fhen Naturmittel: 
H.Klein, Nürnberg: A., Rofengafje 18 


IBERO- 
AMERIKANISCHES 
ARCHIV 


Zeitschriftd. Ibero-Amerikan. Instituts zu 

Berlin. Leitung: General W. FAUPEL. 

Schriftl.: Prof. Dr. 0. QUELLE. Jährlich 

4 Hefte (etwa 40 Bg. stark) nur M.10.—, 
Einzelh. 3.— 


x 


Die führende Ztschr. für d. ges. Ibero- Ame- 

rikan. Kulturkreis; umfaßt Länder- u. 

Völkerkunde, Geschichte, Wirtschaftskunde, 

Politik u. a. m., bringt Literaturberichte u. 

Kartenbibliographien in lückenloser Voll- 
ständigkeit. 


FERD. DUÜMMLERS VERLAG 
BERLIN SW 68 u. BONN (Gegr. 1808) 


Nicht die Masse, 


sondern einzelne kühne Sesfat- 
rer haben Europa zum Mittel- 
punkt der Erde gemacht, eln- 
zeine Männer, die schöpferisahe 
Leistung in sich spürten u. voil- 
bringen kennten. (J. v. Leer's 
in den ‚Wirtschafts-Winken‘‘). 
Klarheit über das Wesen dieser 
Leistungen und die Nutzanwen- 
dung für das eigene Schaffen 
vermittelt ihnen das Buch von 
W. H. Hoffmann 


Schöpferische 


Kraft 


Gesehe und Wirkungen, 
Verwertung, Steigerung 
Kein prahlerisches „Erfolgs- 
buch‘' sondern ein ernsthafter 
Helfer für den, der zielbewußt 
nach Höchstleistung strebt, 
entwickelt aus der Lebens- 
praxis der ganz Erfolgreichen. 
Lassen Sie sich dieses inter- 
essante Buch dooh gleich ein- 
mal zur unverbindlichen Prü- 
fang kommen. 336 Seiten Text, 
Format 15x21 cm, lichtechter 
Ganzleinenband, RM 12.— 

VERLAG FÜR WIRTSCHAFT 
U. VERKEHR, FORKEL & Co. 
STUTTGART, PFIZERSTR. 467 


Wie England 
regiert wird 


Von Sir Maurice Amos 


Professor des Rechts an der Universität London 


Ins Deutsche übertragen von 


Dr. Gerhard Erdsiek 


Landgerichtsrat am Landgericht Berlin 
1936. VIII und 240 Seiten 8°. Leinen RM 4.80 


Es wird begrüßt werden, daß gerade jetzt die deutsche Übersetzung eines Buches erscheint, 
das den Leser mühelos und in gedrängter Kürze in das kunstvolle, aber verwickelte Gewebe 
der englischen Verfassung einführt. Das Verständnis dieser Verfassung ist stets dadurch 
erschwert worden, daß diese Verfassung niemals aufgezeichnet worden ist und daß die ver- 
fassungsrechtliche Praxis in wichtigsten Einzelheiten auf Übungen und Gebräuchen beruht, 
deren wirkliche Bedeutung nur dem Eingeweihten vertraut ist. Der englische Verfasser, 
Sir Maurice Amos, der heute als Professor für Rechtsvergleichung an der Universität London 
wirkt, hat vorher jahrzehntelang in hohen englischen Staatsstellungen in England und 
Ägypten diese politische Praxis in eigener Anschauung kennengelernt und ist durch seine 
enge Fühlung mit den politisch entscheidenden Zirkeln Englands zu einer authentischen 
Darstellung des englischen Verfassungsrechts in besonderer Weise berufen. Sein Buch schlägt 
nicht den Weg eines trockenen Lehrbuches ein und vermeidet jeden ermüdenden Ballast. 
In wenigen, lose aneinandergereihten Kapiteln erörtert es die wichtigsten Verfassungstat- 
sachen in lebendigster Darstellung und stellt sie in den großen Zusammenhang der eng- 
lischen Geschichte. 

Im ganzen vermittelt das geistvoll und anziehend geschriebene Buch den Eindruck eines 
Verfassungskunstwerks, mit dem das Volk der stärksten politischen Begabung verstanden 
hat, seine Staatsführung stets im Gleichgewicht mit den wirklichen politischen Kräften des 
Landes zu halten. Das Buch wendet sich nicht nur an den Fachmann, der für zahlreiche, 
meist noch unbekannte historische und aktuelle Einzelheiten dankbar sein wird, sondern 
vor allem an den gebildeten Laien, bei dem es fachliche Kenntnis in keiner Weise voraus- 
setzt. Als Darstellung der politischen Leistung eines stammverwandten Volkes wird das 
Buch, zu dem Lord Hewart, der amtierende Lord-Oberrichter von England, eine Einleitung 
geschrieben hat, für den deutschen Leser heute von besonderem Wert sein. 


VERLAG W. KOHLHAMMER » STUTTGART 


Kampf 
den Schmerzen! 


Immer wieder hat sich dr HALA-Langwellstrahlapparat 
als zuverlässiger Helfer im Kampf gegen unerträgliche Schmerzen bewährt. 
Er erzeugt eine hochwirksame Art elektromagnetischer Strahlen, die tiefer 
in den Körper eindringen als andere Strahlen. In den Schmerzzentren rufen 
diese Strahlen Wallungsdurchblutungen hervor, die in kurzer Zeit alle 
schmerzverursachenden Fremdstoffe herausspülen. Viele tausend Apparate 
in Gebrauch! Besonders bewährt bei Asthma, Bronchitis, Erkältungen, 
Furunkulose, Ischias, Rheuma, Galle, Leber, Niere, Neuralgien. 


Herr Georg Otto, technischer Reichsbahn-Inspektor, Wesermünde-G., Betriebs- 
werk (Benutzer des Apparates seit 2 Jahren), schreibt unterm 21. Februar 1936: Meine 
Frau litt seit längerer Zeit an einer Kniegelenkentzündung. Trotzdem sie vom Facharzt 
länger behandelt war, stellten sich immer wieder Schmerzen ein. Durch die weiteren Be- 
strahlungen mit Ihrem Langwellstrahlapparat ist das Leiden behoben. Außerdem hatte 
ich den Apparat an einen Herrn verliehen, der an einem Zwölffingerdarmgeschwür litt. 
Durch die Benutzung des Apparates ist das Leiden wesentlich gebessert. Ich hoffe, Ihnen 
hiermit gedient zu haben und bin mit der Veröffentlichung dieses Berichtes einverstanden. |} 
Herr Wilhelm Hagemeyer, Fabrikant, Bad Oeynhausen, Rehnerstr. 474, schreibt | 
unterm 31.8.36: Im Jahre 1932 war ich an einem Leberleiden erkrankt. Während der 
Zeit meiner Erkrankung war ich dauernd in ärztlicher Behandlung. Nachdem ich dann 
in den Besitz des HALA-Apparates kam, konnte ich mich nach 10 maliger intensiver 
Bestrahlung als geheilt betrachten. Bis zum heutigen Tage habe ich noch keinerlei Be- 
schwerden wieder gehabt. Auch eine Augenlidentzündung und rheumatische Schmerzen 
im Armgelenk konnte ich mit dreimaliger Bestrahlung vollständig auskurieren., 
Somit kann ich den HALA-Apparat jedem bestens empfehlen. 


jeder Laie kann den Apparat ohne Schädi- 
gung verwenden. Für Vorbeugung und 
Heilung in jeder Familie von größtem 
Nutzen. Wir bieten unverbindliche Er- 
probungimeigenenHeim an. AufWunsch 
bequemeTeilzahlung. Aufklärende Schriften 
mit vielen Gutachten, auch von Ärzten, 
Professoren und Krankenhäusern, kosten- 


los und ohne Verpflichtung für Sie durch 


» HALA“ Hannoversche Lampenfabrik 


Hannover-Hainholz 


Fur Subskription, bisher sind erschienen 


SCHRIFTEN ZUR GEOPOLITIK. 


1. Geopolitik in der Volksschule. Von Thies. Neuauflage in Vor- 
bereltung ........+«--ssou0senunnenuunnnnnrer nenne vergriffen 


2. Zur Problematik des Raumbegriffs. Von A. Haushofer. 
kart. RM —.60 
3. Rückblick und Vorschau auf das geopolitische Kartenwesen. 
Von K. Haushofer..... rn m ee kart. RM —.60 


A. Wehrgeographische Betrachtungen der Sowjetunion. Von 


O. von.Niedermeyer..... 1... kart. RM —.60 
5. Europa — Germanische Gründung aus dem Ostseeraum. Von 

Hillahrreiß 2. N TREE ER kart. RM —.90 
©. Industrie in den Osten. Von W. Volz.......... kart. RM —.90 
7. Die Sowjetunion — Eine geopolitische Problemstellung. Von 

O. von Niedermeyer-Semjonow.......... Leinen RM 5.80 


Erste Darstellung der gewaltigen geopolitischen Verlagerungen durch die 
Sowjets. Phrasenlose Sachlichkeit ergibt ein überzeugendes Bild der im 
Osten heranwachsenden Gefahr für Europa. 


8. Die geopolitische Bedeutung der Stadt Goslar im ersten Reich. 
Von’ Wagner... ,..., nr deu ae kart. RM —.60 


9. Um Volksboden und Grenze. Von K.Trampler. kart. RM 2.40 
In knapper Form, für Schulungszwecke ausgezeichnet, eine Geopolitik des 


deutschen Grenzkampfes, mit völlig neuartigen, sehr eindringlichen Karten. 


TREE kart. RM 1.— 


11. Der Mittelmeerraum. Von Hu mmel-Siewert. Leinen RM 5.80 


Was hier geboten wird, ist Übersicht, Wissen und Abschätzungsvermögen 
über einen der ganz großen weltpolitischen Gefahrenpunkte, die Geo- 
politik eines maritimen Großraumes. Sonderprospekt kostenlos. 


10. Der lotharingische Raum. Von U. Crämer 


12. Die geopolitische Bedingtheit der Sozialpolitik. Von Rauecker. 
kart. RM —.60 

13. Formkräfte der Landschaft. Von Wolfgang Scheibe. 
In positiver Weise wird hier versucht, diejenigen Kräfte von Raum und Rasse 
aufzuzeigen und gegeneinander abzugrenzen, die im Volkskörper und in den 
Lebensäußerungen des Staatswillenssichtbarwerden und dassoziale und staat- 
liche Geschehen der Rassen und Völker bestimmen. Erscheint demnächst. 


KURT VOWINCKEL VERLAG GMBH,, HEIDELBERG — BERLIN 


2 Die Zeitung mit der besten Auslands- | 
verbindung. a. 


Die Zeitung des gebildeten deutschen 
Ä Menschen. a 
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Soeben erschien: 


Hans Krebs „Kampf i in Böhmen“ 


Ein Buch von Be cichecher und politischer Bedeutung / 


geschichtlich — denn es ist die erste vollständige Dar- 2 
stellung der nationalsozialistischen Bewegung in Böhmen. 
von ihren Ursprüngen als Arbeitervereins- Bewegung. im: 
Alten Österreich bis zum Verbot der Deutschen National- 
sozialistischen Arbeiterpartei im Jahre 1933 durch die, 
tschechischen Behörden, Ba ” ( A 
politisch — denn es stellt die Geschichte der DNSAPinden 
Rahmen der großen Auseinandersetzung der mitteleuropä- x 
ischen Völker, diein den Nationalitäten-Kämpfen des Alten 
Österreich begann, in der ungeklärten und geiahrvollen. 
inneren Staatsverfassung der Tschechoslowakei ihren 
symptomatischen ‚Ausdruck findet und nach einer wahrhaft 
europäischen Lösung ‚drängt. Solcher Zukunftsordnung 


suchte die DNSAP zu dienen, bis sie im ‚Jahre 1933 inner- = 


lich ungebrochen dem Verbot der Staatsmacht der Tsche- 
chen erlag. Das Buch bietet über Kampf und Schicksal 
der sudetendeutschen Nationalsozialisten einen einzig- A 


artigen Aufschluß, weiles von einem der führenden Männer. i Ra 


der Bewegung selbst. geschrieben wurde. Die Form. 


der Darstellung, die Ausstattung mit. zahlreichen Karten 


und die Beigabe von Bildteilen mit bisher unveröffent- 
lichten Aufnahmen aus der Geschichte der national- 
sozialistischen Bewegung in Böhmen machen das Buch 
zu einem Volksbuch, dessen Leserkreis unbegrenzt: ist. 


Format 25 :19,5 cm, 228 Seiten mit 105 Bil 
dern und 16 Karten. Ganzleinenband RM 7 50. 


VOLK UND REICH VERLAG G.m.b.H., BERLIN We 


